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HERBERT VON HALEM VERLAG

Editorial

Autonomieprobleme
Die Unabhängigkeit des Journalismus zieht sich als Thema in dieser Ausgabe 
durch etliche Beiträge. Genauer gesagt, die Frage, ob sich Journalist*innen ver-
lässlich auf ihre berufliche Aufgabe konzentrieren (können), Öffentlichkeit her-
zustellen, also ein Optimum an zutreffenden und für alle wichtigen Informatio-
nen allgemein zugänglich zu machen. Daran schließt sich die Frage an, wie diese 
professionelle Autonomie vor Übergriffen aus Politik und Parteien, aber auch aus 
Unternehmen, Kirchen, Sportverbänden usw. geschützt werden kann.

Wie verhalten sich journalistische Medien zu Social-Media-Auftritten von 
Politiker*innen? Wehrt der Journalismus hier politische Einflüsse erfolgreich 
ab, oder gelingt der Politik das Agenda Setting? Anna Spatzenegger hat große 
Mengen von Facebook-Posts und Tweets deutscher, österreichischer und Schwei-
zer Politiker*innen sowie entsprechende Artikel aus Zeitungen der drei Länder 
untersucht. Ein Ergebnis: Unabhängig von kulturellen Unterschieden bevorzu-
gen Journalist*innen offenbar solche Social-Media-Posts, die die meisten Inter-
aktionen nach sich ziehen. Das warnende Fazit der Autorin: Journalist*innen 
sollten »bedachtsam und kritisch« mit Facebook- und Twitter-Beiträgen als 
Quellen ihrer Arbeit umgehen. 

Journalismus studieren? Journalistik oder Kommunikationswissenschaften? 
Praktiker*innen raten häufig, lieber ein »handfestes« Fach zu wählen. Konstan-
tin Schätz’ und Susanne Kirchhoffs in Ausgabe 2/20 vorgestellter Untersuchung 
ist zu entnehmen, dass sich diese Missachtung der akademischen Berufsbildung 
auch in deren verzweifelten Bemühungen zu erkennen gibt, dem Medienge-
schäft zu gefallen, ohne der Praxis wie bei anderen Berufen innovative Anstöße 
zu geben. »Die Vorstellung, dass Aus- und Weiterbildung nicht nur den Bedarf 
der Medienunternehmen befriedigen müsse, sondern auch ein Impulsgeber sein 
könnte, der die Journalismusbranche gestalten und über die Qualitätssicherung 
bzw. Vermittlung von Ethik und Verantwortlichkeit hinaus das Berufsprofil 
formen kann, ist bei der Mehrheit [der in Österreich für journalistische Berufs-
bildung Verantwortlichen] kaum verankert.«

Woher kommt die mangelnde Akzeptanz der Journalismusausbildung an 
Hochschulen, die sich in einem solch schwachen Selbstbewusstsein zeigt? Horst 

https://journalistik.online/ausgabe-2-2020/neue-wege-im-journalismus-weichenstellung-in-der-ausbildung/
https://journalistik.online/ausgabe-2-2020/neue-wege-im-journalismus-weichenstellung-in-der-ausbildung/
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Pöttker leitet sie in seinem Beitrag her von den Verlegern und Chefredakteuren 
der Weimarer Republik, die dem Gesinnungsjournalismus verhaftet waren. Sie 
verstanden sich, so seine These, in erster Linie als Sozialdemokraten, Kommu-
nisten, Katholiken, Nationalsozialisten usw. und »mochten die berufliche Sozia-
lisation ihres journalistischen Personals nicht der für Sachlichkeit zuständigen 
Institution Universität überlassen«. Aus dieser Perspektive kann wissenschaft-
liche Berufsbildung ein Mittel sein, um die professionelle Autonomie des Jour-
nalismus gegen Einflüsse von außen zu verteidigen. Dass das keine vergebliche 
Hoffnung ist, zeigen heute die USA, wo journalistische Berufsbildung an Univer-
sitäten seit den 1920-er Jahren weit verbreitet ist und die Journalist*innen neben 
den Richter*innen zu den wichtigsten Berufsgruppen gehören, die das demokra-
tische System gegen die Übergriffe der Trump-Administration verteidigen. Wür-
den die deutschen Journalist*innen ebenso beherzt einen Alexander Gauland in 
die Schranken weisen, wenn der jemals Bundeskanzler wäre?

Peter Welchering arbeitet in seinem Essay den Unterschied zwischen »Gesin-
nung« und »Haltung« heraus. Er bezieht sich ebenfalls auf die historische 
Trennung zwischen Gesinnungs- und Geschäftspresse und warnt vor einer Aus-
richtung journalistischer Aus- und Weiterbildung an einem von Emil Dovifat 
geprägten Modell des Gesinnungsjournalismus. Professionelle Haltung dagegen 
meint die stabile Orientierung an der journalistischen Aufgabe verlässlicher 
öffentlicher Information. 

Im Mittelpunkt der Debatte steht das Verhältnis von »Alternativmedien« zu 
»Leit-« oder »Mainstream-Medien«. Mein Beitrag betrachtet viele aktuelle Alter-
nativmedien als »Copycats«, die erfolgreiche zivilgesellschaftliche Konzepte 
kopieren und kapern wollen. Michael Meyen dagegen sieht das Problem bei den 
Leitmedien, die ihrem demokratischen Auftrag, ein pluralistisches Optimum 
an unterschiedlichen Positionen öffentlich zu machen, nicht ausreichend nach-
kommen. Demgegenüber würden bei den »Alternativen« gleich welcher Couleur 
neue Finanzierungsmodelle, neue Formen der Publikumsbeteiligung und der 
Publikumsbindung sichtbar. Zur Kritik an den Mainstream-Medien lässt sich 
fragen, ob die hier ins Spiel gebrachte Aufmerksamkeitsökonomie wirklich nur 
einem kommerziellen Kalkül oder nicht auch dem Ziel dient, mit Informationen 
ein möglichst großes Publikum zu erreichen, das zur journalistischen Kernauf-
gabe Öffentlichkeit gehört? 

Mit der Frage nach der verlässlichen Konzentration auf diese Aufgabe, nach 
der journalistischen Autonomie hat die Debatte insofern zu tun, als beide Beiträge 
Autonomiedefizite konstatieren: Der eine erkennt sie vor allem bei denen, die 
unter der falschen Flagge der »Alternativmedien« segeln, um problematische 
politische Positionen in die Öffentlichkeit zu schicken; der andere sieht sie bei 
den Leitmedien, die sich mit den herrschenden politischen Positionen, Argumen-
tationsstilen und Legitimationskonzepten gemein machen.
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Wie schätzen Sie die Rolle der »Alternativmedien« ein, gestern wie heute? 
Diskutieren Sie mit  –  direkt unter den Aufsätzen, dem Essay und den Debatten-
beiträgen. Haben Sie Themenanregungen, ein Manuskriptangebot oder Kritik? 
Schreiben Sie uns an redaktion@journalistik.online.

Folgen Sie der Journalistik gern auch auf Facebook: https://www.facebook.com/
journalistik.online

Gabriele Hooffacker, im Oktober 2020 

mailto:redaktion%40journalistik.online?subject=
https://www.facebook.com/journalistik.online
https://www.facebook.com/journalistik.online
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Aufsatz

Anna Spatzenegger

Social Media als Quelle  
journalistischer Arbeit
Einfluss der Facebook- und Twitter-Beiträge von 
PolitikerInnen auf die Berichterstattung von Tageszeitungen

Abstract: Der vorliegende Artikel analysiert, inwiefern JournalistInnen die 
Auftritte von PolitikerInnen in Sozialen Netzwerken als Quelle für die 
Berichterstattung nutzen. Mittels einer Inhaltsanalyse wurden sechs Tages-
zeitungen und die Facebook- und Twitter-Accounts von neun PolitikerInnen 
aus Österreich, Deutschland und der Schweiz untersucht. PolitikerInnen 
haben durch ihre Social-Media-Beiträge teilweise einen Einfluss auf das 
Agenda-Setting der Tageszeitungen. Außerdem hat die Zahl der Fans bezie-
hungsweise Follower und die Anzahl der Interaktionen bei den einzelnen Bei-
trägen einen Einfluss darauf, ob JournalistInnen diese zitieren. Des Weiteren 
wurden große Unterschiede hinsichtlich der Social-Media-Nutzung einerseits 
und der Chance auf eine Übernahme eines Facebook- oder Twitter-Beitrages 
in eine Tageszeitung andererseits zwischen den drei Ländern und den politi-
schen Parteien gefunden.

Einleitung 

»What we do on social networks leads to extra attention on television and in 
the newspapers« (de Volkskrant 2010: o.S., zit. n. Broersma/Graham 2012: 408), 
so die Begründung des niederländischen Ministerpräsidenten Mark Rutte, 
weshalb PolitikerInnen auf Soziale Netzwerke zurückgreifen. Auch zahlreiche 
deutschsprachige PolitikerInnen sind auf Facebook und Twitter aktiv  –  unab-
hängig davon, ob sie auf Gemeinde-, Landes- oder Bundesebene tätig sind. Mit 
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Präsenz in den Sozialen Netzwerken versuchen sie, möglichst viele potenzielle 
WählerInnen mit ihren Botschaften zu erreichen. 

Nicht nur Fans und Follower rezipieren die Social-Media-Beiträge, sondern 
auch JournalistInnen. Greifen diese auf die Botschaften der PolitikerInnen in 
den Sozialen Netzwerken zurück und thematisieren sie in ihrer Berichterstat-
tung, erreichen die PolitikerInnen dadurch eine größere Bekanntheit. Außerdem 
erhalten die Aussagen der PolitikerInnen eine größere Glaubwürdigkeit, da für 
Informationen zum aktuellen Geschehen klassische Nachrichtenmedien nach 
wie vor dominierend sind (vgl. Engel/Rühle 2017: 396). Der vorliegende Beitrag 
untersucht, welchen Einfluss die Social-Media-Aktivitäten ausgewählter öster-
reichischer, deutscher und Schweizer PolitikerInnen auf die journalistische 
Berichterstattung von Tageszeitungen haben. Als Übernahme wurde dabei 
gewertet, wenn Facebook- und Twitter-Beiträge der PolitikerInnen in Zeitungs-
artikeln zitiert oder erwähnt wurden. 

Geprüft wurden folgende Hypothesen: 
• Je umstrittener Facebook- und Twitter-Beiträge sind, desto eher werden sie 

in die untersuchten Tageszeitungen übernommen.
• Die Boulevardzeitungen übernehmen mehr Facebook- und Twitter-Beiträge 

in ihre Berichterstattung als die Qualitätszeitungen in den jeweiligen Län-
dern. 

• Je mehr Facebook-Fans beziehungsweise Twitter-Follower die PolitikerIn-
nen haben, desto eher werden ihre Posts und Tweets in der Berichterstat-
tung der Tageszeitungen zitiert. 

Das Ziel war, unter Berücksichtigung der verschiedenen politischen Kulturen 
und Parteien, einen möglichen Einfluss der Facebook-Posts und Tweets der Poli-
tikerInnen auf das Agenda-Setting der Tageszeitungen festzustellen.

Nutzung von Sozialen Netzwerken durch PolitikerInnen und 
JournalistInnen

Mithilfe von Social Media erreichen Organisationen, Unternehmen, Parteien 
und auch einzelne PolitikerInnen ihre Zielgruppen zusätzlich zur Bericht-
erstattung der traditionellen, journalistischen Medien. PolitikerInnen können 
via Twitter, Facebook & Co ihre eigenen Themen präsentieren und sich zu aktu-
ellen Berichten und Ereignissen äußern. Und sie können sich der Debatte in 
journalistischen Medien verweigern, indem sie Anfragen unbeantwortet lassen, 
bestimmten Medien keine Interviews geben, sondern sich stattdessen lediglich 
auf Facebook oder Twitter äußern (vgl. Broersma/Graham 2013: 461f.). Soziale 
Netzwerke fördern  –  da sie auf den sozialen und emotionalen Beziehungen der 
NutzerInnen basieren  –  vor allem die Verbreitung von emotionalen und mora-
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lischen Beiträgen, sogenannte Soft News (vgl. Imhof 2015: 19f.). Sie befördern die 
Personalisierung wie die Trivialisierung von Politik.

Im österreichischen Wahlkampf 2017 griffen vermehrt jene Parteien und 
AkteurInnen auf Soziale Netzwerke zurück, die diese bisher weniger bespielten 
(vgl. Klinger/Russmann 2017: 304). Deutlich erkennbar war, dass statt Sachfra-
gen verstärkt Personen in den Vordergrund gerückt wurden mit dem Ziel, ihren 
Bekanntheitsgrad sowie Sympathie- und Glaubwürdigkeitswerte zu erhöhen 
(vgl. Puhle 2003: 41). Ein weiteres Ziel der WahlkampfstrategInnen bestand darin, 
über die Social-Media-Präsenz der KandidatInnen auch journalistische Medien 
zu erreichen und somit die Medien- und Publikumsagenda zu beeinflussen.

Für JournalistInnen stellen Social Media ein schier unerschöpfliches Reser-
voir an Quellen dar (vgl. Hermida 2010: 298f.). Zitiert werden Social-Media-Bei-
träge in journalistischen Medien entweder, weil sie als solche berichtenswert 
erscheinen, oder weil JournalistInnen sie für geeignet halten, eine Aussage oder 
Haltung zu belegen (vgl. Broersma/Graham 2012: 405). Social-Media-Inhalte 
erleichtern insofern die Arbeit der JournalistInnen, als dass sie nicht selbst Inter-
viewanfragen stellen und verschiedene Meinungen einholen müssen. Statt Poli-
tikerInnen zu befragen, kann einfach ein Tweet aufgegriffen und in den Bericht 
eingebaut werden (vgl. Broersma/Graham 2012: 408). Auch wenn in den Sozialen 
Netzwerken unterschiedliche Meinungen existieren, greifen JournalistInnen 
tendenziell vor allem die Aussagen prominenter und mächtiger AkteurInnen 
auf. Dadurch werden bestehende Machtstrukturen eher gestärkt als in Frage 
gestellt (vgl. Knight 2012: 61). 

Politik und Journalismus gehen so gesehen auch bei der Nutzung von Social 
Media eine symbiotische Beziehung ein. Kritik und Kontrolle kommen zu kurz, 
wenn PolitikerInnen an journalistischen Medien vorbei ihre eigenen Kanäle 
bespielen oder JournalistInnen unkritisch zitieren, was PolitikerInnen via Social 
Media verbreiten. Überwiegend erlangen Tweets und Posts keine so große Reich-
weite wie die Berichterstattung in traditionellen, journalistischen Medien (vgl. 
Theis-Berglmaier 2014: 154-159f.). Dies bedeutet, dass Soziale Netzwerke die 
traditionellen Medien nicht ersetzen, sondern als weitere Kanäle ergänzen. Den-
noch ist der verstärkte Einsatz von Social Media durch PolitikerInnen zwecks 
Umgehung journalistischer Medien eine Entwicklung, die aufmerksam beob-
achtet werden sollte.

Methodisches Vorgehen

Für die Untersuchung wurden sechs deutschsprachige Tageszeitungen aus 
Österreich, Deutschland und der Schweiz ausgewählt, jeweils eine Qualitäts- 
und eine Boulevardzeitung pro Land: Der Standard, Heute, Süddeutsche Zeitung, 
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Bild-Zeitung, Blick und Neue Zürcher Zeitung. Bei den österreichischen und deut-
schen Zeitungen wurde nicht nur die Druckvariante der Zeitungen, sondern 
auch das Online-Angebot der Zeitungen untersucht, da die Interaktivität von 
Facebook- und Twitter-Beiträgen in Online-Artikel besser eingebaut werden 
kann und dadurch möglicherweise öfter verwendet wird. Mittels der Suchbegrif-
fe »Facebook« und »Twitter« bzw. »Tweet« wurde in den Online-Archiven und 
der APA-DeFacto-Datenbank möglichst breit nach Zeitungsartikeln der sechs 
Tageszeitungen gesucht. Während des Erhebungszeitraums von zwölf Wochen, 
vom 09.03.2019 bis 31.05.2019, wurden für zahlreiche deutschsprachige Politi-
kerInnen laufend die Facebook- und Twitter-Beiträge abgespeichert, da nicht 
abzusehen war, welche PolitikerInnen in den Zeitungsartikeln zitiert werden 
würden. Nach Abschluss der Erhebung wurde die Häufigkeit der in den Arti-
keln zitierten PolitikerInnen erhoben. Aufgrund dessen wurden für Österreich, 
Deutschland und die Schweiz die drei am häufigsten genannten PolitikerInnen 
ermittelt, deren Facebook- und Twitter-Beiträge näher untersucht werden. Bei 
den ausgewählten PolitikerInnen handelt es sich um Heinz-Christian Strache 
(FPÖ), Sebastian Kurz (ÖVP), Pamela Rendi-Wagner (SPÖ), Annegret Kramp-Kar-
renbauer (CDU), Heiko Maas (SPD), Christian Lindner (FDP), Natalie Rickli (SVP), 
Jacqueline Fehr (SP) und Thomas Aeschi (SVP).

Somit wurden in der Untersuchung insgesamt 3054 Beiträge mittels eines 
Codebuches codiert und ausgewertet. Diese Beiträge setzen sich aus 1156 Face-
book-Posts, 1036 Tweets und 862 Tageszeitungsartikeln zusammen. 245 Arti-
kel  –  etwa 28 Prozent und somit über ein Viertel  –  beschäftigen sich mit den 
Beiträgen der ausgewählten neun PolitikerInnen in den Sozialen Netzwerken 
und wurden noch weitergehend codiert.

Deskriptive Ergebnisse der Untersuchung

Anzahl der Facebook-Fans und Twitter-Follower

Die genannten PolitikerInnen unterscheiden sich hinsichtlich der Anzahl der 
Facebook-Fans und Twitter-Follower stark voneinander. Dies ist teilweise auf 
die Bevölkerungszahl der einzelnen Länder zurückzuführen. Allerdings zeigt 
sich deutlich, dass die Sozialen Netzwerke in Österreich, Deutschland und 
der Schweiz eine unterschiedliche Bedeutung bei den PolitikerInnen und den 
BürgerInnen haben. In Österreich stellt insbesondere Facebook ein wichtiges 
Kommunikationsinstrument für die PolitikerInnen dar. In der Schweiz hin-
gegen spielen die Sozialen Netzwerke eine wesentlich geringere Rolle. Auch 
wenn Deutschland zehnmal mehr EinwohnerInnen als Österreich hat, liegen 
dennoch die österreichischen SpitzenpolitikerInnen im Vergleich der Anzahl der 
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Facebook-Fans weit vorne. Bereits vor der Ibiza-Affäre stellte Straches Facebook-
Seite einen wichtigen und stark beachteten Kommunikationskanal dar und »war 
lange der Prototyp direkter politischer Kommunikation in Österreich und das 
Rückgrat einer eigenen Medienwelt« (Fidler 2019: 8). Dies zeigt sich auch deut-
lich in der Anzahl der Fans und Follower in der folgenden Tabelle (Stand Septem-
ber 2019): 

Politiker/Politikerin
Anzahl  

Facebook-Fans
Anzahl  

Twitter-Follower

Heinz-Christian Strache (FPÖ) 792.000 62.000

Sebastian Kurz (ÖVP) 800.000 348.000

Pamela Rendi-Wagner (SPÖ) 102.000 16.300

Annegret Kramp-Karrenbauer (CDU) 40.000 83.500

Christian Lindner (FDP) 250.000 354.000

Heiko Maas (SPD) 50.000 333.000

Thomas Aeschi (SVP) 3.700 1.200

Jacqueline Fehr (SP) 7.200 10.800

Natalie Rickli (SVP) 29.000 45.800

Anzahl der Zeitungsartikel mit Facebook- und Twitter-Beiträgen

Die Abbildung 1 zeigt die Verteilung der Artikel, die sich mit den Facebook- und 
Twitter-Beiträgen von einem der neun ausgewählten PolitikerInnen beschäfti-
gen. Während die österreichischen Zeitungen Der Standard und Heute sehr viele 
Artikel über die neun PolitikerInnen verfassten, waren dies bei den deutschen 
Zeitungen deutlich weniger. Insbesondere die Online-Ausgaben von Der Standard 
und Heute veröffentlichten zahlreiche Artikel. In den österreichischen und deut-
schen Zeitungen wurden insgesamt 813 Artikel veröffentlicht. Dies bedeutet, 
dass nur wenige Artikel in den beiden Schweizer Medien herausgegeben wur-
den; elf Artikel im Blick und 38 Artikel in der Neuen Zürcher Zeitung. 

Über 70 Prozent der Beiträge wurden auf den Online-Plattformen der Zeitun-
gen veröffentlicht. Die Verteilung der Beiträge zeigt deutlich, dass JournalistIn-
nen vermehrt in online veröffentlichten Artikeln auf die Facebook-Posts und 
Tweets von PolitikerInnen zurückgreifen. Der deutliche Unterschied könnte sich 
vor allem durch die Interaktivität und grafische Darstellung von Beiträgen auf 
Sozialen Netzwerken erklären lassen.
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Abbildung 1:
Anzahl der Artikel nach Medium, die einen Facebook- oder Twit-
ter-Beitrag von einem der neun ausgewählten PolitikerInnen 
zitieren

Anzahl der Facebook- und Twitter-Beiträge

Während des Untersuchungszeitraums veröffentlichten die neun PolitikerInnen 
insgesamt 1156 Facebook-Posts und 1036 Tweets. Dabei nutzen die österreichi-
schen PolitikerInnen Facebook am intensivsten. Insbesondere Heinz-Christian 
Strache sticht durch die Anzahl von 330 Posts hervor. Sebastian Kurz veröffent-
licht mit 217 Posts zwar deutlich weniger als Strache, allerdings nutzt er die 
Plattform häufiger als die anderen untersuchten PolitikerInnen. Pamela Rendi-
Wagner folgt knapp hinter Kurz mit 183 Posts. In den beiden anderen Ländern 
nutzen lediglich Christian Lindner (145 Posts) in Deutschland und Jacqueline 
Fehr (111 Posts) in der Schweiz die Plattform häufiger.

Im Vergleich dazu fällt auf, dass Twitter von anderen PolitikerInnen intensi-
ver genutzt wird als Facebook. Laut Udris, Vogler und Lucht (2018: o.S.) nutzen 
rechtspopulistische Parteien eher Facebook. Da von der deutschen Partei AfD nur 
sehr wenige Facebook-Posts beziehungsweise Tweets gesammelt werden konn-
ten, die in Tageszeitungen aufgegriffen wurden, wurde kein/e AfD-PolitikerIn 
zur näheren Untersuchung ausgewählt. Deshalb kann bezüglich der Nutzung 
von Facebook durch rechtspopulistische PolitikerInnen in Deutschland keine 
Aussage getroffen werden. In Österreich bestätigt sich die Feststellung von Udris, 
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Vogler und Lucht. Strache veröffentlichte lediglich 32 Tweets im Untersuchungs-
zeitraum. Dies bedeutet, dass er nur etwa jeden zweiten bis dritten Tag einen Bei-
trag auf Twitter veröffentlichte. In der Schweiz lässt sich die Aussage bezüglich 
der Nutzung von Sozialen Medien durch rechtspopulistische PolitikerInnen nicht 
bestätigen. Thomas Aeschi nutzte Twitter häufiger als Facebook und schrieb 140 
Tweets, was bedeutet, dass er ein bis zwei Twitter-Beiträge täglich publizierte.

Am häufigsten nutzte Sebastian Kurz Twitter und veröffentlichte 296 Tweets, 
also zwischen drei und vier Beiträge jeden Tag. Auch Heiko Maas verwendete 
Twitter häufig und schrieb im Untersuchungszeitraum 172 Beiträge. Ebenso ver-
öffentlichten Pamela Rendi-Wagner (106 Tweets), Christian Lindner (109 Tweets) 
und Jacqueline Fehr (100 Tweets) oft Beiträge in dem Kurznachrichtendienst. 
Dies zeigt, dass PolitikerInnen die beiden Sozialen Netzwerke unterschiedlich 
häufig nutzen und nicht einfach dieselben Beiträge sowohl auf Facebook als 
auch auf Twitter verbreiten. 

Übernahme in die Berichterstattung

Nur ein kleiner Teil der von den neun PolitikerInnen veröffentlichten Social-
Media-Beiträge wurde in die Tageszeitungen aufgenommen. Von den 2192 Face-
book-Posts und Tweets wurden nur 112  –  somit etwa fünf Prozent aller veröffent-
lichten Beiträge in den Sozialen Netzwerken  –  von JournalistInnen in die Bericht-
erstattung übernommen.

Inhaltliche Merkmale

Themen der zitierten Social-Media-Beiträge

Allgemein lässt sich feststellen, dass Beiträge von Facebook und Twitter zu vie-
len unterschiedlichen Themenfeldern in den Zeitungsartikeln aufgenommen 
wurden. Am häufigsten wurden Beiträge zitiert, in denen PolitikerInnen ihre 
Meinung über andere PolitikerInnen, in der Öffentlichkeit stehende Personen 
oder öffentliche Institutionen schrieben (165 Mal) oder sich mit der derzeitigen 
gesellschaftlichen Situation und aktuellen Vorgängen sowie den Werten und 
Normen im Land auseinandersetzten (123 Mal). 

Des Weiteren griffen JournalistInnen häufig auf Stellungnahmen der 
PolitikerInnen zu aktuellen Ereignissen weltweit zurück oder berichteten über 
Beiträge, in denen PolitikerInnen über ihre eigene Partei schrieben. Kommenta-
re zur eigenen politischen Zukunft wurden in 68 Fällen in die Tageszeitungen 
übernommen, vor allem Stellungnahmen nach dem Bekanntwerden der Ibiza-
Affäre, in deren Folge es zu einem Bruch der Regierungskoalition zwischen ÖVP 
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und FPÖ kam. Selten wurden Stellungnahmen aus den Sozialen Netzwerken 
zu politischen Projekten oder internationaler Politik zitiert. Dies zeigt, dass 
Facebook- und Twitter-Beiträge zu politischen Forderungen der PolitikerInnen 
wenig in der Berichterstattung berücksichtigt wurden. 

Themen der Zeitungsartikel

Bei der Betrachtung der 245 Artikel, die einen Facebook- oder Twitter-Beitrag 
der neun PolitikerInnen zitieren, zeigt sich ein großer Unterschied hinsichtlich 
der Themen. Während sich die Zeitungsartikel am häufigsten mit der innenpoli-
tischen Situation des jeweiligen Landes auseinandersetzten, war dieses Thema in 
den Beiträgen aus den Sozialen Netzwerken weniger wichtig. Das bedeutet, dass 
in diesem Fall die Themen der Beiträge aus den Sozialen Netzwerken nicht das 
Thema des gesamten Zeitungsartikels bestimmten. Bereits am zweithäufigsten 
beschäftigten sich die Artikel mit dem Ibiza-Skandal, obwohl jener erst in den 
letzten Tagen des Untersuchungszeitraums publik wurde. Seltener beschäftigen 
sich die Artikel mit tragischen Ereignissen weltweit, sportlichen Erfolgen oder 
den Facebook- und Twitter-Auftritten der PolitikerInnen allgemein. 

Themen der Facebook-Posts und Tweets 

Am häufigsten insgesamt wurden Posts und Tweets gefunden, welche als Ankün-
digung/Livestream/Pressekonferenz codiert wurden (354 Beiträge). Beinahe ebenso 
oft beschäftigen sich die PolitikerInnen mit der Kommunikation mit beziehungs-
weise über andere PolitikerInnen (338 Beiträge). Des Weiteren wurden 287 Beiträge 
gefunden, die sich mit dem Thema Wahl auseinandersetzen. 

Auffallend war, dass im Vergleich zu den in den Tageszeitungen zitierten 
Beiträgen der neun PolitikerInnen diese in den Sozialen Netzwerken sehr viel 
über aktuelle und zukünftige politische Projekte schreiben. Dies bedeutet, dass 
obwohl viele Beiträge zu politischen Anliegen auf Facebook und Twitter verbrei-
tet werden, die Tageszeitungen nur sehr wenige davon in ihre Berichterstattung 
aufnehmen. Beiträge zur gesellschaftlichen Situation (211 Mal) oder Sportliche 
Ereignisse/Todesfälle/Tragische Ereignisse (198 Mal) sind für die Kommunika-
tion der PolitikerInnen in den Sozialen Netzwerken somit weniger wichtig als 
politische Forderungen oder Projekte. 
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Stilitische Merkmale 

Tonalität

Hinsichtlich der Tonalität sind die Artikel zum größten Teil entweder neutral 
(40 Prozent) oder eher negativ (48 Prozent) verfasst. Beinahe zehn Prozent der 
Artikel sind sehr negativ. Nur etwa zwei Prozent wurden als eher positiv ein-
gestuft. Bei den Beiträgen der PolitikerInnen auf Facebook und Twitter über-
wiegt mit 31 Prozent ebenfalls die Ausprägung neutral. Im Unterschied zu den 
Zeitungsartikeln wurden bei den Beiträgen in den Sozialen Netzwerken über 25 
Prozent als sehr positiv und über 14 Prozent als eher positiv bewertet. Weniger 
Beiträge wurden mit einer negativen Tonalität verfasst. 

Stil

Des Weiteren wurde der Stil der Tageszeitungen erfasst. Etwa zwei Drittel der 
Artikel sind sachbetont verfasst, während etwa ein Drittel boulevardesk ist. 
Dabei lässt sich ein großer Unterschied zwischen der Berichterstattung von Bou-
levard- und Qualitätszeitungen feststellen. Boulevardzeitungen verfassen nur 
etwa ein Viertel der Beiträge sachbetont. Qualitätszeitungen hingegen verwen-
den in ihrer Berichterstattung zu über 97 Prozent einen sachbetonten Stil, auch 
wenn sie Facebook-Posts und Tweets in der Berichterstattung heranziehen. 

Verlinkung von Zeitungsartikeln

In Social-Media-Beiträgen, in denen PolitikerInnen auf Zeitungsartikel ver-
linken, ist auffällig, dass eine große Anzahl an unterschiedlichen Nachrichten-
quellen verwendet wird. Dies lässt darauf schließen, dass sich die PolitikerInnen 
nicht auf die Berichterstattung eines bestimmten Mediums konzentrieren, 
sondern sich auf unterschiedliche Quellen beziehen, die am besten ihre eigenen 
Aussagen oder ihre politischen Einstellungen unterstützen. 

Zitierte PolitikerInnen

Häufigkeit der Zitation der ausgewählten PolitikerInnen

Bei der Häufigkeit, mit der die ausgewählten PolitikerInnen zitiert wurden, zeigen 
sich starke Unterschiede. Die Aktivitäten von Heinz-Christian Strache werden am 
häufigsten in die Berichterstattung übernommen und in 156 Artikeln behandelt. 
Deutlich seltener  –  in 56 Artikeln  –  setzen sich die Tageszeitungen mit den Social-
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Media-Aktvitäten von Sebastian Kurz auseinander. Pamela Rendi-Wagner wird in 
lediglich neun Artikeln mit ihren Beiträgen aus den Sozialen Netzwerken erwähnt. 

In Deutschland werden die Beiträge der drei PolitikerInnen beinahe gleich 
oft in den Tageszeitungen aufgegriffen. Die Facebook- oder Twitter-Beiträge 
von Annegret Kramp-Karrenbauer werden in 13, von Christian Lindner in 15 und 
von Heiko Maas in 18 Artikeln erwähnt. Mit den Social-Media-Accounts der bei-
den Schweizer PolitikerInnen Thomas Aeschi und Natalie Rickli beschäftigen 
sich lediglich je zwei Artikel. Jacqueline Fehrs Online-Aktivitäten werden von 
JournalistInnen in sechs Berichten aufgegriffen. Dies zeigt, dass die Beiträge in 
Sozialen Netzwerken von österreichischen PolitikerInnen sehr viel öfter in die 
Berichterstattung einbezogen werden als von ihren KollegInnen in der Schweiz 
und in Deutschland. 

Nationalität aller zitierter PolitikerInnen

Während des Untersuchungszeitraums wurden 265 verschiedene deutschspra-
chige PolitikerInnen erfasst, deren Facebook- oder Twitter-Beiträge zumindest 
einmal in einer der sechs Tageszeitungen genannt wurden. Insgesamt lässt sich 
feststellen, dass die Facebook- und Twitter-Aktivitäten von Schweizer Politiker
Innen im Vergleich zu österreichischen und deutschen KollegInnen kaum von 
Tageszeitungen beachtet werden (36 Artikel). Die Beiträge von österreichischen 
PolitikerInnen werden hingegen in 445 Artikeln genannt. Deutsche Politike-
rInnen werden am häufigsten von Tageszeitungen zitiert; dies geschieht in 516 
Fällen. Während in Deutschland die Social-Media-Aktivitäten von mehr unter-
schiedlichen AkteurInnen vorkommen, die seltener zitiert werden, findet in 
Österreich eine Konzentration auf einige wenige zentrale PolitikerInnen wie 
Heinz-Christian Strache und Sebastian Kurz statt.

Parteifamilien im deutschsprachigen Raum

Insgesamt im deutschsprachigen Raum wurden PolitikerInnen, die rechtspopu-
listischen Parteien zuzuordnen sind, am häufigsten mit ihren Auftritten in den 
Sozialen Netzwerken von den Zeitungen zitiert (296 Artikel). Sozialdemokrati-
sche PolitikerInnen wurden in 265 Artikeln erwähnt, während die Social-Media-
Aktivitäten von bürgerlich-konservativen PolitikerInnen in 218 Zeitungsberich-
ten beschrieben werden. 

In Österreich werden am häufigsten  –  in insgesamt 257 Fällen  –  die Soci-
al-Media-Aktivitäten der PolitikerInnen der FPÖ in den Tageszeitungen auf-
gegriffen. Mit großem Abstand folgt die ÖVP (69 Artikeln), wovon 56 Nennun-
gen auf Sebastian Kurz zurückzuführen sind. Die Beiträge auf Facebook und 
Twitter von SPÖ-PolitikerInnen werden in 56 Artikeln erwähnt. Dies zeigt, 
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dass sich JournalistInnen bei der ÖVP sehr auf Sebastian Kurz konzentrieren, 
während bei der SPÖ und FPÖ auch die Social-Media-Aktivitäten weiterer Poli-
tikerInnen in den Blick genommen werden. 

Bei den deutschen PolitikerInnen werden am häufigsten die Social-Media-Akti-
vitäten der AkteurInnen der SPD in den Tageszeitungen zitiert (197 Artikel). Die 
AkteurInnen der Union erreichen mit 146 Artikeln weniger Nennungen als die 
SPD-PolitikerInnen. Bei den deutschen Parteien kommen unterschiedliche Politi-
kerInnen durch ihre Social-Media-Aktivitäten in den Tageszeitungen zu Wort und 
es findet keine Konzentration auf einzelne Personen wie in Österreich statt. Die 
FDP-PolitikerInnen werden in lediglich 29 Artikeln aufgegriffen. Dabei fällt auf, 
dass Christian Lindner, der in 15 Artikeln zitiert wird, ein zentraler Akteur ist. 

In der Schweiz fällt die sehr geringe Anzahl an Artikeln auf, die sich mit den 
Facebook- und Twitter-Aktivitäten der Schweizer PolitikerInnen beschäftigen. 
Die SVP und SP erreichen beide zwölf Artikel, in denen die Social-Media-Beiträge 
ihrer Parteimitglieder genannt werden. 

Politische Position

Die in den Artikeln zitierten PolitikerInnen sind überwiegend auf bundespoli-
tischer Ebene tätig (548 Mal). Beinahe gleich oft griffen JournalistInnen auf die 
Facebook- und Twitter-Beiträge von Regional- und LokalpolitikerInnen zurück 
(161 Mal und 158 Mal). Überraschenderweise wurden mehr Regional- und Lokal-
politikerInnen als EU-PolitikerInnen (63 Mal) in den Zeitungsartikeln zitiert, 
obwohl sie weniger Einfluss im Bundesgebiet der jeweiligen Zeitung haben, als 
AkteurInnen, die auf EU-Ebene tätig sind. 

Facebook-Posts und Tweets als Quelle

Aktualität der Social-Media-Beiträge

Ausgewertet wurde auch die Aktualität der Facebook-Posts und Tweets, die in 
die Berichterstattung der Tageszeitungen aufgenommen wurden. Dabei zeigt 
sich, dass etwa zwei Drittel der Beiträge aktuell sind und somit weniger als eine 
Woche vor der Veröffentlichung des Tageszeitungsartikels auf Facebook oder 
Twitter publiziert wurden. Belegt ist damit, dass JournalistInnen in den meisten 
Fällen auf aktuelle Posts und Tweets reagieren und die Accounts der PolitikerIn-
nen regelmäßig beobachten. 15 Prozent der Beiträge waren älter als eine Woche. 
Dies bedeutet, dass JournalistInnen die Sozialen Netzwerke ähnlich wie ein 
Archiv verwenden und in bestimmten Nachrichtensituationen auch auf ältere 
Beiträge zurückgreifen. 
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Agenda-Setting-Analyse

Facebook- oder Twitter-Beiträge als Hauptthema eines Artikels

Ein weiterer Indikator, der Aufschluss darüber gibt, inwiefern Facebook-Posts 
und Tweets die Berichterstattung der Tageszeitungen bestimmen, ist die Zahl 
der Beiträge, in denen ein Facebook-Beitrag oder Tweet das Hauptthema dar-
stellt. Die Variable »Facebook- und Twitter-Beitrag als Hauptthema« bedeutet, 
dass sich der gesamte Zeitungsartikel mit den Beiträgen aus den beiden Sozialen 
Netzwerken beschäftigt hat. Allerdings wurde festgestellt, dass das bei lediglich 
neun der insgesamt 245 Artikel der Fall ist und damit nur 3,7 Prozent der Arti-
kel sich mit den Beiträgen der PolitikerInnen aus den Sozialen Netzwerken als 
Hauptthema beschäftigen. 

Zentralität der Facebook- und Twitter-Beiträge

Im Gegensatz zu der Variable »Facebook- und Twitter-Beitrag als Hauptthema« 
muss sich bei der Variable Zentralität nicht der gesamte Artikel ausschließlich 
um den Post oder Tweet drehen, sondern diesen als zentralen inhaltlichen Aus-
gangspunkt oder Gegenstand der Berichterstattung haben. In 52 Artikeln, also 
nur etwa einem Fünftel der Zeitungsartikel, hatten die Beiträge der PolitikerIn-
nen aus den Sozialen Netzwerken einen großen Einfluss auf die Berichterstat-
tung. In den meisten Berichten nahmen die Posts und Tweets eine eher geringere 
oder gar keine zentrale Rolle für die Berichterstattung ein. 

Facebook- und Twitter-Beiträge wurden oftmals herangezogen, um einen 
Sachverhalt durch ein Beispiel zu untermauern, wie im Fall des Blick-Artikels, 
der einen Tweet von Thomas Aeschi zitiert. Der Artikel beschäftigt sich mit 
einer umstrittenen politischen Aussage des Schweizer Staatssekretärs Roberto 
Balzaretti und greift als Beispiel für eine kritische Stimme in einem Satz auf 
den Tweet von Aeschi zurück (vgl. Blick 2019: 2). Broersma und Graham stellten 
bereits 2012 fest, dass die Illustration einer Geschichte einer der wichtigsten 
Gründe ist, warum Facebook-Posts und Tweets in die Berichterstattung aufge-
nommen werden (vgl. Broersma/Graham 2012: 405). 

Relevanz der Facebook- und Twitter-Beiträge

In einem weiteren Schritt wurde die Relevanz der einzelnen Posts und Tweets 
für die Verständlichkeit der jeweiligen Zeitungsartikel bestimmt. Etwa bei 
einem Drittel der Tageszeitungsartikel waren die zitierten Facebook- oder Twit-
ter-Beiträge relevant, sodass ohne deren Informationen der Artikel nicht voll-
ständig verständlich gewesen wäre. Bei 166 Artikel  –  etwa zwei Drittel  –  waren 
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die Facebook-Posts und Tweets hingegen nicht von Relevanz. Dies war vor allem 
der Fall, wenn Posts oder Tweets zur besseren Darstellung eines Beispiels oder 
nur in einem Teil des Artikels, der nicht zentral war, zitiert wurden. 

Zitation: Direkt vs. indirekt

Ein weiterer Indikator für den Einfluss der Social-Media-Beiträge auf das 
Agenda-Setting der Tageszeitungen, ist die Art und Weise, in der Facebook-
Posts und Tweets übernommen und zitiert werden. Am häufigsten  –  in über 
45 Prozent  –  zitierten die JournalistInnen die Facebook- und Twitter-Beiträge 
direkt. Am seltensten, zu elf Prozent, wurden Beiträge indirekt zitiert. Unter 
»zusammenfassend« wurden all jene Beiträge codiert, die den Facebook- oder 
Twitter-Account der PolitikerInnen allgemein beschrieben (22 Prozent). Bei etwa 
einem Fünftel der Beiträge wurden die Tweets und Facebook-Posts als Bild in die 
Artikel übernommen.

Bereits in einer anderen Untersuchung wurde festgestellt, dass JournalistIn-
nen Beiträge aus Sozialen Netzwerken hauptsächlich vollständig und direkt 
zitieren (vgl. Broersma/Graham 2012: 413). Das ist zu einem überwiegenden Teil 
auch in der vorliegenden Untersuchung der Fall. Sowohl bei der Übernahme 
als Bild als auch bei der direkten Zitation übernehmen die JournalistInnen den 
Wortlaut der PolitikerInnen. Broersma und Graham nahmen als Grund für das 
direkte Zitieren der Social-Media-Beiträge an, dass JournalistInnen sich von den 
Aussagen der PolitikerInnen distanzieren wollen. Durch das direkte Zitat geben 
sie die Verantwortung für die Äußerungen ab (vgl. Broersma/Graham 2012: 413). 

Kritische Auseinandersetzung

Als weitere Kategorie wurde untersucht, inwiefern sich die Tageszeitungen kri-
tisch mit den Beiträgen aus den Sozialen Netzwerken auseinandersetzen. Dabei 
wurde angenommen, dass eine unkritische Übernahme einen höheren Einfluss 
auf das Agenda-Setting nehmen kann, da die Aussagen von JournalistInnen 
nicht in den Kontext eingeordnet, kritisch hinterfragt oder mit gegenteiligen 
Meinungen verglichen werden. PolitikerInnen versuchen, ihre Deutung eines 
Sachverhaltes in die Medien zu bringen und dadurch ihre Sicht der Dinge zu eta-
blieren (vgl. Bulkow/Schweiger 2013: 175). Es zeigte sich bei der Auswertung, dass 
sich jeweils ein Drittel der Tageszeitungsartikel kritisch mit den zitierten Posts 
und Tweets auseinandersetzte, ein Drittel sich eher kritisch damit beschäftigte 
und ein Drittel keine kritische Einordnung vornahm. 
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Überprüfung von drei Hypothesen

1) Einfluss der Interaktion in den Sozialen Netzwerken

Die Hypothese 1 (H1) lautet: Je umstrittener Facebook- und Twitter-Beiträge 
sind, desto eher werden sie in die untersuchten Tageszeitungen übernommen. 

Intensiver diskutierte Facebook-Posts und Tweets, die mehr Kommenta-
re, Likes, Shares oder Emoticons von den RezipientInnen erhalten, erreichen 
durch die Algorithmen der Netzwerke eine größere Reichweite. Deshalb wird 
angenommen, dass diese Social-Media-Beiträge eher von JournalistInnen in 
die Berichterstattung übernommen werden als Posts und Tweets mit weniger 
Interaktion. 

Mittels SPSS wurde der Zusammenhang zwischen Interaktion und Über-
nahme durch eine bivariate Pearson-Korrelation festgestellt, mit der analysiert 
wurde, ob mit steigender Interaktion die Wahrscheinlichkeit der Übernahme der 
Facebook-Posts und Tweets in Zeitungen steigt. Dabei zeigte sich ein hoch signi-
fikanter Zusammenhang zwischen Interaktion und Übernahme (r=.28, p<0.01). 
In die Analyse wurden 2190 Beiträge eingeschlossen, durchschnittlich wurde mit 
diesen Beiträgen 1433 Mal interagiert (M=1433.46, SD=3415.80). Dies bedeutet, 
dass Social-Media-Beiträge der PolitikerInnen mit mehr Interaktionen eher von 
den JournalistInnen aufgegriffen und zitiert werden. 

2) Boulevard vs. Qualität 

Die Hypothese 2 (H2) lautet: Die Boulevardzeitungen übernehmen mehr Face-
book- und Twitter-Beiträge in ihre Berichterstattung als die Qualitätszeitungen 
in den jeweiligen Ländern. 

Im ersten Schritt wurde untersucht, in wie vielen Beiträge die sechs Boulevard- 
beziehungsweise Qualitätszeitungen im Untersuchungszeitraum Facebook- und 
Twitter-Beiträge zitieren. Dabei wird sichtbar, dass beinahe zwei Drittel aller 
gesammelten Zeitungsartikel von Qualitätszeitungen stammen. Das wider-
spricht der Annahme, dass Boulevardzeitungen vermehrt auf Facebook- und 
Twitter-Beiträge zurückgreifen. Allerdings lässt es noch keinen Rückschluss auf 
die Anzahl der zitierten Facebook-Posts und Tweets zu, da in einem Artikel auch 
mehrere Beiträge aus den Sozialen Netzwerken zitiert werden könnten. 

Deshalb wurde in einem weiteren Auswertungsschritt untersucht, ob ein 
signifikanter Unterschied zwischen Boulevard- und Qualitätszeitungen hin-
sichtlich der Anzahl der zitierten Facebook- und Twitter-Beiträge in der Bericht-
erstattung besteht. Zur empirischen Prüfung der Hypothese wurden in einem 
T-Test Unterschiede in der Übernahmehäufigkeit zwischen Boulevard und Qua-
litätsmedien analysiert. 
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Es zeigte sich kein signifikanter Unterschied zwischen den beiden Gruppen 
(t(514) = 0.88, p = .38). Boulevardzeitungen übernehmen im Durchschnitt (M = 
1.32, SD = .87) nicht häufiger Inhalte aus Tweets und Facebook-Posts als Quali-
tätsmedien (M = 1.27, SD = .63). Folglich konnte die Hypothese nicht bestätigt 
werden. Da sich Boulevardzeitungen seltener mit Hard Facts wie beispielsweise 
politischen Vorgängen auseinandersetzen als Qualitätszeitungen, sondern mehr 
mit emotionalisierten und personalisierten Geschichten (vgl. Raabe 2013: 33f.), 
könnte dies eine Erklärung sein, warum Qualitätszeitungen öfter auf die Social-
Media-Aktivitäten von PolitikerInnen zurückgreifen. 

3) Einfluss der Facebook-Fans beziehungsweise Twitter-Follower

Die Hypothese 3 (H3) lautete: Je mehr Facebook-Fans beziehungsweise Twitter-
Follower die PolitikerInnen haben, desto eher werden ihre Posts und Tweets in 
der Berichterstattung der Tageszeitungen zitiert. 

Bei dieser Hypothese wurde angenommen, dass PolitikerInnen mit mehr Fans 
auf Facebook beziehungsweise Follower auf Twitter bekannter sind. Aufgrund 
dessen wird von einer intensiveren Beobachtung der Sozialen Netzwerke dieser 
PolitikerInnen durch JournalistInnen ausgegangen. Konkret bedeutet dies, dass 
übernommene und nicht-übernommene Facebook Posts sich signifikant hin-
sichtlich der Follower/Fananzahlen unterscheiden. 

Hypothese 3 wurde quantitativ mittels T-Test für unabhängige Stichproben 
überprüft: Dabei wurde untersucht, inwiefern ein Unterschied hinsichtlich 
der Übernahme von Posts und Tweets in die Zeitungsberichte durch die unter-
schiedliche Anzahl der Facebook-Fans und Twitter-Follower der neun Poli-
tikerInnen besteht. Übernommene und nicht übernommene Facebook-Posts 
unterscheiden sich signifikant (t(2190) = 4.03, p<0.01) hinsichtlich der Follower/
Fanzahlen. Dies bedeutet, dass sich ein hoch signifikanter Unterschied zwischen 
den beiden Gruppen ergibt. Übernommene Posts haben im Durchschnitt (M = 
433580.36, SD = 27649.20) mehr Follower/Fanzahlen als nicht übernommene 
Posts (M = 316143.80, SD = 6590.09). 

Es verdeutlicht, dass die Anzahl der Facebook-Fans und Twitter-Follower nicht 
nur in den Sozialen Netzwerken eine Bedeutung hat, sondern auch die weitere 
Verbreitung von Beiträgen durch Tageszeitungs-JournalistInnen beeinflusst.

Zusammenfassung und Fazit

Die Auswertung zeigt, dass Facebook und Twitter in Österreich, Deutschland 
und der Schweiz von den untersuchten PolitikerInnen unterschiedlich häufig 
verwendet werden. Die stark differierenden Zahlen an Fans und Follower ver-



Journalistik 3/2020	 212

Aufsatz

deutlichen, dass die Social Media Kanäle von potentiellen WählerInnen verschie-
den häufig rezipiert werden. Trotz der geringeren Bevölkerungsanzahl sticht 
Österreich durch die hohe Relevanz von vor allem Facebook hervor. Dies wird 
durch das Bekanntwerden der Ibiza-Affäre im Untersuchungszeitraum noch 
verstärkt, als insbesondere die Social Media Aktivitäten des FPÖ-Vizekanzlers 
Heinz-Christian Strache von besonderem Interesse sind. Jedoch zeigt der Blick 
auf die im Vergleich mit den anderen beiden Ländern überdurchschnittlich 
hohe Anzahl von Facebook-Fans der PolitikerInnen, dass unabhängig von der 
Mitte Mai 2019 publik werdenden Ibiza-Affäre insbesondere Facebook eine grö-
ßere Bedeutung für österreichische PolitikerInnen hat als für PolitikerInnen in 
Deutschland oder der Schweiz. 

Ein Unterschied zwischen den drei untersuchten Ländern konnte hinsicht-
lich der parteilichen und ideologischen Ausrichtung der zitierten PolitikerInnen 
festgestellt werden. Während in Österreich ein großer Teil der Facebook-Beiträge 
und Tweets von der rechtspopulistischen FPÖ  –  vor allem von Heinz-Christian 
Strache  –  stammen, zeigt sich in Deutschland, dass viele Beiträge der SPD zuge-
ordnet werden können. In der Schweiz wurden insgesamt nur sehr wenige Bei-
träge der Sozialen Netzwerke in den Zeitungen zitiert. 

Zusammenfassend stellt sich ein ambivalentes Bild des Einflusses der Bei-
träge aus den Sozialen Netzwerken auf das Agenda-Setting der Tageszeitungen 
dar. Teilweise nehmen Facebook-Posts und Tweets einen Einfluss auf die Tages-
zeitungen, indem sie etwa der Ausgangspunkt der Berichterstattung sind oder 
eine zentrale Rolle darin einnehmen. Auch durch die direkte Zitation oder die 
Veröffentlichung eines Bildes der Beiträge aus den Sozialen Netzwerken und eine 
unkritische Übernahme in einigen Fällen können PolitikerInnen ihre Themen 
und ihre Formulierungen in die traditionellen Massenmedien bringen. Dies 
zeigt, dass die PolitikerInnen durch ihre Facebook- und Twitter-Beiträge, die in 
den Tageszeitungen zitiert werden, einen Einfluss auf die Artikel und in weiterer 
Folge möglicherweise auf die RezipientInnen haben.

Die Untersuchung zeigt, dass Österreich eine Sonderrolle hinsichtlich der 
großen Bedeutung von Sozialen Netzwerken einerseits für die PolitikerInnen 
und andererseits für die Berichterstattung der JournalistInnen einnimmt. Ins-
besondere Heinz-Christian Strache (bis zur Löschung seines Facebook-Accounts) 
und Sebastian Kurz sind auf Facebook äußerst erfolgreich und konnten im Som-
mer 2019 beide etwa 800.000 Fans verzeichnen. Dies sind mehr LeserInnen als 
die Kronen Zeitung, die auflagenstärkste Zeitung Österreichs, erreichen kann (vgl. 
ÖAK Österreichische Auflagenkontrolle 2018; Kurz 2019; Strache 2019). Falter-
Chefredakteur Florian Klenk bezeichnet die Social- Media-Auftritte der beiden 
genannten Politiker als »eigene Mediennetzwerke« (Süddeutsche Zeitung 2019: 9) 
und beschreibt sie folgendermaßen: 
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»Es werden willfährige Kommunikatoren eingekauft, eigene Videos 
gedreht und im Netz verbreitet. Das ist sozusagen die Wiederkehr der Par-
teizeitung. Die Medien als Korrektiv, als kritische Fragesteller interessie-
ren da nicht« (Süddeutsche Zeitung 2019: 9). 

Gerade deshalb haben JournalistInnen bei der Recherche, der Auswahl ihrer 
Quellen und der Themen eine große Verantwortung. Durch einen steigenden 
Zeit- und Gelddruck in der Branche stellen die Sozialen Netzwerke durch ihre 
schnellen und einfachen Informationen eine Alternative zu aufwendiger und 
persönlicher Recherchearbeit dar. Deswegen wird es auch in Zukunft essentiell 
sein, dass JournalistInnen bedachtsam und kritisch mit Facebook- und Twitter-
Beiträgen als Quellen ihrer Arbeit umgehen. 
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Abstract: In Deutschland ist die Universitätsdisziplin Journalistik, die gegen-
über dem Journalistenberuf  –  ähnlich wie die Medizin gegenüber dem 
Arztberuf  –  Innovations- und (Aus-)Bildungsaufgaben zu erfüllen hat, im 
Vergleich zu den USA, aber auch zu Russland wenig akzeptiert. Das drückt 
sich u. a. in einer ablehnenden Haltung von Medienpraktikern gegenüber 
wissenschaftlicher Berufsbildung von Journalistinnen und Journalisten aus. 
Der Aufsatz macht einen fachgeschichtlichen Grund für dieses Defizit aus: In 
den USA konnte journalistische Berufsbildung bereits in den 1920er Jahren 
an vielen Hochschulen etabliert werden, weil der Journalismus sich dort früh 
von Parteipolitik und Gesinnungsfragen gelöst hatte und die Verleger die 
Qualifikationsaufwendungen für einen Beruf mit öffentlicher Aufgabe gern 
der öffentlichen Hand überließen. In Deutschland dagegen hatten in dieser 
Gründerzeit der Journalistik Verleger und Chefredakteure das Sagen, die sich 
gleichzeitig als Parteipolitiker oder Kirchenvertreter verstanden. Sie mochten 
die Ausbildung ihres journalistischen Personals nicht der Institution Uni-
versität überlassen, die auf wissenschaftliche Sachlichkeit bedacht war und 
ist. Dagegen hat sich das Fach Journalistik in der UdSSR früher und kräftiger 
entwickelt als in Deutschland, weil dort sowohl die Medien als auch die Uni-
versität in der Hand der herrschenden Einheitspartei KPdSU lagen. Um in 
Deutschland mit der berufsbegleitenden Wissenschaft Journalistik voran-
zukommen, dürfen die historischen Gründe für ihre traditionelle Schwäche 
hierzulande nicht vergessen werden.



Journalistik 3/2020	 217

Horst Pöttker: Historisch bedingt

Die folgenden Überlegungen[1] gehen vom Selbstverständnis der Journalis-
tik als Wissenschaft aus, die ihre Aufgabe darin sieht, dem Journalistenbe-
ruf  –  ähnlich wie die Medizin dem Arzt- oder die Pädagogik dem Lehrerbe-
ruf  –  durch Forschung und mit ihr verbundene Lehre zu helfen, seine spezi-
fische Aufgabe zu erfüllen: das Herstellen von Öffentlichkeit, von optimaler 
Unbeschränktheit gesellschaftlicher Kommunikation und optimaler Transpa-
renz gesellschaftlicher Verhältnisse; pragmatisch: möglichst vielen Menschen 
unerschrocken und fair möglichst viele richtige und wichtige aktuelle Infor-
mationen zu vermitteln.[2]

Problem: Akzeptanzdefizit der Journalistik in Deutschland

In Deutschland gibt es das Fach Journalistik nur an einer Handvoll Universitä-
ten, grundständige Studiengänge wie in Dortmund und Eichstätt sind singu-
lär geworden, seitdem die in München und Leipzig aufgegeben wurden; meist 
handelt es sich um Aufbau- oder Zusatzprogramme, überwiegend an Fach-
hochschulen. Und obwohl »Forschung, Lehre, Studium und Weiterbildung«[3] 
gesetzliche Aufgaben von Hochschulen sind, gibt es an öffentlichen Wissen-
schaftseinrichtungen kaum (noch) Fortbildungsangebote für berufstätige 
Journalistinnen und Journalisten.[4] 

1	 Überarbeitete Version meiner Abschiedsvorlesung vom 1. Februar 2013 im Institut für Zeitungsforschung 
der Stadt Dortmund. Ein erster Teil zu meiner Tätigkeit am Institut für Journalistik der (Technischen) 
Universität Dortmund ist weggefallen, der zweite Teil zur Geschichte der Journalistik wurde erweitert und 
aktualisiert.

2	 Das Konzept dieser Wissenschaft habe ich 1996 in meiner Dortmunder Antrittsvorlesung vorgestellt. Vgl. 
Pöttker, H. (1998): Öffentlichkeit durch Wissenschaft. Zum Programm der Journalistik. In: Publizistik, 43. 
Jg., S. 229-249. Klaus Meier hat 2012 in seiner Eichstätter Antrittsvorlesung an dieses Konzept angeknüpft 
und seine Überlegungen zum Transfermodell Forschung  –  Praxis für die Druckfassung erweitert. Vgl. 
Meier, K. (2014): Transfer empirischer Evidenz. Entwurf eines reformierten Leitbilds und Programms der 
Journalistik. In: Publizistik, 59, S. 159-178. Journalistische Professionalität ist vor allem an einer verlässlichen 
Orientierung an der bleibenden Aufgabe Öffentlichkeit zu erkennen; erst danach an der Befolgung wandel-
barer, von historischen Umständen beeinflusster Regeln und Techniken.

3	 HRG, §2, Abs. 1 (Hervorh.: H. P.).
4	 Ausnahmen z. B: Das nach kurzer Laufzeit wieder eingestellte Weiterbildungsprojekt für nordrhein-west-

fälische Lokaljournalisten INLOK an der TU Dortmund. Einen Einblick gibt Pöttker, H./Vehmeier, A. 
(Hrsg.) (2013): Das verkannte Ressort. Probleme und Perspektiven des Lokaljournalismus. Wiesbaden: Springer VS. An 
der privaten »Deutschen Universität für Weiterbildung« wird keine explizit journalistische Fortbildung, 
aber ein Weiterbildungs-Master »International Media Innovation Management« angeboten, dessen Ziele 
so beschrieben werden: »Sie entwickeln neue Strategien, Produkte und Services, die das Potenzial des Inter-
nets nutzen  –  mit seinen innovativen Möglichkeiten zur Distribution medialer Inhalte und Interaktion 
mit dem Publikum.« (http://www.duw-berlin.de/de/masterstudium/executive-master-in-international-
media-innovation-management.html; 14. 8. 2015.) Der von dem früheren Spiegel-Redakteur Alexander von 
Hoffmann initiierte, 2005 ausgelaufene »Modellversuch Journalisten-Weiterbildung« an der FU Berlin ge-
hörte in den 1970er Jahren zu den prägenden Startprojekten der wissenschaftlichen Berufsbildung für Jour-
nalisten in der Bundesrepublik. Vgl. Kötterheinrich, M. (Red.) (1984): Dokumentation über den Modellversuch 
Journalisten-Weiterbildung an der Freien Universität. 2., erg. Aufl. Berlin: Historische Kommission; Hoffmann, A. 
v. (1997): Aufbruch zur wissenschaftlichen Journalistenausbildung. In: Kutsch, A./Pöttker, H. (Hrsg.): Kom-
munikationswissenschaft autobiographisch. Opladen: Westdeutscher Verlag (=Publizistik, Sonderheft 1), S. 161-183. 

http://www.duw-berlin.de/de/masterstudium/executive-master-in-international-media-innovation-management.html
http://www.duw-berlin.de/de/masterstudium/executive-master-in-international-media-innovation-management.html
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Den  –  etwa im Vergleich zu den USA  –  wenigen Angeboten an wissenschaft-
licher Berufsbildung entspricht ein relativ geringer Anteil von Journalistinnen 
und Journalisten, die über ein Journalistik-Studium in den Beruf gelangt sind. 
In den USA haben »36,2 Prozent aller hauptberuflichen Journalisten einen Jour-
nalismus- [besser: Journalistik-] Abschluss« (»major journalism«). »Rechnet man 
die Studienabschlüsse in Bereichen wie Radio-, TV-Journalismus, mass communi-
cation oder communication mit dazu, steigt die Zahl sogar auf 49,5 Prozent.«[5] Die 
Hälfte der US-Journalistinnen und -Journalisten hat also das einschlägige Fach 
studiert und ist nicht  –  wie überwiegend in Deutschland  –  nach dem Studium 
eines berufsfremden Fachs und/oder einem Volontariat in einem Medienbetrieb 
zum Journalismus gekommen.

Außerdem fehlen der deutsch(sprachig)en Journalistik Institutionen. Es gibt 
z. B. keinen Fachverband wie die amerikanische »Association of Education in 
Journalism and Mass Communication« (AEJMC, www.aejmc.org).

Nicht zuletzt drückt sich das gesellschaftliche Inseldasein der Journalistik 
in Deutschland darin aus, dass das Fach in der Praxis des von ihm begleiteten 
Berufs wenig Zuspruch findet. Anders als Ärzte, Rechtsanwälte oder Ingenieure 
stehen Verleger und Journalisten Anregungen aus der Wissenschaft oft desin-
teressiert oder sogar ablehnend gegenüber. Legendär ist das Bonmot des Leiters 
der Gruner & Jahr-Journalistenschule, Wolf Schneider, Professoren ließe er nicht 
über die Schwelle seiner Einrichtung. 2010 nahm der für Volontäre verantwort-
liche Redakteur der Süddeutschen Zeitung (SZ), Detlef Esslinger, besonders die 
Ausbildungsfunktion des »Leerfachs« Journalistik aufs Korn: 

»Es ist ein Fach, in dem man seine Studienzeit vergeudet  –  und zwar ganz 
gleich, ob man an ein gutes oder an ein schlechtes Institut gerät. Ganz 
gleich, ob der Hochschullehrer selber einen Grundkurs Interview bräuchte 
[...] oder wirklich etwas von Texten versteht [...].«[6]

Und eine Online-Einführung in deutsche Medienstudiengänge beginnt mit 
der Warnung: »Viele Zeitungsmacher raten von einem solchen Studium eher 
ab.«[7]

Nach dem digitalen Medienumbruch, der einen tiefgreifenden Wandel journalistischer Selbstverständ-
nisse, Regeln und Arbeitstechniken nach sich zieht, erscheint Weiterbildung für bereits im Beruf stehende 
Journalisten besonders wichtig.

5	 Harnischmacher, M. (2010): Journalistenausbildung im Umbruch. Zwischen Medienwandel und Hochschulreform: 
Deutschland und USA im Vergleich. Konstanz: UVK, S. 133; zum Vergleich entsprechende Zahlen für Deutsch-
land im Jahr 2005: Journalistik-Studium: knapp 14%; plus Publizistik/Kommunikationswissenschaft/
Medienwissenschaft ca. 17%, zusammen knapp 31%; vgl. Weischenberg, S./Malik, M./Scholl, A. (2006): Die 
Souffleure der Mediengesellschaft: Report über die Journalisten in Deutschland. Konstanz: UVK, S. 67, 265.

6	 Vgl. Esslinger, D. (2010). Journalistik, ein Leerfach. In: SZ online, http://www.sueddeutsche.de/karriere/jour-
nalistenberuf-journalistik-ein-leerfach-1.166697; 12. 8. 2015.

7	 Lüpke-Narberhaus, F.: Irgendwas mit Medien? Medien- und Journalismus-Studiengänge. In: http://www.
studis-online.de/Studienfuehrer/medien-studieren.php, S. 1; 12. 8. 2015.

http://www.aejmc.org
http://www.sueddeutsche.de/karriere/journalistenberuf-journalistik-ein-leerfach-1.166697
http://www.sueddeutsche.de/karriere/journalistenberuf-journalistik-ein-leerfach-1.166697
http://www.studis-online.de/Studienfuehrer/medien-studieren.php
http://www.studis-online.de/Studienfuehrer/medien-studieren.php
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Ein möglicher Grund für die Reserviertheit gegenüber dem Fach mag sein, 
dass die Journalistik von Medienpraktikern, die das Hochschulsystem aus der 
Distanz betrachten, leicht mit der Kommunikationswissenschaft im Allge-
meinen verwechselt wird. Die ist in Deutschland breiter aufgestellt und besser 
sichtbar als die praxisorientierte Journalistik, was auch mit der Tradition der 
»reinen« Wissenschaft im »Elfenbeinturm« zusammenhängt.[8] Auch mit dieser 
Tradition lässt sich erklären, warum in der deutschen Kommunikationswissen-
schaft das systemtheoretische Paradigma und mit ihm die Überzeugung von 
einer besonderen Effizienz autonomer, scharf von der Umwelt abgegrenzter, auf 
einen eigenen Code fixierter »Systeme«, zu denen auch das Wissenschaftssystem 
gehört, prägend geworden sind. Das erschwert die Akzeptanz der Journalistik in 
der Medienpraxis, wenn sie als Teil der Kommunikationswissenschaft verstan-
den wird.

Klaus Meier hat darauf hingewiesen, dass ein an der Systemtheorie orientier-
tes und daher auf Abgrenzung von der Berufspraxis setzendes Leitbild, das sogar 
in Teilen der Journalistik selbst um sich gegriffen hat, zu Spannungen auch 
innerhalb ihrer Institute und Studiengänge führen muss.[9] Er kritisiert die kon-
fliktgeladene Dualität zweier Leitbilder, von denen das eine auf praxisfreundli-
che Nähe, das andere auf kritische Distanz setzt. 

Wäre das die einzige Erklärung, wäre die Journalistik wegen ihrer divergen-
ten Leitbilder allein für die Rückständigkeit wissenschaftlicher Berufsbildung 
für Journalistinnen und Journalisten in Deutschland verantwortlich. Es ist not-
wendig, dass sie sich selbstkritisch nach ihrem Anteil daran befragt, aber hinrei-
chend kann das nicht sein. Denn warum findet journalistische Berufsbildung als 
Wissenschaft ausgerechnet in Deutschland  –  anders als in den USA, aber auch in 
Russland  –  so wenig Akzeptanz? Warum ist es in Deutschland nicht gelungen, 
sie auf breiter Basis an Hochschulen zu verankern?

Um Antworten auf diese Fragen zu finden, soll zunächst die historische Ent-
wicklung der Journalistenausbildung an öffentlichen Hochschulen betrachtet 
werden. Motiv und Leitvorstellung ist die Prämisse, dass wissenschaftliche 
Berufsbildung die Qualität[10] von journalistischen Tätigkeiten und Produkten 
fördern kann. »Fluchtpunkt für theoretische Positionen, Methodenwahl und 

8	 Das Hochschulwesen der USA ist seit der »progressive era« Anfang des 20. Jahrhunderts deutlich praxis-
orientierter, auch in den Geistes- und Sozialwissenschaften. Zur Literaturwissenschaft etwa gehören dort 
Schreibschulen, in denen Schriftsteller ihr Metier lernen können. Auch aus dieser Tradition ist die Stärke 
der amerikanischen Journalistik zu erklären.

9	 Vgl. Meier 2014 a.a.O., S. 162f.
10	 Zur Klärung des Begriffs journalistische Qualität, der sich entgegen einem gängigen Bonmot von Stefan 

Ruß-Mohl nicht schwerer »an die Wand nageln« lässt als andere Begriffe der Journalistik, vgl. Arnold, 
K. (2013): Qualität im Journalismus. In: Meier, K./Neuberger, Ch. (Hrsg.): Journalismusforschung. Stand und 
Perspektiven. Baden-Baden: Nomos, S. 77-88: Pöttker, H. (2000): Kompensation von Komplexität. Journalis-
mustheorie als Begründung journalistischer Qualitätsmaßstäbe. In: Löffelholz, M. (Hrsg.): Theorien des 
Journalismus. Ein diskursives Handbuch. Wiesbaden: Westdeutscher Verlag, S. 375-390.
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-entwicklung sowie Ergebnisinterpretation« ist in der Journalistik »die Qualität 
des Journalismus.«[11]

Wie bei Ärzten, Lehrern, Juristen, Ingenieuren und heute sogar Köchen ist 
auch bei Journalisten wissenschaftliche Berufsbildung ein Zeichen für die 
Modernität einer Gesellschaft, zumal der Journalistenberuf eine höchstrich-
terlich definierte öffentliche Aufgabe hat.[12] Hat Deutschland als »verspätete 
Nation«[13] auch in dieser Hinsicht einen noch nicht (ganz) aufgeholten Moderni-
tätsrückstand?

Ausgangspunkt: Die Idee der akademischen Berufsbildung für den 
Journalismus kam um 1900 auf – auch in Deutschland

Die Idee, nicht nur Ärzte, Richter oder Ingenieure, sondern auch Journalistin-
nen und Journalisten akademisch auszubilden, kam in den Ländern des Okzi-
dents etwa um die gleiche Zeit auf: an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert, 
im Zuge der Professionalisierung des Journalismus.[14] 1904 publizierte der 
Erfolgsverleger Joseph Pulitzer in den USA seinen Aufsatz The College of Journa-
lism,[15] in dem er die Notwendigkeit wissenschaftlicher Journalistenausbildung 
begründete. 1908 wurde an der Universität von Missouri die erste akademische 
»school of journalism« in Nordamerika eingerichtet. Gründungsdekan Walter 
Williams betonte die Analogie mit der Rechtswissenschaft, der Medizin, der 
Pädagogik und anderen berufsorientierten Fächern:

»The School [of Journalism] is co-ordinate, equal in rank, with the schools 
or collages of law, medicine, engeneering, agriculture and teacher’s col-
lage. The requirements for admission to the school will be the same as to 
other departments of the University.«[16] 

In seiner Ansprache vor dem Verlegerverband von Missouri wies Williams dar-
auf hin, dass wissenschaftliche Journalistenausbildung einen dem Labor oder 

11	 Meier 2014 a.a.O., S. 168. 
12	 Vgl. BVerfG-Urteil zur Spiegel-Affäre von 1965, http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv020162.html#Rn035 (05. 

12. 2015)
13	 Vgl. zu den sozialhistorischen Wurzeln dieser Verspätung Wehler, H.-U. (1987): Deutsche Gesellschaftsgeschich-

te. Bd. 1: Vom Feudalismus des Alten Reiches bis zur defensiven Modernisierung der Reformära 1700–1815. München: 
C.H. Beck, bes. S. 53-57, »Belastungen des Modernisierungsprozesses«, sowie zu den ideologischen Folgen 
Plessner, H. (1974): Die verspätete Nation. Frankfurt a. M.: Suhrkamp (zuerst 1935).

14	 Vgl. Requate, J. (1995): Journalismus als Beruf. Die Entstehung des Journalistenberufs im 19. Jahrhundert. Deutschland 
im internationalen Vergleich. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht.

15	 Pulitzer, J. (1904): The College of Journalism. In: North American Review, no. DLXX, p. 641-680.
16	 Williams, W. (1929): The State University School of Journalism: Why and What. In: Williams, S. L. (ed.): 

Twenty Years of Education for Journalism. A History of the School of Journalism of the University of Missouri Columbia, 
Missouri, U.S.A. Columbia (MO): E. W. Stephens Publishing Company, p. 411-417, p. 411.

http://www.servat.unibe.ch/dfr/bv020162.html#Rn035
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der Universitätsklinik entsprechenden Bereich des praktischen Lernens, Übens 
und Erprobens braucht: »The new departure adds the laboratory to the lecture 
method, the clinic supplementing of the class-room. It trains to do by doing. 
The new method loses none of the value of the old. It adds to it.«[17] 

Auch in Deutschland tat sich um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert 
einiges. 1895 begann der Neuzeithistoriker und frühere Redakteur Adolf Koch 
an der Universität Heidelberg mit pressekundlichen Vorlesungen, die er 1897 
um praktische journalistische Übungen ergänzte und dafür ein »Journalisti-
sches Seminar« einrichtete.[18] 1899 gründete der wohlhabende Publizist Richard 
Wrede in Berlin eine erste selbstständige Hochschule für Journalistenausbil-
dung, in deren Programm theoretische Studienelemente zu Pressegeschichte 
und -recht mit stilistischen Übungen für unterschiedliche journalistische 
Genres kombiniert wurden.[19] 1916 gründete der Nationalökonom und Wirt-
schaftsjournalist Karl Bücher, mit dem Max Weber in den Jahren vor dem Ersten 
Weltkrieg bei seiner großen, letztlich aber nicht realisierten Presse- und Jour-
nalisten-Enquête kooperieren wollte,[20] mit Unterstützung des Verlegers Edgar 
Herfurth in Leipzig das erste Institut für Zeitungskunde an einer deutschen 
Universität. 

Bereits 1909 hatte Bücher ein detailliertes Konzept für ein Studienprogramm 
vorgestellt, das neben einem theoretischen auch einen praktischen Teil mit 
Übungen in einem »Laboratorium« und einer Zeitungs-»Lehrredaktion« vor-
sah.[21] Durch den Ersten Weltkrieg erfuhren diese Pläne zunächst einen Schub, 
denn die nationalistische Propaganda-Presse in allen am Krieg beteiligten 
Ländern wurde in deren Bevölkerungen nicht kritiklos aufgenommen. Bücher 
wollte deshalb in der Universität (künftige) Journalistinnen und Journalisten zu 
mehr sachlicher Distanz von strategischen Interessen erziehen. Im Winter 1915 
schloss er in der Aula der Universität Leipzig seinen zuvor in der norwegischen 
Zeitschrift Samtiden publizierten Vortrag »Der Krieg und die Presse« mit der 
Erinnerung an die »lange versäumte Pflicht [...], für die Erziehung eines Journa-

17	 Williams (1929) a.a.O., p. 411. Wolfgang Streitbörger hat den heutigen Studiengang in Missouri untersucht, 
ebenso die Curricula am Institut für Journalistik der TU Dortmund und zwei weiteren Studiengängen in 
den USA und Deutschland. In Missouri und Dortmund ist er auf ein mittleres Niveau der Integration von 
Theorie und Praxis gestoßen. Er ergänzt diese beiden Begriffe durch den dritten, ebenfalls der antiken 
Tradition entnommenen der »Techne«, der genauer erfasst, was in »Praxisveranstaltungen« berufsorien-
tierter Studiengänge auf welche Weise angeeignet werden soll. Vgl. Streitbörger, W. (2014): Grundbegriffe für 
Journalistenausbildung. Theorie, Praxis und Techne als berufliche Techniken. Wiesbaden: Springer VS. 

18	 Vgl. Kutsch, A. (2010): Professionalisierung durch akademische Ausbildung. Zu Karl Büchers Konzeption 
für eine universitäre Journalistenausbildung. In Eberwein, T./ Müller, D. (Hrsg.): Journalismus und Öffentlich-
keit. Eine Profession und ihr gesellschaftlicher Auftrag. Wiesbaden: VS-Verlag, S. 427-453, S. 429, 438.

19	 Vgl. Kutsch, A. (2010) a.a.O., S. 438.
20	 Vgl. Weischenberg, S. (2012): Max Weber und die Entzauberung der Medienwelt. Theorien und Querelen - eine andere 

Fachgeschichte. Wiesbaden: Springer VS, S. 109-134. Weischenberg erzählt amüsant vom intensiven, durchaus 
schwierigen Verhältnis der beiden Gelehrten hohen Ranges, die sich bei aller unterschwelligen Rivalität 
gewaltige Mühe gaben, höfliche Contenance zu wahren.

21	 Vgl. Kutsch, A. (2010) a.a.O., S. 442.
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listenstandes mit öffentlichen Mitteln zu sorgen, der in jeder, vor allem aber in 
sittlicher Hinsicht den Anforderungen der Gegenwart gewachsen ist«.[22] 

Büchers Gründungsidee war nicht zweckfreie Zeitungsforschung, sondern 
wissenschaftlich fundierte Qualifikation von Journalistinnen und Journalisten, 
nicht zuletzt auf den Feldern der Berufsethik und des professionellen Selbst-
verständnisses. Für solche auf die Berufspraxis ausgerichtete Aus- und Weiter-
bildung stand in Deutschland mit den journalistischen Lehr- und Handbüchern 
von Johann Hermann Wehle (1883)[23], Johannes Frizenschaf (1901)[24], Richard 
Jacobi (1902)[25], Richard Wrede (1902)[26] und weiteren Autoren[27] schon vor dem 
Ersten Weltkrieg eine stattliche Reihe von Unterrichtsmaterial zur Verfügung.

Auch in Frankreich, in der Schweiz[28] und in Russland hatte man bereits vor 
dem Ersten Weltkrieg die Idee wissenschaftlich fundierter Journalistenaus- oder 
-weiterbildung gefasst und umzusetzen begonnen. Im Zarenreich bot 1905 der 
Jura-Professor Leonid E. Vladimirov erste Journalistik-Kurse an der Universität 
Moskau an.[29] 

Frage: Warum fiel die Idee in Deutschland nicht auf fruchtbaren 
Boden?

Anders als vor allem in den USA, wo sich die Journalistik bis 1915 bereits an 38 
Universitäten etabliert hatte[30] und viele der heute an die tausend überbetrieb-
lichen Ausbildungseinrichtungen und über hundert Journalistik-Fakultäten 
und -Institute mit akkreditierten Hauptfachstudiengängen in den 1920er Jah-
ren gegründet wurden,[31] fiel die Idee in Deutschland nach dem Ersten Welt-
krieg nicht auf fruchtbaren Boden.

22	 Bücher, K. (2001): Der Krieg und die Presse. In Pöttker, H. (Hrsg.): Öffentlichkeit als gesellschaftlicher Auftrag. 
Klassiker der Sozialwissenschaft über Journalismus und Medien. Konstanz: UVK, S. 220-250, S. 250.

23	 Wehle, J. H. (1883): Die Zeitung. Ihre Organisation und Technik. Journalistisches Handbuch. Wien: Pelt; Leipzig: A. 
Hartleben’s Verlag.

24	 Frizenschaf, J. (1901): Die Praxis des Journalisten  –  ein Lehr- und Handbuch für Journalisten, Redakteure und Schrift-
steller. Leipzig: Walther Fiedler.

25	 Jacobi, R. (1902): Der Journalist. Hannover: Jaenecke.
26	 Wrede, R. (1902): Handbuch der Journalistik. Berlin: Verlag Dr. R. Wrede.
27	 Vgl. Birkner, T. (2012): Das Selbstgespräch der Zeit. Die Geschichte des Journalismus in Deutschland 1605–1914. Köln: 

Herbert von Halem, S. 332f.
28	 Vgl. Kutsch 2010 a.a.O., S. 437-440.
29	 Vgl. Истоки журналистского образования в МГУ. In: http://www.journ.msu.ru/about/history/journa-

lism.php?print=Y (7.11.2020)
30	 Vgl. Kutsch 2010 a.a.O., S. 437.
31	 Zur Gründung, Entwicklung und heutigen Situation der Journalistik in den USA vgl. Starck, K. (2018): Was 

sagen Sie Ihrer Tochter, wenn sie Journalistin werden will? Zur Zukunft des Journalismus und der jour-
nalistischen Berufsbildung in den USA. In: Journalistik. Zeitschrift für Journalismusforschung. 1. Jg., Ausg. 2, S. 
29-50 (https://journalistik.online/wp-content/uploads/2018/06/starck-was-sagen-sie_Journalistik_2-2018_
de.pdf, 20. 1. 2020);

http://www.journ.msu.ru/about/history/journalism.php?print=Y
http://www.journ.msu.ru/about/history/journalism.php?print=Y
https://journalistik.online/wp-content/uploads/2018/06/starck-was-sagen-sie_Journalistik_2-2018_de.pdf
https://journalistik.online/wp-content/uploads/2018/06/starck-was-sagen-sie_Journalistik_2-2018_de.pdf
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Es entstanden in der Weimarer Republik nicht nur keine neuen Einrichtun-
gen, was im Vergleich mit der dynamischen Entwicklung in den USA bereits 
als Rückschlag gelten kann. Das von Karl Bücher gegründete Leipziger Institut 
beispielsweise, das sich ursprünglich der Journalistenausbildung verschrieben 
hatte, ging im Laufe der 1920er Jahre zu einer als zweckfrei verstandenen empi-
risch-analytischen Presseforschung über, aus der sich später die Kommunika-
tionswissenschaft entwickelt hat. Aus Karl Büchers »Erziehung eines Journa-
listenstandes mit öffentlichen Mitteln« war unter seinem Leipziger Nachfolger 
Erich Everth eine Zeitungskunde geworden, die sich ausdrücklich von der Praxis 
fernhielt. In Everths »Studienplan zur Ausbildung in Zeitungskunde« von 
1928[32] hieß es gleich am Anfang: 

»Zeitungskunde ist ein theoretisches Fach wie alle anderen wissenschaftli-
chen Disziplinen, die an der Universität getrieben werden. [...] Ein Fach für 
Journalistik gibt es an der Universität Leipzig nicht, es gibt nur das Fach 
der Zeitungskunde. [...] Wissenschaftlich kann man zum Journalisten nur 
vorgebildet, nicht ausgebildet werden.«[33] (Everth 1928, S. 3) 

Den Faden außerbetrieblicher Ausbildung für den Journalistenberuf nahmen 
erst wieder die Nationalsozialisten mit ihrer 1935 gegründeten »Reichspresse-
schule« in Berlin auf.[34] Nach 1945 wurde dieser Faden zunächst nur in der 
DDR weitergesponnen, wo mindestens zwei Drittel der Journalistinnen und 
Journalisten die 1954 gegründete Journalistik-Fakultät (später »Sektion«) an 
der Karl-Marx-Universität Leipzig durchliefen, die in dem traditionsreichen, 
zwischen 1933 und 1945 zwischenzeitlich von NS-affinen Zeitungswissen-
schaftlern wie Hans Amandus Münster geführten Institut eingerichtet worden 
war.[35] Heute befindet sich dort das Institut für Kommunikations- und Medien-
wissenschaft, zu dem auch ein seit Wintersemester 2007/08 nicht mehr grund-

32	 Für den Zugang zu diesem Konzept danke ich Erik Koenen.
33	 Everth, E. (1928): Das Studium der Zeitungskunde an der Universität Leipzig. Leipzig: Alfred Lorentz.
34	 Vgl. Müsse, W. (1995): Reichspresseschule  –  Journalisten für die Diktatur? Ein Beitrag zur Geschichte des Journalismus 

im Dritten Reich. München u. a.: K. G. Saur.
35	 Zur wechselvollen, für die Entwicklung der Journalistik in Deutschland exemplarischen Geschichte des von 

Karl Bücher gegründeten Leipziger Instituts gibt es m. W. bisher keine durchgehende Gesamtdarstellung. 
Für die NS-Zeit vgl. Ehrich, U. (1991): Das Institut für Zeitungswissenschaft an der Universität Leipzig 1933-
1945: ein Arbeitsbericht. In: medien & zeit, 6. Jg., H. 1, S. 22-30; sowie zu einem Spezialaspekt Jacob, K. (2014): 
Journalistinnen im Nationalsozialismus: Eine Studie zu den Absolventinnen der Zeitungskunde der Universität Leipzig. 
Hamburg: Diplomica Verlag; für die DDR-Zeit vgl. Meyen, M. (2019): Die Erfindung der Journalistik in der 
DDR. Ein Beitrag zur Fachgeschichte der Nachkriegszeit. In: Journalistik. Zeitschrift für Journalismusforschung, 
2. Jg., Ausg. 1, S. 3-32 (https://journalistik.online/wp-content/uploads/2019/02/journalistik-1-2019-mey-
en-de.pdf; 20. 1. 2020) ); außerdem den durch persönliche Erfahrung überaus kritisch gefärbten Bericht 
von Klump, B. (1978): Das rote Kloster. Hamburg: Hoffmann und Campe; zu den institutionellen Strukturen 
Conley, P. (2012): Der parteiliche Journalist; Die Geschichte des Radio-Features in der DDR. Berlin: Metropol Verlag, 
S. 33-46; das Lehrbuch von Kurz, J./Müller, D./Pötschke, J./Pöttker, H. (2000): Stilistik für Journalisten. Wies-
baden: Westdeutscher Verlag (erw. Neuaufl. 2010), ist ein Versuch, Leistungen der DDR-Journalistik im 
Bereich Sprache und Darstellungsformen zu aktualisieren und so aufzuheben. 
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ständiger, auf digitale Technologien spezialisierter Journalistik-Studiengang 
(»Master of Science Journalismus«) gehört.

In der Bundesrepublik Deutschland kam es erst seit den 1970er Jahren, im 
Zuge des Demokratisierungs- und Modernisierungsschubs nach 1968, mit den 
Gründungen von Journalistik-Studiengängen an den Universitäten Dortmund, 
München und später Eichstätt sowie der nach 1990 radikal reformierten Weiter-
führung an der Universität Leipzig zu akademischer Journalistenausbildung. 
Teilweise, vor allem in Dortmund und Eichstätt, war diesen Ansätzen partieller 
Erfolg beschieden, teilweise, wie in Leipzig und München, wurden sie wieder 
reduziert oder abgeschafft, insgesamt haben sie sich nicht zu einer Disziplin ent-
wickelt, die anderen berufsorientierten Wissenschaften vergleichbar wäre. 

Die Frage ist also nicht, warum die Deutschen nicht auf die Idee gekommen 
sind, Journalistinnen und Journalisten akademische Qualifikationsmöglichkei-
ten zu verschaffen, sondern warum diese Idee in den 1920er Jahren und den Jahr-
zehnten nach 1945 im demokratischen Deutschland weniger gesellschaftliche 
Resonanz fand als z. B. in den USA und auch  –  dort aufs Ganze gesehen etwas 
später  –  in der Sowjetunion und später in der DDR. 

In Moskau kam es 1921 zur Gründung eines Journalistik-Instituts, aus dem 
1947 die Journalistik-Fakultät der Lomonossow-Universität hervorging.[36] Nach 
der ersten Gründungswelle von Instituten in Moskau, Leningrad und Minsk, aus 
denen bald  –  in Leningrad z. B. 1961  –  Journalistik-Fakultäten hervorgegangen 
waren, gab es in der UdSSR Anfang der 1960er-Jahre einen zweiten Schub für die 
Journalistik in Kasan, Rostov am Don, Woronesch und anderen Hochschulen. An 
der Universität Rostov z. B. begann man 1960 mit der Journalistenausbildung. 
1962 wurde dort ein »Labor« (Lehrredaktion) eingerichtet und der erste Lehr-
stuhl mit Professor Vsevolod N. Bojanovic besetzt, dem weitere, spezialisierte 
Lehrstühle (Geschichte und Theorie des Journalismus, Stilistik, Massenmedien) 
und 1965 ein strukturierter Studiengang folgten.[37]

These: Der deutsche Gesinnungsjournalismus ließ wissenschaftliche 
Berufsbildung nicht zu

In den angelsächsischen Ländern hat sich der Journalismus früh, in den USA 
spätestens in den 1880er Jahren,[38] von der Parteipolitik gelöst. Die Verleger 
dort hatten entdeckt, dass man mit unabhängig recherchierten und verständ-
lich dargestellten Fakten mehr Menschen erreichen und bessere Geschäfte 

36	 Vgl. http://www.journ.msu.ru/eng/FacultyofJournalismMSU.pdf (7.11.2020)
37	 Für Informationen, die die Entwicklung der Journalistik an der Universität Rostov a. D. betreffen, danke 

ich Alla G. Bespalova.
38 	 Vgl. Høyer, S./Pöttker, H. (Hrsg.) (20142): Diffusion of the News Paradigm 1850 - 2000. Göteborg: Nordicom. 

http://www.journ.msu.ru/eng/FacultyofJournalismMSU.pdf
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machen kann als mit parteipolitischer Programmatik oder religiösem Engage-
ment, womit man fast nur bei Leserinnen und Lesern ankommt, die die betref-
fende Gesinnung teilen. Die kommerziell und pragmatisch denkenden Verleger 
konnten und wollten der Universität, deren Bestimmung traditionell ebenfalls 
Distanz zu Ideologien, Sachlichkeit, unabhängiges Denken war, hier gern die 
Qualifikation ihres journalistischen Personals überlassen. Als Motiv spielte 
dabei gewiss auch eine Rolle, dass sich so die Kosten für journalistische Berufs-
bildung auf die Allgemeinheit übertragen ließen.

Viele Steuerzahlerinnen und -zahler werden damit einverstanden gewesen 
sein, weil Journalismus in der angelsächsischen Tradition seit jeher als Beruf 
mit sozialer Aufgabe verstanden wird, der durch das verlässliche Herstellen von 
Transparenz eine für die Gesellschaft wie für ihre Individuen nützliche Leistung 
erbringt. Gründungsdekan Walter Williams:

»The argument for the State’s support of education is that of self-preser-
vation. [...] The State supports schools that the products of the school may 
uphold the State. [...] Training is given to physicians that they may save the 
lives of the State’s citizens [...]. Shall the State not train in its schools for 
journalism, the profession that more than any other, is a bulwark for a free 
government. [...] A weak, cowardly, corrupt press means the downfall of a 
free State. It is the duty, therefore, of the State to maintain itself by the fos-
tering of schools for the training of journalists.«[39]

Ähnlich wie Karl Bücher, der von amerikanischen Vorbildern gelernt hatte,[40] 
verstand Williams unter akademischem »training« von Journalisten einerseits 
das praktische Einüben von technischen Fertigkeiten; andererseits aber auch 
die Entwicklung einer professionellen Haltung, die vom Bewusstsein aufrecht-
erhalten wird, wozu der Journalistenberuf da ist. »What is journalism for?«[41] 
ist eine bis heute in angelsächsischen Handbüchern für die Journalistenaus-
bildung besonders häufig gestellte und auch beantwortete Frage: um Trans-
parenz, Öffentlichkeit, »publicness« herzustellen, damit die Gesellschaft sich 
ihrer Probleme bewusst wird und die Individuen ihr Leben auf der Höhe der 
Möglichkeiten, die die Kultur ihnen bietet, gestalten können.

In Deutschland war die Situation nach dem Ersten Weltkrieg eine andere. 
Auch hier hatte es Anfang des 20. Jahrhunderts Ansätze zu einer professionellen 
Trennung des Öffentlichkeitsberufs von Politik und Gesinnungskämpfen gege-

39	 Williams (1929) a.a.O., S. 416.
40	 Vgl. Kutsch (2010) a.a.O., S. 443-445.
41	 Sanders, K. (2003): Ethics and Journalism. London u.a.: Sage, S. 160; Harcup, T. (2004): Journalism: Principles and 

Practice. London u.a.: Sage, S. 2.
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ben.[42] Aber Max Weber hat noch  –  oder schon wieder  –  1919 in seinem Vortrag 
»Politik als Beruf« den Journalisten als einen modernen Sonderfall des »Dem-
agogen« unter die abendländische Gestalt des Berufspolitikers eingereiht und 
sogar in die Nähe des »Parteibeamten« gerückt.[43]

Die 1920er Jahre waren in Deutschland eine Zeit der wieder aufblühenden 
Gesinnungspublizistik. Das kann mit der »verspäteten Nation« im Allgemei-
nen,[44] aber auch mit den Nachwirkungen der Militärzensur im Ersten Welt-
krieg[45] (Dolchstoßlegende) und mit der durch das demütigende Kriegsende 
(Versailler Vertrag) aufgeheizten politischen Atmosphäre im Besonderen erklärt 
werden. 

Dass in dieser Phase die Ansätze zur Lösung des Journalismus von parteipoli-
tischen Auseinandersetzungen, die vor dem Ersten Weltkrieg auch in Deutsch-
land bemerkbar gewesen waren,[46] revidiert wurden, geht aus zeitungswissen-
schaftlichen Darstellungen der damaligen Zeit hervor. Bei Otto Groth findet sich 
nicht nur der von ihm statistisch belegte Hinweis, dass in den zwanziger Jahren 
»die Zahl der Blätter, die sich als parteilos bezeichnen oder die Angabe einer 
politischen Richtung ablehnen, [...] nahezu auf den Stand von 1898«[47] abgesun-
ken war; sondern mit dem Hinweis auf die »Verschärfung der politischen Gegen-
sätze« in der Weimarer Republik, »die einen heftigen Kampf um die Presse mit 
sich brachte« , auch der Grund für diese deutsche Sonderentwicklung. Groth 
weiter: 

»Der Aufkauf zahlreicher Zeitungen durch mächtige Gruppen wirtschaft-
licher Interessenten, die diese Blätter den rechtsstehenden Parteien zu Ver-
fügung stellten, der Aufstieg der Deutschnationalen Volkspartei brachten 
der liberalen, vor allem der demokratischen Presse eine empfindliche Ein-
buße.«[48] 

Die liberale Großstadtpresse, allen voran die von den jüdischen Familien Mosse 
und Ullstein verlegten Zeitungen Berliner Tageblatt und Vossische Zeitung, aber 
auch die Frankfurter Zeitung oder das Hamburger Fremdenblatt, hatte sich, an der 
Spitze der Professionalisierung des Journalismus in Deutschland stehend, 

42	 Vgl. Birkner, T. (2012) a.a.O., S. 283-286.
43	 Vgl. Weber, M. (2001): Politik als Beruf. In Pöttker, H. (Hrsg.): Öffentlichkeit als gesellschaftlicher Auftrag. Klassiker 

der Sozialwissenschaft über Journalismus und Medien. Konstanz: UVK, S. 329-347, S. 335-338 (zuerst 1919).
44	 Vgl. Wehler , H.-U. (1987) a.a.O., Plessner (1974) a.a.O.
45	 Vgl. Koszyk, K. (2010): Journalismus und »Volksstimmung« im Ersten Weltkrieg. In Eberwein, T./Müller, D. 

(Hrsg.): Journalismus und Öffentlichkeit. Eine Profession und ihr gesellschaftlicher Auftrag. Wiesbaden: VS-Verlag, S. 
455-466.

46	 Vgl. Birkner, Th. (2010): Das Jahrhundert des Journalismus  –  ökonomische Grundlagen und Bedrohungen. 
In: Publizistik, 55. Jg., S. 41-54.

47	 Groth, O. (1929): Die Zeitung. Ein System der Zeitungskunde ( Journalistik). 2. Band. Mannheim u. a.: J. Bens-
heimer, S. 469.

48	 Groth, O. (1929) a.a.O., S. 471.
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zwar schon vor dem Ersten Weltkrieg von Gesinnungskriterien zu emanzipie-
ren begonnen.[49] Aber ihnen standen nicht nur Tausende von national-konser-
vativ gefärbten Provinzzeitungen, sondern auch eine reichhaltige, durchaus 
auflagenstarke Parteipresse inklusive kommunistischer und sozialdemokrati-
scher Organe sowie katholisch geführte, zur Zentrums-Partei geneigte Blätter 
gegenüber. 

Kurt Koszyk hat in seiner Pressegeschichte, nach wie vor das präziseste Stan-
dardwerk, viele Zeitungen der Weimarer Republik schlicht nach den Farben des 
Parteienspektrums eingeteilt, von den »konservativen Gruppen«, »liberalen 
Großverlagen«, »Demokraten und Nationalliberalen« über »Fortschrittliche 
Außenseiter«, die »Deutsche Zentrumspartei« und »Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften« bis zur »Presse der KPD«.[50] Viele Verleger und Chefredakteure 
hatten gleichzeitig Parteiämter und staatspolitische Funktionen inne. Alfred 
Hugenberg, der »Zar« des nach ihm benannten Pressekonzerns, war auch Vor-
sitzender der »Deutschnationalen Volkspartei« (DNVP) und gehörte dem ersten 
Kabinett Hitler an;[51] Friedrich Stampfer, der Chefredakteur des SPD-Zentral-
organs Vorwärts, war die gesamten 1920er Jahre Mitglied der gesetzgebenden 
Kammer und hat seine Wahl in den Reichstag als einen unbedeutenden Umzug 
von der Presse-Etage in das Parterre der Abgeordneten geschildert[52]  –  wobei er 
Chefredakteur des Vorwärts blieb.

Diese Verleger und Chefredakteure, so die These, die in erster Linie Sozialde-
mokraten, Kommunisten, Katholiken, Nationalsozialisten usw. waren, mochten 
die berufliche Sozialisation ihres journalistischen Personals nicht der für Sach-
lichkeit zuständigen Institution Universität überlassen. Es sollte ja die Ten-
denzen ihrer Blätter vertreten, und das hätte die Universität den angehenden 
Journalistinnen und Journalisten austreiben, es mindestens in Frage stellen und 
relativieren können.[53] Ohne die Unterstützung von Verlegern aber, gar gegen die 
Interessen der Medienunternehmen, lässt sich akademische Berufsbildung von 
Journalistinnen und Journalisten nicht etablieren. 

An manchen Auseinandersetzungen um zeitungswissenschaftliche Instituts-
gründungen und Berufungen in den 1920er Jahren ist abzulesen, wie  –  neben 
der praxisfernen Tradition der deutschen Wissenschaft  –  auch die Verleger in 

49	 Vgl. z. B. Gillessen, G. (1986): Auf verlorenem Posten. Die Frankfurter Zeitung im Dritten Reich. Berlin: Siedler, S. 
11-34.

50	 Vgl. Koszyk, K. (1972): Deutsche Presse 1914–1945. Geschichte der deutschen Presse, Bd. 3. Berlin: Colloquium, S. 240-
336.

51	 Vgl. Holzbach, H. (1981): Das »System Hugenberg«. Die Organisation bürgerlicher Sammlungspolitik vor dem Aufstieg 
der NSDAP. Stuttgart: DVA.

52	 Vgl. Koszyk, K. (1999): Friedrich Stampfer. Abwägend und ausgleichend. In ders.: Publizistik und politisches 
Engagement. Lebensbilder publizistischer Persönlichkeiten, hrsg. v. W. Hömberg, A. Kutsch , H. Pöttker. Münster: 
LIT, S. 457-460, S. 458.

53	 Tendenzschutz kennt das deutsche Recht bis heute  –  Journalisten können aufgrund des Betriebsverfas-
sungsgesetzes entlassen werden, wenn sie nicht zur Linie des betreffenden Mediums passen.
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dieser entscheidenden Phase den Ausbau berufsorientierter Journalistenausbil-
dung gehemmt haben.

Konflikte darum haben sich nicht so abgespielt, dass die Verleger explizit 
ihre Vorbehalte gegenüber einer sachlich-wissenschaftlichen Ausbildung für 
den Journalistenberuf geäußert hätten. Dieses Motiv hat auf der Hinterbühne 
gewirkt, während man auf der Vorderbühne die Praxisuntüchtigkeit der Institu-
tion Universität vorschob. 

Gelegentlich wird allerdings auch die Hinterbühne sichtbar, auf der es um 
die Auseinandersetzung zwischen wissenschaftlicher Sachlichkeit und der 
Möglichkeit zu politischer oder religiöser Einflussnahme ging. So wurde 1928 
nicht Otto Groth an das Deutsche Institut für Zeitungskunde (DIZ) an der 
Universität Berlin berufen, der Erfahrungen aus langjähriger Tätigkeit als Zei-
tungsjournalist mit der herausragenden zeitungswissenschaftlichen Leistung 
jener Jahre[54] verband und damit die für die Journalistik konstitutive »Integ-
ration von Theorie und Praxis«[55] vorweisen konnte. Berufen wurde gegen den 
Willen der Philosophischen Fakultät, aber auf Empfehlung der Verbände der 
Verleger (Verein Deutscher Zeitungs-Verleger, VDZV) und auch der Journalisten 
(Reichsverband der Deutschen Presse, RDP) Emil Dovifat, ein katholischer Pub-
lizist, der bekanntlich das Modell der Gesinnungspublizistik auch noch nach 
1945 bis in die 1960er Jahre prolongierte und seine Lehrbüchlein Zeitungslehre I 
und II in den Jahrzehnten zwischen 1930 und 1960 an die jeweils herrschenden 
Gesinnungen angepasst hat.[56] 

Ein anderes Beispiel: Dass 1926 das Institut für Zeitungskunde, das zu der 
Zeit noch eine Journalistenschule hätte werden können, in Dortmund gegrün-
det wurde und nicht an die Universität in Münster kam, wo sich Karl Büchers 
Leipziger Mitarbeiter Johannes Kleinpaul als Lektor um wissenschaftlich fun-
dierte Praxis-Kurse bemüht hatte, ist nicht zuletzt der Furcht des damaligen 
»Niederrheinisch-Westfälischen Zeitungsverleger-Vereins« (NWZVV) zu ver-
danken, an der Universität könnten die »geistigen« Interessen der Verleger zu 
kurz kommen. Hintergrund dieser Furcht war ein vom Journalistenverband 
RDP gefordertes und bereits als amtlicher Entwurf vorliegendes Gesetz, dass das 
inhaltliche Bestimmungsrecht der Verleger über ihre Zeitungen einschränken 
sollte. Auch hier kämpfte ein katholischer Verleger und gleichzeitig Reichs-
tagsabgeordneter der Zentrums-Partei, der Dortmunder Lambert Lensing sen., 
besonders engagiert sowohl gegen das Gesetz wie gegen die Implementierung 
des Zeitungs-Instituts an der Universität Münster. In Dortmund, damals noch 
ohne Universität, an die dann erst nach 1975 das Institut für Journalistik kam, 

54	 Groths vierbändiges Standardwerk Die Zeitung (1928-1930) mit dem Untertitel Ein System der Zeitungskunde 
( Journalistik [!]), Mannheim u. a.: J. Bensheimer.

55	 Vgl. Meier 2014 a.a.O.; zur Kritik an dieser Formel vgl. Streitbörger 2014 a.a.O.
56	 Eine präzise Rekonstruktion dieser Metamorphosen-Serie wäre eine eigene Untersuchung wert.
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hofften die Verleger, leichter zu einer Journalistenausbildung in eigener Regie 
zu kommen, wenn denn überhaupt so etwas außerbetrieblich etabliert werden 
sollte. Dass hierfür das Interesse am Gesinnungseinfluss ein Motiv war, geht aus 
einem Schreiben des NWZVV-Vorsitzenden Otto Dierichs an die Mitglieder des 
Verbands vom 19. April 1926 hervor: 

»Leider ist heute ein großer Teil der Öffentlichkeit [...] der Ansicht, daß 
in der Presse der Verleger im Wesentlichen nur die Rolle des Kaufmanns 
spielt, während er mit dem Geistigen in der Zeitung verhältnismäßig 
wenig zu tun hat. Diese Auffassung kann, wie der Journalistengesetz-
entwurf zeigte, für die deutsche Verlegerschaft sehr gefährlich werden. 
Deshalb haben wir geglaubt, daß die Organisationen der deutschen Verle-
gerschaft [...] die Pflicht haben, sich [...] auch der Pflege des geistigen Stan-
dards widmen zu müßen.«[57]

Da der Verlegerverband Mitglieder unterschiedlicher politischer Couleur ver-
trat, war dies eine Formulierung, mit der sich das allen Verlegern gemeinsame 
Interesse am programmatischen Einfluss auf die Redaktionen - heute würde 
man sagen: am »Tendenzschutz« oder in Österreich an der »Blattlinie« - wah-
ren ließ. 

Zu klären bleibt, warum die Idee der akademischen Journalistenausbildung z. 
B. in der Sowjetunion oder der DDR auf fruchtbaren Boden fiel, obwohl es dem 
Journalismus in diesen Ländern  –  getreu der Leninschen Devise, dass die Zei-
tung »nicht nur ein kollektiver Propagandist und kollektiver Agitator, sondern 
auch ein kollektiver Organisator«[58] zu sein habe  –  gewiss nicht an Parteilichkeit 
gemangelt hat? 

Die Antwort liegt auf der Hand: Wo sich die Universität in derselben Hand 
befand wie die Medien, nämlich in der Hand einer staatstragenden Einheits-
partei, da konnte, ja wollte man die journalistische Berufsbildung gern der Uni-
versität überlassen. War die Universität hier doch von der gleichen Gesinnung 
beseelt wie die Medien und wie die Dirigenten der Medien es von den Journalis-
ten erwarteten.[59]

57	  zit. n. Maoro, B. (1987): Die Zeitungswissenschaft in Westfalen 1914 bis 45. Das Institut für Zeitungswissenschaft in 
Münster und die Zeitungsforschung in Dortmund. München u.a.: K. G. Saur (=Dortmunder Beiträge zur Zeitungs-
forschung, Bd. 43), S. 185..

58	 Lenin, W. I. (1976): Womit beginnen? In: ders.: Werke, Bd. 5, Mai 1901 - Februar 1902. Berlin: Dietz, S. 5-13 
(https://www.marxists.org/deutsch/archiv/lenin/1901/05/womitbeg.htm; 5. 12. 2015).

59	 Unter Stalin war freilich selbst hier das Verhältnis zwischen Partei und Universitäts-Journalistik nicht 
konfliktfrei, wie aus einer Erinnerung der Literaturnobelpreisträgerin von 2015 hervorgeht: »Vor dem Krieg 
studierte mein Vater am Institut für Journalistik in Minsk. Er erzählte, wenn sie nach den Semesterferien 
wiederkamen, hätten sie oft keinen einzigen früheren Dozenten mehr angetroffen, weil sie alle verhaftet 
worden waren.« Alexijewitsch, S. (2015): Secondhand-Zeit. Leben auf den Trümmern des Sozialismus. [Frankfurt a. 
M.:] Suhrkamp, S. 13.

https://www.marxists.org/deutsch/archiv/lenin/1901/05/womitbeg.htm
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Fazit: Historisches Bewusstsein als Motor von Entwicklung

Institutionen können von einem Tag zum andern ausgewechselt werden. Zäsu-
ren dieser Art in Deutschland waren der 8. Mai 1945 mit der Befreiung vom NS-
Regime durch die Alliierten bzw. die Gründung der beiden deutschen Staaten 
1948/49 sowie  –  in Ostdeutschland  –  der 9. November 1989 mit dem Fall der 
Berliner Mauer und in seiner Folge die Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990. 

Auch im Mediensystem und im Journalismus waren mit diesen Daten institu-
tionelle Umbrüche verbunden: vor allem die rechtliche Garantie der Pressefrei-
heit durch das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, die zum 1. Novem-
ber 1949 von den Siegermächten akzeptiert und am 3. Oktober 1990 in dieser 
Form auf das Gebiet der vormaligen DDR übertragen wurde.

In der Kultur, auch der journalistischen, sind solche Umbrüche nicht möglich. 
Menschen wechseln nicht von einem Tag zum andern ihre Verhaltensweisen, 
denn sie sind auf Kommunikation mit Hilfe von Sprache und anderen symboli-
schen Zeichensystemen angewiesen. Das lässt nur sukzessiven Wandel zu, weil 
ein flexibler Kern der Zeichen aus Gewohnheit entschlüsselbar bleiben muss, 
damit Kommunikation möglich ist; und die Träger von Kultur, die Akteure an 
der Basis, werden in aller Regel nicht abrupt ausgewechselt; die meisten derjeni-
gen, die im Juni 1945 in Deutschland oder im November 1990 auf dem Gebiet der 
früheren DDR lebten, taten das auch ein Jahr zuvor. Auf habitualisierten Denk- 
und Handlungsweisen beruhende Kulturbestände sind deshalb oft zählebiger 
als Institutionen. Mentalitätsgeschichtliche Forschung rekonstruiert kontinu-
ierliche Ströme im kulturellen Untergrund,[60] an deren Oberfläche institutionel-
le Zäsuren zunächst allenfalls Wellenbewegungen auslösen. 

Aus der Sozialgeschichte ist zu lernen, dass in Deutschland das Ende einer 
von autoritären Mustern geprägten Epoche kulturell nicht 1945, sondern erst 
ab Anfang der 1960er Jahre mit dem Abtreten der für das NS-Regime unmittel-
bar verantwortlichen Kohorte anbrach.[61] Dieser verzögerte Wandel ist auch bei 
Medien und Journalismus erkennbar. Pläne mehrerer Innenminister der 1950er 
Jahre zu Pressegesetzen, die Zeitungs- und journalistische Berufsverbote ermög-
licht hätten,[62] das von Kanzler Adenauer beabsichtigte Staatsfernsehen oder 

60	 Vgl. z.B. Anm. 13.
61	 Vgl. Doering-Manteuffel, A. (1983): Die Bundesrepublik Deutschland in der Ära Adenauer: Außenpolitik und innere 

Entwicklung 1949–1963. Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft; Schildt, A. (2007): Die Sozialgeschichte 
der Bundesrepublik Deutschland bis 1989/90. München: Oldenbourg; ders./Siegfried, D. (2009): Deutsche Kultur-
geschichte. Die Bundesrepublik  –  1945 bis zur Gegenwart. München: Hanser.

62	 Im Entwurf für ein Pressegesetz des Bundesinnenministeriums von 1952 hieß es: »Zeitungen und Zeit-
schriften, die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung in der Bundesrepublik oder den Gedanken der 
Völkerverständigung richten oder in denen zum Ungehorsam gegen Gesetze oder rechtsgültige Verordnun-
gen [...]  aufgefordert oder angereizt wird, können [...] verboten werden. Hierüber entscheidet der für den 
Erscheinungsort der Zeitung oder Zeitschrift zuständige Landesminister des Innern. Beschränkt sich die 
Verbreitung der Zeitung oder Zeitschrift nicht auf das Gebiet eines Landes, so kann der Bundesminister des 
Innern das Verbot aussprechen.« Zit. n. Buchloh, St. (2002): »Pervers, jugendgefährdend, staatsfeindlich«. Zensur 
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die Aktivitäten der staatlichen Gewalten in der Spiegel-Affäre lassen Kontinui-
täten eines obrigkeitlichen Diskurses auch noch in der Nachkriegsdemokratie 
erkennen. Das Bundesverfassungsgericht hat diese subkutane Kontinuität zwar 
mit Grundsatzurteilen zur Fernsehorganisation 1961[63] und zur Spiegel-Affäre 
1966[64] institutionell gebrochen, aber sie kann auch heute noch aufflackern.[65]

Was die Tradition des Gesinnungsjournalismus[66] betrifft, haben empirische 
Untersuchungen von Wolfgang Donsbach[67] und anderen die Bedingung der 
Möglichkeit eines kritischen Bewusstseins von ihr erfüllt. Auch wenn sie nicht 
unwidersprochen geblieben sind,[68] haben diese Untersuchungen eine auch in 
den Medien selbst anzutreffende Aufmerksamkeit dafür geweckt, dass es im 
deutschen Journalismus eine stärkere Neigung zu Gesinnungstendenzen gibt als 
etwa in den USA.[69] Dass diese aus der Kommunikationswissenschaft angesto-
ßene kritische (Selbst-)Erkenntnis ein Verblassen der gesinnungspublizistischen 
Tradition gefördert hat, wird daran deutlich, dass nach Veröffentlichung von 
Donsbachs Studien in den 1990er Jahren in Deutschland der Anteil der sich zum 
Objektivitätsideal bekennenden Journalisten deutlich gestiegen ist.[70]

Anders als die gesinnungspublizistische Tradition selbst ist das Akzeptanz-
defizit der Journalistik als deren Folge bisher ohne Bewusstsein von ihren histo-
rischen Wurzeln geblieben. Wenn maßgebliche Journalisten wie Detlef Esslinger 
sich gegen journalistische Berufsbildung an Universitäten wenden, tun sie das 
mit dem seit den 1920er Jahren gebräuchlichen Argument einer Praxisuntüchtig-
keit der Universität. In welcher Tradition man sich damit bewegt, scheint ebenso 
wenig bewusst zu sein wie der Umstand, dass Deutschland in dieser Hinsicht im 
internationalen Vergleich ein Sonderfall ist. 

Um in Deutschland oder Österreich mit der wissenschaftlichen Berufsbildung 
von Journalistinnen und Journalisten weiterzukommen, ist es zwar nicht hinrei-

in der Ära Adenauer als Spiegel des gesellschaftlichen Klimas. Frankfurt a. M.: Campus, S. 64.
63	 Vgl. http://web.ard.de/ard-chronik/index/6222?year=1961; 5. 12. 2015.
64	 Vgl. Pöttker, H. (2012): Meilenstein der Pressefreiheit - 50 Jahre Spiegel-Affäre. In: Aus Politik und Zeitgeschichte 

(APuZ), 62. Jg., H. 29-31, S. 39-46.
65	 Wie die im Jahre 2015 erhobene Anklage gegen den Recherche-Blog netzpolitik.org auf der Grundlage des 

Landesverrats-Paragraphen 94 StGB gezeigt hat, der nicht nur den primären Verrat von geheimen Informa-
tionen, sondern auch deren sekundäre Veröffentlichung unter Strafe stellt.

66	 Vgl. Pöttker, H. (2009): Verspätete Modernisierung. Zur Tradition des (politischen) Gesinnungsjournalis-
mus in Deutschland. In: Averbeck-Lietz, S./Klein, P./Meyen, M. (Hrsg.): Historische und systematische Kommuni-
kationswissenschaft. Bremen: edition lumière, S. 485-496.

67	 Vgl. z. B. Donsbach, W. (1999): Journalismus und journalistisches Berufsverständnis. In: Wilke, J. (Hrsg.): 
Mediengeschichte der Bundesrepublik Deutschland. Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung, S. 489-517.

68	 Problematisch ist vor allem, dass die in ihnen so oder ähnlich notorisch gestellte Frage, ob Journalisten sich 
entweder als soziale Wachhunde oder als objektive Berichterstatter verstehen, von einer problematischen Al-
ternative ausgeht; es ist ja möglich, das Journalisten sich als Aufdecker von gesellschaftlichen Missständen 
durch zutreffende Feststellung und Aufdeckung von gesellschaftlichen Missständen verstehen.

69	 Eine Problematik, die durch die oberflächliche Implementierung des angelsächsischen Modells nach 1945 
und die damit einhergehende Verdecktheit politischer Diskurse in den Medien noch verschärft wurde.

70	 Vgl. Weischenberg, S. u. a. 2006 a.a.O., S. 102, 107. Danach wollten 2005 satte 89% der deutschen Journalisten 
»das Publikum möglichst neutral und präzise informieren«, 1993 waren es nur 74%; und entsprechend 
wollten 2005 nur 58% »Kritik an Missständen üben«, während es 1993 noch 63% waren.

http://web.ard.de/ard-chronik/index/6222?year=1961


Journalistik 3/2020	 232

Zum Akzeptanzdefizit der Journalistik in Deutschland

chend,[71] aber nötig, die in diesen beiden Ländern ähnlichen historischen Wur-
zeln der prekären Lage des Fachs freizulegen. Dass die Länder seit sieben Jahr-
zehnten ähnliche Prozesse der Verwestlichung und Demokratisierung durchlau-
fen (haben), wird von ihren Politikerinnen und Politikern gern beschworen und 
von der Sozialgeschichte (an)erkannt. Mit der notorisch aufbrechenden Frem-
denfeindlichkeit, der mit der Digitalisierung einhergehenden Fragmentierung 
und Brutalisierung des öffentlichen Diskurses und dem Verblassen liberaler 
Verantwortungsethik zugunsten rigider Regelkonformität, gerne »Wertever-
fall« genannt, wird allerdings deutlich, dass dieser Prozess weder vollendet noch 
unumkehrbar ist. 

Ein Schritt zu dieser Vollendung kann die Förderung sozialwissenschaftlich 
fundierter Berufsbildung von Journalistinnen und Journalisten sein, die zumal 
in der durch den digitalen Umbruch ausgelösten Medienkrise hilft, die gefährde-
te Qualität des Journalismus durch notwendige Innovationen zu sichern. Öffent-
lichkeit ist wie Vollbeschäftigung, Rechtstaatlichkeit, Selbstbestimmung oder 
Marktregulierung eine regulative Idee, deren Umsetzung der Pflege bedarf, um 
ihre für die Gesellschaft und ihre Individuen produktive Wirksamkeit zu ent-
falten. Das ruft nach einer am Wertaxiom dieser Idee orientierten Wissenschaft, 
die Bedingungen ihrer Realisierung sine ira et studio erforscht. Indem sie ihn 
auf rationale und empirische Füße stellt, kann solche Wissenschaft zur Effekti-
vität des auf die Öffentlichkeitsaufgabe verpflichteten Berufs beitragen  –  nicht 
zuletzt mittels beruflicher Aus- und Weiterbildung, in die die Ergebnisse ihrer 
Forschung einfließen.

Das berufsbezogene Universitätsfach Journalistik ist für die Qualität der jour-
nalistischen Praxis nicht irrelevant, wie sich in den USA auch in deren durch den 
digitalen Medien- und Kulturumbruch ausgelösten Krise noch zeigt. Was Jour-
nalistinnen und Journalisten in US-Hochschulen lernen, zeigt sich z. B. daran, 
dass sogar Boulevardzeitungen wie USA today Umfrageergebnisse so präsentie-
ren, wie der Presserat es in Deutschland weitgehend vergeblich verlangt.[72] Und 
dass ihnen dort nicht nur professionelle Arbeitstechniken, sondern in einem 
besonders wichtig genommenen, »ethics« genannten Teilfach auch ein Bewusst-
sein davon vermittelt wird, wozu ihre Gesellschaft sie braucht,[73] lässt sich daran 
erkennen, dass es neben Richterinnen und Richtern vor allem gut ausgebildete, 

71	 Dazu gehören weitere Faktoren wie ein Berufsverband der in der journalistischen Aus- und Weiterbildung 
Tätigen. 

72	 »UMFRAGEERGEBNISSE  –  Bei der Veröffentlichung von Umfrageergebnissen teilt die Presse die Zahl 
der Befragten, den Zeitpunkt der Befragung, den Auftraggeber sowie die Fragestellung mit. Zugleich muss 
mitgeteilt werden, ob die Ergebnisse repräsentativ sind.« PUBLIZISTISCHE GRUNDSÄTZE (PRESSEKO-
DEX), Ziffer 2, Richtlinie 2.1. (https://www.presserat.de/files/presserat/dokumente/download/Pressekodex-
2017light_web.pdf; 25. 1. 2020) 

73	 In der angelsächsischen Journalistik orientieren sich berufsethische Analysen an der Frage: »What is jour-
nalism for?« Vgl. z. B. Sanders, K. (2003): Ethics and Journalism. London u.a.: Sage, S. 160; Harcup, T. (2004): 
Journalism. Principles and Practice. London u.a.: Sage, S. 2.

https://www.presserat.de/files/presserat/dokumente/download/Pressekodex2017light_web.pdf
https://www.presserat.de/files/presserat/dokumente/download/Pressekodex2017light_web.pdf
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aufgabenbewusste, in diesem Sinne professionelle Journalistinnen und Jour-
nalisten nicht nur bei den großen »quality papers« sind, die der Hoffnung auf 
Erhaltung demokratischer Strukturen und Handlungsweisen auch unter der 
Trump-Administration Hoffnung geben.

In Deutschland wird die Evidenz dieser Situation stärker als anderswo von 
historischen Hinterlassenschaften getrübt. Die gilt es ins Bewusstsein zu heben.
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Abstract: JournalistInnen müssen eine Haltung haben, so wird gefordert. Mit-
unter wird gar das Ende der Neutralität im Journalismus festgestellt. Auf der 
anderen Seite wird ihnen genau das vorgeworfen: Nicht mehr zu berichten, 
was ist, sondern die Wirklichkeit so darzustellen, wie sie sie gerne hätten. Was 
also soll zählen: Haltung, Fakten oder sogar die Gesinnung? Tatsächlich findet 
der Gesinnungsjournalismus aus den 1920er Jahren wieder größeres Interesse. 
Ausgehend vom Tendenzschutz und der verlegerischen bzw. publizistischen 
Tendenz sowie der historischen Unterscheidung zwischen Geschäftspresse 
und Gesinnungspresse spürt dieser Beitrag[1] der Entideologisierung der ver-
legerischen Tendenz nach, die mit einer zunehmenden Forderung nach Wahr-
nehmung einer journalistischen Haltung einhergeht. Dabei wird Haltung 
oftmals mit Gesinnung verwechselt. Das führt wiederum zu einer Kritik am 
Objektivitätsideal des Journalismus, die Haltung auf weltanschaulichen Akti-
vismus zu verkürzen droht. Deshalb muss die journalistische Arbeitshaltung 
sich in ihrer Selbstkritik auch immer wieder die Frage nach der Konstitution 
journalistischer und damit gesellschaftlicher Wirklichkeit stellen. Von dieser 
Konstitutionsfrage her lässt sich die Aufgabe journalistischer Selbstkritik 
als Haltung in ihrer erkenntnistheoretischen Dimension genauer fassen und 
begründet das Objektivitätsideal als Grenzwert. Ausgehend von einer der Hus-
serlschen Phänomenologie verpflichteten Medienkritik wird aufgezeigt, wie 
die Haltungsdiskussion in eine Gesinnungsfrage wegzugleiten droht und wie 
wir dieser Gefahr begegnen können.

1	 Eine inhaltlich leicht anders ausgerichtete Vorabversion erschien am 11.9.2020 auf www.riffreporter.de.

http://www.riffreporter.de
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Über das Verhältnis von Haltung, Gesinnung und Faktendarstellung wird 
derzeit heftig gestritten. Das Thema hat die gesellschaftliche und die medien-
politische Diskussion in den vergangenen Monaten, sogar während der ver-
gangenen fünf Jahre, ganz massiv bestimmt. Neutralität und Objektivität als 
Leitidee für die Berichterstattung sollen aufgegeben werden, wird da mitunter 
gefordert.[2] Auf der anderen Seite wird der »Haltungsjournalismus« kritisiert, 
der nur noch Meinungsbeiträge hervorbringe und die Faktenlage dabei über-
haupt nicht mehr berücksichtige (Bittner 2019).

Wir haben es in dieser Diskussion mit mehreren Fragen zu tun. Und es ist 
enorm wichtig, diese Fragen deutlich zu unterscheiden und die in diesen Frage-
kontexten auftauchenden Begriffe klar zu differenzieren.

Zunächst müssen wir in diesem Zusammenhang klären: Wie kam die Tendenz 
in den Journalismus? »Tendenz« und »Gesinnung« weisen zwar unterschied-
liche Zusammenhänge auf, müssen aber sauber voneinander getrennt werden, 
obschon dies in der aktuellen Diskussion zu selten gemacht wird. Danach muss 
es um die Frage gehen: Wo und warum haben wir Gesinnungsjournalismus 
beobachten können? 

Tendenz und Journalismus

Ganz wesentlich ist in dem Zusammenhang dann die Klärung, was das Ganze 
mit journalistischer Haltung zu tun hat. Dabei muss deutlich zwischen der 
Gesinnung des Journalisten und einer journalistischen Haltung unterschieden 
werden. Denn allzu oft verläuft die Frontlinie der Diskussion hier in einem üblen 
Zickzack.

Wenn wir klären wollen, wie Tendenz in den bundesdeutschen Journalis-
mus kam, dann haben wir es unter anderem mit den Alliierten zu tun. Zwar 
wurde die Tendenzschutzbestimmung bereits in der Weimarer Republik ein-
geführt[3], doch ist die Tendenz-Situation unserer Tage im Wesentlichen durch 
das Betriebsverfassungsgesetz aus dem Jahre 1972 bestimmt. Das Betriebsverfas-
sungsgesetz wiederum wurde unter Berücksichtigung der Tendenzschutzpraxis 
im Rahmen der Vergabe von Presselizenzen verabschiedet, die die Alliierten 
nach dem Zweiten Weltkrieg, nach 1945 also, ins Werk gesetzt haben. 

In der frühen Phase »entschied sich die Information Control für eine rela-
tiv große Zahl von Herausgebern unterschiedlicher politischer Einstellung« 

2	 Vgl. Oehmke 2020; meine Antwort im Video darauf: Welchering 2020 sowie Gathmann 2020.
3	 Die verfassungsgebende Versammlung hatte im Jahr 1919 ausgeführt, »daß politisch anders gesinnte 

Arbeitnehmer niemals für das wirtschaftliche Gedeihen eines Unternehmens eintreten könnten, dessen 
politische Richtung sie bekämpfen« (Ausschussbericht vom 18. Dezember 1919, Drucksache der verfassung-
gebenden Nationalversammlung Nr. 1838, zit. nach: Schulze 1981: 311).
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(Welsch 2002:42). Damit wollten zumindest die britischen und amerikanischen 
Militärbehörden sicherstellen, dass Tageszeitungen, Nachrichtenmagazine oder 
Zeitschriften von möglichst unbelasteten Verlegern herausgegeben werden, und 
dass durch die Vergabe von Lizenzen an ein Verlegerkollegium, dessen Mitglie-
der von sehr unterschiedlicher politischer Couleur waren, auch die verschiede-
nen politischen Tendenzen in der Presse zu Wort kommen. Doch rasch änderte 
sich diese Lizenzvergabepraxis, »da sich mehrere Lizentiaten häufig nicht zur 
kollegialen Zusammenarbeit entschließen konnten« (Welsch 2002: 43). 

Meinungsvielfalt und Tendenzschutz

Daraus entwickelte sich des Öfteren, wie etwa in Frankfurt am Main, eine Lizen-
zierungspraxis, bei der dann neben einer Zeitung mit klarer linker Tendenz 
wie der Frankfurter Rundschau auch eine Zeitung mit rechter (in diesem Fall der 
CDU und der katholischen Kirche zugeneigter) Tendenz eine Lizenz erhielt (vgl. 
Welsch 2002: 103-107). Diese sollten zwar nicht als Parteizeitungen auftreten, 
aber durchaus ihre weltanschauliche Tendenz pflegen.

So stellt der  –  allerdings nach Aufhebung der Lizenzpflicht im Jahre 1949 
erstellte  –  7. Bericht über Deutschland des Amerikanischen Hochkommissars 
für Deutschland, 1. April  –  30. Juni 1951, fest: »Nur wenige dieser Zeitungen sind 
das direkte Sprachrohr irgendeiner politischen Partei vergleichbar den Blättern, 
die das Zeitungswesen zur Zeit der Weimarer Republik beherrschten. Trotzdem 
stehen natürlich viele von ihnen in ihren Kommentaren der einen oder anderen 
maßgebenden politischen Gruppe nahe. Diese Art politischer Tendenz ist beson-
ders für die wichtigsten Zeitungen der britischen Zone charakteristisch, in der 
abweichend von der in der französischen und amerikanischen Zone getroffenen 
Regelung anfangs sowohl politische Gruppen als auch Einzelpersonen eine Zei-
tungslizenz von der Militärregierung erhalten konnten« (Office of the US High 
Commissioner for Germany 1951: 74).

Der Tendenzschutz wurde zwar von den Alliierten nicht direkt kodifi-
ziert  –  so verzichtete auch das Gesetz Nr. 22 des Kontrollrates der Alliierten im 
Jahr 1946 (Betriebsrätegesetz) auf eine entsprechende Tendenzschutzklausel 
(vgl. Wienert 1981:35)  –,  als Indiz einer Tendenzschutzpraxis dürfen jedoch die 
ab 1946 geänderte Praxis der Lizenzvergabe an nur ein oder zwei Lizenzträger 
mit entsprechender Abgrenzung der politischen Tendenz und nicht mehr an 
ein Kollegium gesehen werden. Ähnlich verhält es sich mit der Forderung einer 
antifaschistischen und später antikommunistischen Tendenz. Ob diese Praxis 
Ergebnis einer strategischen Überlegung der Alliierten war oder als Reaktion 
auf die Politik deutscher Verleger zu sehen ist, die durchaus an die Tradition des 
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Gesinnungsjournalismus der 1920er Jahre anschließen wollten, kann letztlich 
nicht geklärt werden. 

Der faktische Tendenzschutz der britischen und amerikanischen Kontrollbe-
hörden hatte Auswirkungen auf die spätere Tendenzschutzpraxis und -gesetz-
gebung in der Bundesrepublik Deutschland. So gelangte der Tendenzschutz 
später in das Betriebsverfassungsgesetz. Praktischerweise konnte bereits die Ade-
nauer-Regierung damit bestimmte Betriebe teilweise aus der Mitbestimmung, 
die erkämpft worden war, wieder herausnehmen. Die nachfolgenden Bundesre-
gierungen haben das gern weitergeführt. Kein Wunder, dass das Betriebsverfas-
sungsgesetz von 1972 in dieser Frage ausgesprochen kontrovers diskutiert wurde.

Verlegerschutz im Betriebsverfassungsgesetz

So regelt noch heute der Paragraph 118 des Betriebsverfassungsgesetzes, dass 
genau dieses Betriebsverfassungsgesetz in sogenannten Tendenzbetrieben und 
Religionsgemeinschaften in Teilen nicht gilt.

»Auf Unternehmen und Betriebe, die unmittelbar und überwiegend  
1. politischen, koalitionspolitischen, konfessionellen, karitativen, erzie-
herischen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Bestimmungen oder  
2. Zwecken der Berichterstattung oder Meinungsäußerung, auf die Artikel 
5 Abs 1 Satz 2 des Grundgesetzes Anwendung findet, dienen, finden die 
Vorschriften dieses Gesetzes keine Anwendung, soweit die Eigenart des 
Unternehmens oder Betriebs dem entgegensteht.«

Das heißt also: Durch den Tendenzschutz im Betriebsverfassungsgesetz werden die 
Verlage nach wie vor geschützt. Die Mitbestimmungsrechte der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter und die Mitwirkung von Gewerkschaften werden erheblich ein-
geschränkt. Dass dieser Tendenzschutz abgeschafft werden solle, haben natürlich 
die Gewerkschaften immer wieder gefordert. Dem wurde entgegengehalten, dass es 
selbst im öffentlich-rechtlichen Rundfunk diese Tendenzen geben müsse. Da soll-
ten sie allerdings einer gewissen Binnenpluralität unterliegen.

Das ist der Hintergrund, vor dem wir die gegenwärtige Situation sehen müs-
sen. Wir sind aktuell mit Forderungen konfrontiert, dass JournalistInnen eine 
Haltung haben müssten. Zugleich müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass inzwi-
schen diese Haltung dann häufig nicht von einer politischen Gesinnung unter-
schieden wird, mitunter werden die beiden Begriffe auch schlicht verwechselt.

Gleichzeitig haben sich aber die großen Zeitungen gesellschaftlich gesehen 
so stark angenähert, dass man doch eigentlich von einer Auflösung der klassi-
schen verlegerischen Tendenz sprechen kann. Der Tendenzschutz ist  –  so gese-
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hen  –  eigentlich nur noch ein Herrschaftsinstrument, um die Mitbestimmung 
von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen in Medienbetrieben ein Stück weit 
abzuwehren. 

Entideologisierung und Gesinnung

Das ist natürlich eine ganz bemerkenswerte Diskussion. Schauen wir uns hier 
zunächst die Auflösung der klassischen journalistischen Tendenz in der Presse-
landschaft an. In diesem Zusammenhang hat Dietrich Krauß in einem ziemlich 
bemerkenswerten Beitrag festgestellt:

»Diese an sich begrüßenswerte Entideologisierung hat ihren Preis: Die 
Verengung und Homogenisierung der veröffentlichten Meinung  –  oft mit 
starker Nähe zur Perspektive der politischen Eliten. Das stabilisiert ein 
elitäres Weltbild und führt zu einer Berichterstattung, die mit den Lebens-
wirklichkeiten breiter Bevölkerungskreise immer weniger zu tun hat.« 
(Krauß 2019: 69)

Das heißt, wer heute taz und FAZ liest, spürt mitunter gar nicht mehr, dass die 
sich in der Darstellung eines bestimmten Ereignisses stark voneinander unter-
scheiden. Beispielsweise wurde das zu Beginn der Corona-Krise sehr intensiv von 
Menschen erlebt, die urteilten, die Berichterstattung sei stark an die Regierungs-
linie angeschlossen worden. Da habe eigentlich überhaupt keine Kritik an der 
Regierungslinie oder einzelnen Maßnahmen stattgefunden.

Geschäftspresse und Gesinnungspresse

Das ist dann später ein wenig aufgelöst worden. Aber diese Kritik, die zum Teil 
auch ihre Berechtigung hat, ist immer noch in der Diskussion. Ich denke, hier ist 
in der Corona-Krise eine Entwicklung deutlich geworden, gleichsam wie unter 
einer Lupe, die wir schon seit einigen Jahren haben. Was diese Kritik mit der Dis-
kussion um die Gesinnung und Haltung von Journalisten und Journalistinnen zu 
tun hat, müssen wir noch genauer betrachten. Allerdings ist für die Einordnung 
eine historische Unterscheidung nötig, nämlich die zwischen Geschäftspresse 
und Gesinnungspresse, die in den 1890er Jahren besonders stark betont wurde.

Die Geschäftspresse gründete sich nämlich in dieser Zeit, weil sie wirtschaft-
lich relevante Fakten darstellen wollte, zum Beispiel eine bestimmte techni-
sche Entwicklung. Diese Entwicklung sollte möglichst ohne großartige, unter 
Umständen dahinterliegende Ideologie dargestellt werden. Sie sollte so dar-
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gestellt werden, dass jeder Leser (und damals tatsächlich nur in seltenen Fällen 
jede Leserin) im Wirtschaftsprozess agil sein kann, dort eingreifen kann, weil er/
sie eben über alle Informationen verfügt, die für diesen wirtschaftlichen Prozess 
und für die entsprechenden geschäftlichen unternehmerischen Entscheidungen 
notwendig sind.

Verleger derartiger Zeitschriften bzw. Zeitungen  –  in erster Linie handelte 
es sich um Zeitungen  –, haben sich, um sich von der Gesinnungspresse, die 
eine gesellschaftliche oder politische Position vertreten hat, abzusetzen, eben 
Geschäftspresse genannt. Das ist eine sehr interessante Abgrenzung, die auch 
zum Teil damit verbunden war, dass man der Gesinnungspresse einfach nicht 
mehr zutraute, die Probleme der Zeit sachadäquat darzustellen (vgl. Löbl 1903, 
Brunhuber 1907).

Forderung nach journalistischer Haltung

Heute wird gefordert, JournalistInnen bräuchten eine Haltung. JournalistInnen 
ohne Haltung könnten eigentlich gar nicht mehr richtig arbeiten. Es komme viel 
stärker als auf Fakten auf diese Haltung der JournalistInnen an.

Das wird teilweise sehr problematisch gesehen. Aber dahinter steckt in der 
Tat eine ausgesprochen wichtige Frage: Was muss ein(e) JournalstIn an ethischer 
Reflexion, zum Teil auch an aus der ethischen Reflexion abgeleiteten morali-
schen Orientierungen mitbringen, um in diesem Beruf arbeiten zu können? 

Hier wird also nach einer journalistischen Haltung gefragt. Und da haben wir 
in erster Linie die Verpflichtung auf Wahrhaftigkeit. Denn ohne eine Verpflich-
tung auf Wahrhaftigkeit kann ich journalistisch nicht erfolgreich arbeiten. 
Dann bin ich vielleicht ein(e) Gesinnungsjournalist(in), der/die eine bestimmte 
Position vertritt. Dann bin ich vielleicht eine Fachkraft für Public Relations, die 
eine bestimmte Auftragskommunikation zu erledigen hat und mit dieser Auf-
tragskommunikation eine Positionierung vertreten muss.

Diese Verpflichtung auf Wahrhaftigkeit unterscheidet JournalistInnen von 
anderen Kommunikationsfachkräften, die in der Propaganda oder in der PR 
arbeiten. Public Relations ist eben nicht eine Spielart des Journalismus, sondern 
Auftragskommunikation, also etwas ganz anderes.

Ergebnisoffene Recherchen

Wer journalistisch sauber arbeitet, muss zudem immer ergebnisoffen recher-
chieren. Zu Beginn eines Rechercheprozesses habe ich natürlich oft eine Arbeits-
hypothese. Mit dieser Arbeitshypothese gehe ich an die Recherchen heran und 
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kläre, welche InterviewpartnerInnen ich brauche, welche ExpertInnen ich befra-
gen, welche Quellen ich mir erschließen muss. Im Laufe der Recherche muss 
ich dann eben auch diese Arbeitshypothese immer wieder anpassen oder neu 
aufstellen, zum Beispiel weil die befragten ExpertInnen ihr widersprechen oder 
weil die Quellenlage darauf hindeutet.

Wir hatten das vor einiger Zeit. Ich habe mit einem Kollegen über die Digi-
talisierung in der Landwirtschaft recherchiert (Rähm/Welchering 2019). Die 
Arbeitshypothese, von der wir ausgegangen sind, war recht schlicht: Fünf oder 
sechs große Firmen wollen die Digitalisierung in die Landwirtschaft bringen 
und machen das erfolgreich. Und damit schaffen sie neue Monopole. Soweit die 
Arbeitshypothese.

Im Laufe der Recherchen stellte sich nun aber heraus, dass die so skizzierte 
Entwicklung nur am Anfang der Projekte zur Digitalisierung in der Landwirt-
schaft stattgefunden hatte. Da haben einige große Unternehmen tatsächlich 
versucht, ein Oligopol aufzubauen, die waren an einem Monopol interessiert. 
Aber als dann immer mehr auch kleinere Genossenschaften und Maschinenringe 
erkannt haben, dass sie sich dem Werben dieser Monopolisten, dieser an einem 
Oligopol interessierten Unternehmen nicht ausliefern dürfen, haben die etwas 
ziemlich Kluges gemacht. Sie haben nämlich die entsprechenden Strukturen für 
eine Digitalisierung selbst aufgebaut und als Genossenschaft ihren Mitgliedern 
weitergereicht, so dass es eine Vielzahl von Digitalisierungsprojekten auf genos-
senschaftlicher Ebene gab und somit die Monopolisierungsbestrebungen dieser 
Unternehmen unterlaufen werden konnten. 

Unsere erste Arbeitshypothese haben wir also klar falsifiziert. Sie lautete: Da 
baut sich ein Monopol in der Landwirtschaft auf, weil digitalisiert wird. Aus 
den dann recherchierten Fakten ergab sich ein anderes Bild: Wir haben es hier 
mit einer Digitalisierung auf mehreren Ebenen zu tun, die auch sehr stark von 
Genossenschaften getragen ist. Dadurch ist eben genau diese Monopolisierung 
in Deutschland weitgehend vermieden worden. Wir haben unsere Arbeitshypo-
these also im Laufe der Recherche ganz massiv verändert. 

Konstitution journalistischer Wirklichkeit

Etwas Drittes sollten JournalistInnen übrigens auch immer tun, wenn sie eine 
journalistisch überlegte Haltung einnehmen und mit dieser Haltung veröffent-
lichen und arbeiten wollen: Sie sollten bei ihren Geschichten stets reflektieren, 
wie denn gesellschaftliche Wirklichkeit hier konstituiert wurde von den unter-
schiedlichen Menschen, von den unterschiedlichen pressure groups, von den 
unterschiedlichen Eliten. Genauso muss reflektiert werden, welchen Weltent-
wurf andere Beteiligte dagegen gesetzt haben, wie es dann zu einem Kompro-
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miss und somit zu einer vermittelten Konstituierung der Wahrnehmung gekom-
men ist.

Diese Konstitution gesellschaftlicher Wirklichkeit, die vor allen Dingen in 
der Phänomenologie immer wieder sehr stark thematisiert wurde, schlägt sich 
natürlich nieder auf das, was wir an realistischer Abbildung dieser Wirklichkeit 
leisten.[4] Denn diese Abbildung ist ein intersubjektiv vermittelter Konstitutions-
prozess. Diesen Konstitutionsprozess müssen wir JournalistInnen erhellen und 
dabei immer folgende Fragen stellen: Wie haben wir denn tatsächlich diesen Pro-
zess der Konstitution gesellschaftlicher Wirklichkeit rekonstruiert? Wie haben 
wir darauf reflektiert? Und welchen Einfluss hatte das auf die journalistische 
Abbildung, auf das, was wir jetzt lesen, sehen oder hören?

Minderheitsmeinungen sind wichtig

Dabei entspricht es auch in diesem Zusammenhang der reflektierten journalisti-
schen Haltung, Minderheitsmeinungen zuzulassen und ihnen sogar aktiv Raum 
zu geben. Journalistische Haltung verlangt, nicht nur immer die Mehrheitsmei-
nung zu vertreten und mit der Mehrheitsmeinung mitzuschwimmen, mit dem 
sogenannten berühmten Mainstream, sondern eben auch Minderheitsmeinun-
gen mit all ihren Perspektiven, ihren möglichen Perspektivwechseln, in all ihrer 
Buntheit tatsächlich abzubilden. Und das setzt natürlich den Schutz der Min-
derheitenmeinung voraus, für die Journalisten und Journalistinnen sehr stark 
eintreten müssen. Tatsächlich verengt sich der Korridor der medial dargestellten 
Meinungen (vgl. Gräf/Hennig 2020).

Wir JournalistInnen verpflichten uns zudem, sehr umfassend die Fakten zu 
prüfen. Das heißt: Wir misstrauen erst einmal jedem und allem. Wir misstrauen 
dem, was die ExpertInnen, was die PolitikerInnen, was die WissenschaftlerIn-
nen, was die Menschen uns erzählen, und prüfen das alles noch einmal nach. 
Erst wenn diese Prüfung ergeben hat, dass die genannten und benannten Fakten 
zumindest nicht falsifiziert werden konnten, dann gehen wir davon aus, dass 
wir nach dieser Faktenprüfung auch veröffentlichen können. 

Aber das können wir dann eben auch nur tun, indem wir sehr unvoreinge-
nommen an die ganze Geschichte herangehen, das heißt an die gesamte Recher-
che, an die gesamte Arbeit mit einem journalistischen Produkt und eben kein 
erkenntnisleitendes Interesse haben, das dann einfach in ein Produkt gegossen 
und im journalistischen Produkt direkt eins zu eins umgesetzt wird.

4	 Vgl. Schneickert 2013, zur erkenntnistheoretischen Einordnung der Frage nach »intentional konstituierten 
Bezugsgegenständen«, als welche auch journalistische Produkte eingeordnet werden müssen, vgl. Welche-
ring 2011: 29f.
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Unsere Verpflichtung lautet: Ganz unvoreingenommen nehmen wir verschie-
dene Standpunkte wahr. Unvoreingenommen setzen wir diese Standpunkte in 
Beziehung zu dem, was wir an Quellen aufgetan haben, zu den Meinungen und 
Darstellungen der ExpertInnen und anderer InterviewpartnerInnen, und kom-
men dann zu einer Gesamtbetrachtung. 

Objektivitätsideal als Grenzwert

Diese Gesamtbetrachtung sollte eben auch möglichst unterschiedliche Perspek-
tiven auf das aufzeigen, was gerade gesellschaftlich diskutiert wird. Dabei hilft 
uns das Objektivitätsideal (mit der Betonung auf »Ideal«). Wir berichten natür-
lich nicht vollkommen objektiv und unvoreingenommen. Wir sind auch niemals 
neutral. Wir bringen stets unsere gesellschaftliche Positionierung mit ein.

Auch wenn wir von unserer politischen Vorliebe, von unserer politischen 
Meinung absehen, so wirkt sie sich natürlich auch immer konkret im Alltag aus. 
Aber indem wir genau darauf reflektieren, indem wir uns noch einmal klar-
machen, dass Objektivität als Ideal für unsere Arbeit konstitutiv ist, setzen wir 
diese Hinsicht als gedankliches Korrektiv ein. 

Wir wollen verhindern, dass wir zu stark subjektiv an die Berichterstattung 
herangehen. Dann können wir genau diesen Perspektivwechsel hinbekommen. 
Denn das Objektivitätsideal müssen wir natürlich immer an möglichst unter-
schiedlichen Perspektiven und Meinungen zur Geltung bringen. »Audiatur et 
altera pars«  –  immer auch den anderen Teil hören, ist deshalb ein enorm wichti-
ges Prinzip für unsere Arbeit. Das hat sehr konkrete Auswirkungen: Wir dürfen 
uns nicht nur auf eine Quelle stützen. Wir dürfen uns auch bei strittigen Themen 
nicht darauf beschränken nur das einzubringen, was den eigenen Standpunkt 
bestätigt, sondern auch das, was diesen Standpunkt unter Umständen in Zweifel 
zieht, in Misskredit bringt, vielleicht sogar, weil es eine andere Faktenlage hat 
oder auf der anderen Faktenlage aufgebaut ist. 

Dovifat und sein Gesinnungsjournalismus

Genau das tun nämlich GesinnungsjournalistInnen nicht. Die reflektierte jour-
nalistische Haltung gebietet aber genau das. Deshalb müssen wir Gesinnung 
und Haltung im Journalismus präzise voneinander unterscheiden. Das aber 
geschieht nicht immer. Oft wird Gesinnung gefordert und trügerisch für Hal-
tung ausgegeben. 

Ein wesentlicher Vertreter des Gesinnungsjournalismus, der auch auf heutige 
JournalistInnen, Verbandsfunktionäre und Journalismus Lehrende eine gewisse 
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Attraktivität ausübt, ist Emil Dovifat.[5] Dieser Journalismuslehrer ist bereits in 
den 1920er Jahren sehr aktiv gewesen, er hat in der Weimarer Zeit als Medien-
mann der Zentrumspartei, als Zentrumspublizist sehr stark die jüngere Journa-
listengeneration geprägt. 1933 ist er dann auf die Linie der damaligen Machtha-
ber, also auf die der Nationalsozialisten eingeschwenkt. Nach 1949 wiederum hat 
er sich sehr stark an Adenauer und dessen Christenunions-Regierung gehängt.[6]

Emil Dovifat hat in unserer Zeit offenbar wieder eine gewisse Attraktivität für 
JournalistInnen entwickeln können, auch in der Journalistenausbildung. Plötz-
lich taucht der alte Emil mit seinen gesinnungsjournalistischen Prinzipien und 
Strukturen wieder auf. In der Diskussion über eine Journalistenausbildung, in 
der auch journalistische Haltung vermittelt wird, beziehen sich einige Protago-
nisten wieder auf ihn. 

Auf dem Weg zum strukturellen Gesinnungsjournalismus

Dovifat ist also wieder ein diskutiertes Thema in der Journalistenausbildung, 
und zwar keineswegs im Sinne einer kritischen Betrachtung, wie das in den 
1980er Jahren der Fall war. Das Journalistenzentrum Herne mit seinem Vorsit-
zenden, der zugleich Bundesvorsitzender des Deutschen Journalisten-Verbandes 
ist, bezieht sich auf Dovifat als Vorbild, als gute Tradition, von der man profitie-
ren kann.

Beispielsweise hat das Journalistenzentrum Herne am 15. Februar 2020 sogar 
auf Twitter damit geworben, in der Tradition Emil Dovifats auszubilden. »Wir 
bilden Journalistinnen und Journalisten weiter unabhängig und tarifgerecht 
aus. Seit Januar 2020 gibt es mit @jzherne eine neue Journalistenschule in 
Herne, die sich in die Tradition der Volontärskurse von Dovifat stellt.«

Daraufhin wurde eine ziemlich intensive Diskussion darüber geführt, welche 
Tradition von Dovifat denn hier wohl gemeint sei. Und es folgte eine Debatte, ob 
Gesinnungsjournalismus das sei, was wir gegenwärtig wirklich brauchen. Es gab 
natürlich eine Diskussion über die NS-Vergangenheit von Emil Dovifat und über 
die Ansprüche an »Traditionsgeber« für eine moderne JournalistInnenausbildung.

Deutlich kam heraus, wie problematisch es ist, wenn dann der Gesinnungs-
journalismus Dovifats als konstitutiv empfunden wird, den dieser nicht nur in 
der Zeit von 1933 bis 1945 vertreten hat, sondern auch für die Medien und die 
dort tätigen JournalistInnen in der Bundesrepublik forderte. Wenn man diesen 

5	 Dovifats Zeitungslehre gilt noch immer als Standardwerk und wird in jüngerer Zeit ohne kritische Distanz 
zu dem auch hier zu Tage tretenden Gesinnungsjournalismus als Grundlage für die Volontärsausbildung 
verwendet, vgl. Dovifat 1976.

6	 Siehe dazu: Köhler 1995, Kapitel 2: Große Kunst der Camouflage  –  Ein Zeitungswissenschaftler im Wechsel 
seiner Auflagen: Emil Dovifat, S. 58-88.
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Gesinnungsjournalismus als wichtig für die heutige Zeit in die Diskussion ein-
bringt und als Tradition bezeichnet, auf die man sich in der JournalistInnen-
ausbildung beziehen will, wird das problematisch, wenn das vor der Folie der 
Diskussion über den Haltungsjournalismus geschieht. 

Der Medienforscher Horst Pöttker hat das am 22. Februar 2020 auf WDR 5 als 
geradezu gefährlich bezeichnet. Er hat allerdings Unwissenheit der Verantwort-
lichen dahinter vermutet.[7] In der Diskussion über den »Traditionsgeber« Emil 
Dovifat, nach dem das Journalistenzentrum Herne einen Seminarraum benannt 
hatte, ist hauptsächlich auf dessen Tätigkeit im Sinne nationalsozialistischer 
JournalistInnenaus- und -fortbildung in der Zeit von 1933 bis 1945 Bezug genom-
men worden (vgl. Muscheid 2020a). 

Im Zuge dieser Diskussion haben die Verantwortlichen des Journalistenzent-
rums Herne um den DJV-Bundesvorsitzenden Frank Überall zwar die Widmung 
des Seminarraumes an Dovifat aufgehoben (vgl. Muscheid 2020b), sich aber vom 
Gesinnungsjournalismus Dovifats nicht ausreichend distanziert. Im Gegenteil: 
Einige Indizien sprechen durchaus für einen strukturellen Gesinnungsjourna-
lismus, dem hier nachgegangen wird. 

So hat der Vorsitzende des Trägervereins des Journalistenzentrums Herne, 
Frank Überall, zugleich DJV-Bundesvorsitzender, gegenüber dem WDR am 19. 
Februar 2020 den am Journalistenzentrum Herne vermittelten Gesinnungsjour-
nalismus wie folgt begründet:

»Letztlich beziehen wir uns aber auch nicht auf das ›Lebenswerk‹, sondern 
auf die objektive Richtungsentscheidung in den 1960er Jahren, eine quali-
tativ hochwertige und tarifvertraglich mit den Zeitungsverlegern fest ver-
einbarte Ausbildung von Volontärinnen und Volontären zu organisieren. 
In diesem Sinne spreche ich persönlich auch lieber von der ›Düsseldorfer‹ 
Tradition, die dann über Hagen nach herne (sic!) gekommen ist. Die in 
Teilen der Öffentlichkeit jetzt vorgenommene Zuspitzung auf den Namen 
Dovifat hat mit der Realität im Journalistenzentrum Herne nichts zu tun: 
Es geht um die Struktur und nicht um die Person.«[8] 

Diese Struktur beschreibt Emil Dovifat in seinem Aufsatz »Die Gesinnungen in 
der Publizistik« im Jahr 1963 sehr ausführlich. Dabei wird die Gesinnung des 
Journalisten zum »Mittel publizistischer Führung« (Dovifat 1963: 30), die sich 
»in alle Produktionsphasen« einschalte, und zwar »unabdingbar« (Dovifat 1963: 
36). Das hat natürlich weitreichende Folgen für die journalistische Vermittlung: 

7	 Siehe: https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-toene-texte-bilder/audio-zeit-im-osten---falsche-
vorbilder---das-medienmagazin-100.html (6.9.2020)

8	 Mail von Frank Überall an den Autor des Beitrages »Journalistenzentrum hat falsche Vorbilder« auf WDR 5 
vom 19. Februar 2020.

https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-toene-texte-bilder/audio-zeit-im-osten---falsche-vorbilder---das-medienmagazin-100.html
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-toene-texte-bilder/audio-zeit-im-osten---falsche-vorbilder---das-medienmagazin-100.html
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»In dieser Vermittlung spielen technisches und publizistisches Können eine 
ebenso große Rolle wie die Gesinnungen« (Dovifat 1963: 38). Dovifats Schlussfol-
gerung lautet deshalb: »Auf die Gesinnung also kommt es an.« (Dovifat 1963: 33)

Das schlägt sich als Struktur auf die JournalistInnenausbildung nieder und 
wird infolgedessen den journalistischen Alltag mitbestimmen, und zwar letzt-
lich als politische Publizistik, die gesinnungsbestimmt ist (vgl. Dovifat 1963:51).

Gesinnung ist nicht Haltung

Wer aufbauend auf dieser Tradition in unseren heutigen Zeiten Journalismus ver-
mitteln, mit dieser Struktur Journalismus gestalten will, tut dies nicht aus Unwis-
senheit, sondern macht die klare Vorgabe: JournalistInnen sollen mit ihrer Gesin-
nung vorangehen und durch die Gesinnung ein Beispiel geben, und zwar im Sinne 
eines paternalistischen Staates.[9] Das ist natürlich äußerst problematisch!

In der aktuellen Debatte fordern Protagonisten wie Frank Überall und ande-
re Verantwortliche des Journalistenzentrums Herne, die auch gleichzeitig als 
Funktionäre im Deutschen Journalisten-Verband tätig sind, journalistische 
Haltung ein, beziehen sich  –  zumindest für die Journalistenausbildung  –  dann 
aber in der Struktur auf die gesinnungsjournalistische Tradition Dovifats. [10]

Deshalb ist es auch so wichtig, journalistische Haltung und die Gesinnung der 
JournalistInnen deutlich und präzise zu differenzieren. Das hat Claus Richter in 
seinem Gastbeitrag »Wer predigen will, sollte in die Kirche gehen« auf cicero.de 
am 28. Juni 2020 auch getan. Er weist darauf hin, dass der neue Journalismus 
Haltung ins Feld führe, wenn Gesinnung gemeint sei. 

9	 Vgl. dazu: Hachmeister 1987, insbesondere: Kapitel VI: Publizistik als normative Elitetheorie
10	 In der oben zitierten Mail Überalls an den Autor des Beitrages »Journalistenzentrum hat falsche Vorbilder« 

auf WDR 5 vom 19. Februar 2020 wird das für die Journalistenausbildung sehr deutlich, die gesinnungs-
journalistische Tendenz reicht aber über den Bereich der Journalistenausbildung hinaus. 

	 Interessant ist in diesem Zusammenhang die Kritik Überalls an BürgerInnen, die die Deutungsangebote 
der Medien ablehnen würden, weil sie selbst Deutungshoheit beanspruchten. So vorgetragen auf dem 
Campfire-Festival am 31. August 2020 vor dem Düsseldorfer Landtag, vgl.: https://journal-nrw.de/gesell-
schaftliche-debatten-und-nutzwertiges-wissen/ (5.9.2020). Auch Überalls am 3. Mai 2020 in der Tagesschau 
vorgetragene Forderung auf Kritikverzicht an Regierungsmaßnahmen in der Corona-Krise geht in diese 
Richtung eines strukturellen paternalistischen Gesinnungsjournalismus, begründet er diese Forderung auf 
Kritikverzicht doch mit dem berühmten Ausnahmezustand, denn »in Notsituationen geht es eben erstmal 
darum, die Informationen zusammenzutragen, aufzubereiten und an die Öffentlichkeit auszuliefern«. 
Nach Krüger 2020. So lässt sich auch Überalls Einschätzung, Public Relations sei eine Spielart des Journa-
lismus, die er gegenüber dem NDR-Medienmagazin Zapp erklärte (vgl.: https://www.ndr.de/fernsehen/
sendungen/zapp/Eine-Gratwanderung-PR-oder-Journalismus,journalismus144.html), einordnen. PR als 
Auftragskommunikation unterscheidet sich natürlich nicht mehr wesentlich von einem strukturellen Ge-
sinnungsjournalismus, der Journalismus eben auch als Auftragskommunikation (heißt bei Dovifat »Mittel 
publizistischer Führung«) begreift.

https://journal-nrw.de/gesellschaftliche-debatten-und-nutzwertiges-wissen/
https://journal-nrw.de/gesellschaftliche-debatten-und-nutzwertiges-wissen/
https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/zapp/Eine-Gratwanderung-PR-oder-Journalismus,journalismus144.html
https://www.ndr.de/fernsehen/sendungen/zapp/Eine-Gratwanderung-PR-oder-Journalismus,journalismus144.html
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Journalistische Haltung als Arbeitseinstellung

Haltung unterliegt Richter zufolge ständiger Prüfung und auch der Selbstkritik, 
Gesinnung hingegen nicht. Diese Verwechslung von journalistischer Haltung 
und Gesinnung im Journalismus hat Konsequenzen. Denn wer auf diese Weise 
Gesinnung und Haltung verwechselt, der oder die will Interessen durchsetzen. 
Klare politische Interessen.

Wer das tut, will gerade nicht das Resultat ergebnisoffener Recherchen prä-
sentieren, bei denen sich unter Umständen noch einmal im Verlauf der Recher-
che auch die Arbeitshypothese geändert hat. Wer Gesinnung und Haltung ver-
wechselt, der oder die will ideologisch, gegebenenfalls sogar moralisch verbrämt 
über gute und schlechte, erwünschte und unerwünschte Inhalte bzw. Positionen 
entscheiden und Wirklichkeit zum Teil ausblenden, nämlich die Wirklichkeit, 
die nicht in seine oder ihre Position passt. Er oder sie will moralisch-ideologisch 
urteilen, statt ethisch zu reflektieren. 

Die ethische Reflexion leitet uns dann zwar zu einem moralischen Urteil, 
aber das ist dann, wenn es gut ethisch reflektiert ist, ideologiefrei. Wer jedoch 
Gesinnung und Haltung verwechselt, verwechselt das Einordnen von Fakten mit 
dem Kommentieren von Fakten. Wer das tut, arbeitet meinungsbasiert, nicht 
faktenbasiert (vgl. Richter 2020). In diesem Zusammenhang liefert Gabriele Kro-
ne-Schmalz, für die ARD lange Jahre unter anderem in Moskau unterwegs, eine 
sehr gute Zusammenfassung: »In letzter Zeit ist viel von ›Haltung‹ die Rede. 
Man brauche eine Haltung als Journalist, die auch durchscheinen oder gar die 
Arbeit bestimmen dürfe. Ich bin skeptisch. Wenn Haltung darauf hinausläuft, 
dass ich mich als Journalist berufen fühle, die Mediennutzer auf den ›richtigen‹ 
Weg zu führen, dann ist Haltung aus meiner Sicht unprofessionell und im Grun-
de auch reichlich arrogant.« (Krone-Schmalz 2019: 217) 

So sind wir also gut beraten, auf diesem unsicheren Terrain deutlich, präzise 
und begründet die verlegerische Tendenz, die sich mitunter als journalistische 
tarnt, die belehrende Haltung des volkspädagogisierenden Journalismus, den 
strukturellen Gesinnungsjournalismus von der journalistischen Haltung abzu-
grenzen. Die journalistische Haltung ist etwas ganz anderes als der Gesinnungs-
journalismus. 

Letzterer ist immer ideologisch bestimmt, teilweise moralisch verbrämt und 
führt in eine fatale Engführung des Journalismus. Deshalb müssen wir sehr 
aufpassen, wenn wir von Haltung sprechen und diese sogar für JournalistInnen 
einfordern, dass wir nicht in einen Gesinnungsjournalismus (womöglich Dovi-
fatscher Prägung) verfallen.

Denn nur wenn wir diese Unterscheidungen sorgfältig treffen, kann es uns 
auch gelingen, faktenbasiert zu berichten und unseren Aufgaben als Journalis-
tin, als Journalist auch gerecht zu werden  –  unvoreingenommen und der Wahr-
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haftigkeit verpflichtet und dabei die eigene Berichterstattung auf ihre Konstitu-
tionsbedingungen reflektierend.
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Copycats oder innovativ und integrativ?
Ein Vorschlag zur Beurteilung von »Alternativmedien«

Abstract: Mit der Bezeichnung »Alternativmedien« werden aktuell unter-
schiedliche Medienprodukte zusammengefasst, die teils einfach nur neue 
Themen und Informationen in die zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit tragen 
wollen, teils aber auch Inhalte mit gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
verbreiten. Einige nutzen partizipative Formate, andere sind eher klassische 
senderorientierte Online-Medien. Dabei ist die Entstehung alternativer 
Medien eng mit den Neuen sozialen Bewegungen seit den 1970-er Jahren ver-
knüpft. Die Medien der Neuen Rechten haben, so eine These dieses Beitrags, 
das erfolgreiche Konzept der Alternativmedien lediglich kopiert. Mit diesem 
Debattenbeitrag stellt die Autorin einen ersten Kriterienkatalog für »Alter-
nativmedien« auf, der beim Einordnen helfen soll. Dazu werden akteursbezo-
gene, organisationsbezogene sowie inhaltsbezogene Kriterien herangezogen. 

Die »alternativen Medien« sind gerade dabei, analog zu den »alternativen Fak-
ten« von Donald Trump einen schlechten Ruf zu bekommen. Die »Alternative 
für Deutschland« etwa empfiehlt, vor allem »alternative Medien« zu nutzen, 
da »Staatsfernsehen und Lückenpresse« ein unzureichendes Bild vermitteln 
würden (AfDBayern). Wer heute von »Alternativmedien« spricht, unterstellt, 
dass die »Mainstream-Medien« ihrer Aufgabe, Öffentlichkeit herzustellen, 
nicht nachkommen. Damit kapern die rechtspopulistischen Gruppen zielstre-
big einen Begriff, der ursprünglich mit ganz anderen Inhalten gefüllt war.

Die Bezeichnung »Alternativmedien« für zivilgesellschaftliche Stadtzeitun-
gen und Bürgerradios, die aus den 1970-er Jahren des 20. Jahrhunderts stammt, 
war von Beginn an unscharf und umfasste eine Vielzahl medialer Ausprägun-
gen. Nun beanspruchen rechtsextreme Portale wie Altermedia, das FPÖ-nahe 
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Portal unzensuriert.at oder der rechtspopulistische Blog PI-News die Bezeichnung 
für sich. Die Folge: Von unterschiedlichsten Seiten  –  in kommunikations- oder 
politikwissenschaftlichen Veröffentlichungen, auf religions- oder journalismus-
praktischen und medienkritischen Websites  –  werden diese und weitere Medien 
wie die Nachdenkseiten, Ken Jebsens Videokanal, Rubikon, NuoViso oder RT Deutsch 
in einen Topf geworfen, oftmals mit dem Etikett »verschwörungstheoretisch«. 

Mit diesem Debattenbeitrag versucht die Autorin, einen ersten Kriterien-
katalog für »Alternativmedien« aufzustellen, der beim Einordnen helfen soll: 
Handelt es sich um partizipative Angebote der Bürgerbeteiligung? Oder um ein 
PR-Medium mit eigener Agenda? Wer verfügt über die genutzten Plattformen, 
wie ist der medienpolitische Rahmen definiert? Ist der Medieneinsatz tatsäch-
lich innovativ und integrativ? Mit welchen Zielen treten die jeweiligen »alterna-
tiven« Medienmacher*innen an? Dazu nimmt dieser Beitrag die Leserinnen und 
Leser mit auf eine schnelle Zeitreise von den 1970-er Jahren bis in die Gegenwart. 

Definitionen und Forschungsstand

Im Überblick fällt auf, dass die Beurteilung der innovativen und integrativen Leis-
tung alternativer Medien insbesondere durch das Web 2.0 bis etwa 2010 eher opti-
mistisch ausfällt. Spätestens seit 2015 mit Pegida, der AfD und dem massenhaften 
Gebrauch des Begriffs »Lügenpresse« mehren sich pessimistische Einschätzungen 
in Journalistik, Kommunikations- und weiteren Sozialwissenschaften. 

Heinz Bonfadelli hat herausgearbeitet, dass vielen Veröffentlichungen zur 
Frage nach der Wirkung von Medienöffentlichkeiten wie der »Herausbildung 
einer geteilten Themen-Agenda der Zivilgesellschaft, der Diffusion von geteil-
tem Wissen oder der Beeinflussung von Öffentlichkeit bzw. Öffentlicher Mei-
nung« (Bonfadelli 2019) normative Annahmen zugrundeliegen  –  und zwar 
sowohl in die positive als auch in die negative Richtung. Es werden sowohl zen-
tripetale als auch zentrifugale Auswirkungen angenommen, und beides kann 
positiv oder negativ gedeutet werden. 

Bonfadelli weist auf die Hypothese der wachsenden Wissenskluft hin: Bei stei-
gendem Informationszufluss über ein Thema in der Gesellschaft entsteht keine 
homogene Wissensverbreitung, sondern es vertiefen sich vielmehr die Klüfte im 
Wissen zwischen den verschiedenen sozialen und mehr oder weniger bildungsaf-
finen Segmenten (vgl. Bonfadelli 2019). Er stellt dieser negativen Sicht eine posi-
tive Einschätzung durch den Uses-and-Gratifications-Approach gegenüber: »Im 
Gegensatz dazu betrachtet der Uses-and-Gratifications-Ansatz die aktiv-inten-
dierte vielfältige Medienzuwendung und Mediennutzung durchaus als positiv 
und betont das interaktiv partizipatorische Potenzial von Online-Kommunika-
tion und Web 2.0« (Bonfadelli 2019). 



Journalistik 3/2020	 252

Ein Vorschlag zur Beurteilung von »Alternativmedien«

Als Kriterium ließe sich daraus die Integrationsfähigkeit und Integrationswil-
ligkeit eines Mediums der Zivilgesellschaft in die Öffentlichkeit hinein ableiten. 

Von Seiten der Politikwissenschaften hält Ulrich Sarcinelli fest, »dass die 
Zugänge zu den Medien für nicht etablierte Akteure erleichtert, das Erreichen 
einer Massenöffentlichkeit für alle jedoch infolge der Angebotsausweitung und 
Verspartung erschwert wird« (Sarcinelli 2008). Das könnte die zunehmende Wut 
der Rechtspopulisten und ihrer Anhänger*innen erklären: Ihre eigenen »alter-
nativen Medien« erzielen teilweise hohe Reichweiten. In den klassischen Medien 
kommen sie jedoch ihrer Ansicht nach nicht oder zu wenig vor. Zu hinterfragen 
wäre, inwieweit dies ernsthaft intendiert ist.

Wie im Rahmen kommunikationswissenschaftlicher Öffentlichkeitskonzepte 
die sogenannte Gegenöffentlichkeit einzuordnen ist, damit haben sich Sven Eng-
esser und Jeffrey Wimmer mehrfach befasst (vgl. Engesser/Wimmer 2009). Sie 
sehen ein konstituierendes Element in den unterschiedlichen Ebenen partizi-
pativer Formen und Formate. Hier lassen sich Abstufungen der Partizipation 
erkennen, die nach der Stärke der Ausprägung von Verantwortlichkeit unter-
schieden werden können (vgl. Hooffacker 2018). 

Auch »Bürgerjournalismus« und das englische Pendant »Citizen Journalism« 
zählen zu den verwirrenden Begrifflichkeiten, wie Christoph Neuberger festge-
stellt hat (vgl. Neuberger 2012). Einen erweiterten Begriff des Citizen Journalism 
legt Steve Outing zugrunde. »Outing fasst darunter die gesamte Bandbreite der 
journalistisch relevanten Kommunikation von Laien, auch im Kontext professio-
neller journalistischer Medien.« (zit. n. Hooffacker 2018).

Unter Bürgerjournalismus im engeren Sinn wird nach Joyce Y. M. Nip die vom 
professionellen Journalismus unabhängige Nachrichtenproduktion durch Bür-
ger*innen verstanden. Partizipative Formate im Rahmen klassischer Massenme-
dien sind demnach zu unterscheiden von Partizipation mittels eigener Medien. 
Dass die Konzeption, Herstellung und Produktion »alternativer« Medienpro-
dukte komplett in den Händen der zivilgesellschaftlichen Akteure liegen soll, 
war eine frühe Forderung der »Alternativpresse« der 1970-er Jahre (vgl. Hooffa-
cker/Lokk 1989). Auch hieraus lassen sich Kriterien zur Einordnung alternativer 
Medien gewinnen.

Schnelle Zeitreise

Der folgende Abschnitt ist gekürzt einem Handbuch von 1989 entnommen, das 
die Autorin zusammen mit Peter Lokk als Anleitung für Schüler-, Studenten- 
und Stadtzeitungen veröffentlicht hat (vgl. Hooffacker/Lokk 2009).

Nach 1945 entstanden zunächst als Folge der Reeducation in Westdeutschland 
Schülerzeitungen nach US-amerikanischem Vorbild. Zum politischen Medium 
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wurden die Flugblätter, Zeitungen und Zeitschriften der Schüler*innen und Stu-
dierenden seit den frühen 1960-er Jahren. Begleitend zur Schüler- und Studen-
tenrevolte erschienen im deutschsprachigen Raum eine Fülle von Kleinst- und 
Alternativzeitungen. Peter Engel und W. Christian Schmitt konnten 1974 für die 
Zeit seit 1965 ca. 250 Alternativzeitungen feststellen (vgl. Engel/Schmitt 1974). 
1986 nennt das Verzeichnis der Alternativpresse, das vom »Informationsdienst 
für unterbliebene Nachrichten« (ID) herausgegeben wurde, ca. 600 mehr oder 
weniger regelmäßig erscheinende Zeitungen und Zeitschriften (vgl. Diederich/
Schindowski 1986). 

Explizit als Gegenöffentlichkeit verstanden sich die Stadtzeitungen oder auch 
»Stattzeitungen«, wie seit den 1970-er Jahren das Blatt in München, Klenkes in 
Köln oder De Schnüss in Bonn. Sie erreichten Auflagen von bis zu 20.000 Exemp-
laren. Ihr Anspruch: Gruppen, die in der Lokalpresse nicht zu Wort kamen, ein 
Forum zu bieten. »Themen, die sie aufgriffen, wurden damit auch für die etab-
lierte Presse ›salonfähig‹: von der missglückten ›Vergangenheitsbewältigung‹ 
über den Umweltschutz bis hin zur Anti-Atom-Bewegung. Die einsetzende Spe-
zialisierung ließ eigene Zeitschriften der Frauenbewegung, von Mietervereinen, 
Umwelt- und Ökogruppen etc. entstehen« (Hooffacker/Lokk 2009).

Seit den 1980-er Jahren erstreckt sich die »Gegenöffentlichkeit von unten« auf 
weitere Medien. Alternative Radiosender wie Radio Dreyeckland in Freiburg oder 
Radio Z in Nürnberg entstanden als »Community-Medien«, oft getragen von 
einem Verein. In verschiedenen Bundesländern wurden Bürgerkanäle mit guter 
finanzieller Ausstattung gesetzlich verankert (vgl. Förster 2017). Noch zu wenig 
erforscht und rezipiert werden Konzepte von Öffentlichkeit und Gegenöffent-
lichkeit aus der gleichen Zeit in der DDR (vgl. Meyen 2013, 2019). 

Es waren Pionier*innen aus der Hackerszene gemeinsam mit Vertreter*innen 
der Alternativpresse, die als erste Datennetze und Online-Plattformen einsetz-
ten. In den USA war es The Well, das aus einem Handbuch alternativer Projekte 
erwuchs (vgl. Rheingold 1994). In Westdeutschland entstanden Mailboxnetze 
wie das Computernetzwerk Linksysteme (CL-Netz) als Partner der internationalen 
»Association for Progressive Communications« (APC). Stadtzeitungen und wei-
tere Bürgermedien vernetzten sich darüber (vgl. Hooffacker/Lokk 2009). Die 
»alternativen« Themen wie Medienformate fanden dann ihren Weg in die klas-
sischen Medien, während die Alternativmedien allmählich in der Bedeutungs-
losigkeit verschwanden (vgl. Hooffacker 2008).

Den innovativen Medienprojekten der kritischen Gegenöffentlichkeit folgen 
jeweils wie in einem Zerrspiegel die Medienprojekte der rückwärtsgewandten, 
rechten bis rechtsextremen Medienmacher*innen. Sie übernehmen Medien-
formen und -formate und füllen sie mit autoritären Inhalten. Ein inhaltliches 
Kennzeichen ist die gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (vgl. Heitmeyer 
2002-2011) kombiniert mit aktuellen Elementen der Popkultur. 
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In der Hochphase der Schülerzeitungen wurden vor den Schulen rechtsext-
reme Blätter dieses Typs verteilt. Als Gegenstück zur progressiven Rockmusik 
wurde der »Rechtsrock« propagiert, gefolgt von »Schulhof-CDs«, die kostenlos 
verbreitet wurden. Das rechtsextreme Thulenetz, mit finanzieller Unterstützung 
des Verfassungsschutzes aufgebaut (vgl. Aust/Laabs 2014), wollte die offenen und 
seinerzeit erfolgreichen Mailboxnetze wie etwa das CL-Netz kopieren (vgl. Hoof-
facker/Lokk 1997). Rechtsextreme Websites folgten. 

Aktuell sind es oft Drittplattformen, in deren Foren, Gruppen, Chats, Mes-
senger-Diensten rechte Inhalte verbreitet werden  –  von Facebook über YouTube, 
Reddit, Discord oder Telegram. 

Zur Verwunderung der Autorin wird dies oft als Indiz dafür gewertet, dass 
rechte Gruppierungen sich innovativ der Medien bedienten. Angesichts der Ver-
breitung des Internets (seit ca. 30 Jahren), des Web 2.0 (seit bald 20 Jahren) sowie 
des Smartphones (sehr mehr als 10 Jahren) erscheint es heute nicht mehr zeit-
gemäß, hier vom Einsatz »neuer Medien« zu sprechen. Die neurechten Medien-
macher*innen sind eher so etwas wie die »Copycats« der Alternativmedien.

Kriterien für Alternativmedien

Umfangreiche Forschung gibt es rund um das Thema Internet und Partizipa-
tion. Theoretische Grundlagen erarbeitete Christoph Neuberger (vgl. Neuberger 
2007, 2010, 2014). Für neuere Veröffentlichungen von kommunikationswissen-
schaftlicher Seite sei hier Wolfgang Schweiger (Schweiger 2017), von politikwis-
senschaftlicher Seite Kathrin Voss (Voss 2014) genannt. Nicht selten werden die 
»sozialen« Netzwerke generell als Plattform der Alternativmedien angesehen 
(vgl. Hauser/Opilowksi/Wyss 2019). 

Marisol Sandoval warnte bereits 2011 davor, Partizipation zum Alleinstel-
lungsmerkmal alternativer Medien zu machen, da sie auch im Internet nicht 
immer emanzipatorisch sei. Sie verweist wie Engesser und Wimmer (Engesser/
Wimmer 2009: 45) auf die Existenz rechtsextremer Online-Portale Während 
Engesser und Wimmer jedoch vor allem strukturelle Kriterien sehen, legt Sand-
oval neben ökonomischen auch inhaltliche Kriterien an und definiert alternative 
Medien als kritische Medien (vgl. Sandoval 2011). 

Wer sich so unterschiedliche Medienprodukte wie Ken Jebsens Videokanal 
KenFM vor Augen führt, die Nachdenkseiten, PI-News oder Rubikon, wird rasch mer-
ken, dass diese Kriterien durchaus ganz oder teilweise auf »neue« ebenso wie auf 
»alte« Alternativmedien zutreffen, auf »linke« wie auf »rechte«, auf aufklärende 
ebenso wie rückwärtsgewandte oder rechtspopulistische. Ausschlaggebend ist 
dabei, wie die Bezeichnung »kritisch« mit Inhalt gefüllt wird. Mehrfach wur-
den beispielsweise Demonstranten bei Pegida oder AfD als »Asylkritiker« oder 
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Tabelle 1: 
Charakteristika alternativer Medien

Kommerzielle  
Mainstream-Medien

Idealtypische  
Alternativmedien

Strukturen

Ökonomische
Produktform Warenform Nichtkommerzielles 

Medienprodukt

Inhalt Tendenziell  
ideologischer Inhalt

Herrschaftskritischer 
Inhalt

Akteur*innen

Rezipient*innen Viele  
Rezipient*innen

Kritische  
Rezipient*innen

Produzent*innen Wenige  
Produzent*innen

Kritische  
Produzent*innen

Charakteristika alternativer Medien nach Sandoval (2011)

Demonstranten gegen Maßnahmen der Corona-Pandemie als »Corona-Kritiker« 
bezeichnet. Damit erweist sich die Bezeichnung »kritische Rezipient*innen« als 
nur bedingt tauglich.

Vor der Frage einer Abgrenzung alternativer Medien stand auch die Jury 
des »Alternativen Medienpreises«. Dieser Preis wird seit 2000 verliehen, seine 
Gründer kamen aus der Alternativszene der Bundesrepublik (Stadtzeitungen, 
Community-Radios). Mit dem Alternativen Medienpreis ausgezeichnet wurden 
so unterschiedliche Medien wie die Nachdenkseiten (2009), innovative Beiträge 
aus Freien Radios wie die Aktionsform des Radioballetts (2003), das Y-Kollektiv 
für Skandal bei Eliteeinheit KSK (2018), Andrea Röpke (mehrfach ab 2009), Markus 
Beckedahl für netzpolitik.org (2010) oder der Film Blut muss fließen von Peter Ohlen-
dorf über rechtsextreme Band-Events sowie immer wieder besondere medien-
kritische Beiträge (Patrick Gensing, Walter van Rossum, Tom Schimmek). Einen 
Eklat gab es 2017, als die Jury eine Reportage über Ramstein auszeichnete, die 
bei NuoViso erschienen war (Alternativer_Medienpreis 2000ff.). Häufig finden 
sich unter den ausgezeichneten Beiträgen auch Dokumentarfilme oder Web-
dokumentationen, die mit Hilfe einer Finanzierung durch öffentlich-rechtliche 
Sendeanstalten entstanden sind.

Die Kriterien des Preises mischen strukturelle und inhaltliche Kriterien. Kom-
merzielle Medien werden ausdrücklich eingeschlossen, zudem muss nur eins der 
Kriterien zutreffen, nicht alle.
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Teilnahmebedingungen des Alternativen Medienpreises

Teilnehmen können alle, die journalistisch tätig sind bei
•	nicht kommerziellen Medien,
•	Medien, die sich aus neuen sozialen Bewegungen entwickelt 
haben,

•	klassischen Medien,
•	Medien, die mit ihrer Arbeit emanzipatorische Ziele verfolgen.

Die eingereichten Beiträge sollten zumindest eines der folgenden Kriterien 
erfüllen:

•	ein Thema medienübergreifend darstellen, zum Beispiel Print / Online 
oder Radio / Online,

•	Print-, Audio-, Video- oder Online-Journalismus in innovativer Form 
umsetzen

•	ein Thema bearbeiten, das von großen Medien vernachlässigt wird,
•	sich intensiv und kritisch mit gesellschaftlichen Missständen 
auseinandersetzen,

•	sich mit der nationalsozialistischen Vergangenheit und ihren 
Auswirkungen auf die Gegenwart beschäftigen.

Aus den Teilnahmebedingungen (Alternativer_Medienpreis 2000ff.)

Die Beispiele zeigen: Eine trennscharfe Definition von Alternativmedien steht 
noch aus. Um autoritäre, konformistische oder regressive Menschenbilder aus-
zuschließen, ist ein Rückgriff auf soziologische und inhaltliche Kategorien 
notwendig. So untersuchen etwa Henkelmann et al. die Soziologie »konformis-
tischer Rebellen« anhand des Konstrukts eines autoritären Charakters (vgl. Hen-
kelmann, Jäckel, Stahl, Wünsch/Zopes 2020). 

Von Oliver Nachtwey stammt die Bezeichnung des »regressiven Rebellen« (vgl. 
Nachtwey/Heumann 2019). Dabei werden Anhänger*innen aktueller rechtspopu-
listischer Strömungen einem stark rückwärtsgewandten, autoritären Weltbild 
zugeordnet. Sie sind einerseits von einer postulierten »Schwäche« des Staats 
enttäuscht. Gleichzeitig sehen sie sich als Gruppe abgewertet und ihre Freiheits-
rechte in Gefahr. 

Nachtwey charakterisiert ihr Verhältnis zu Medien und Öffentlichkeit wie 
folgt: »Im Zentrum der gesellschaftspolitischen Praxis der regressiven Rebellen 
steht eine Medien- und Öffentlichkeitskritik. Die verzerrte Berichterstattung 
der Leitmedien (insbesondere zur AfD sowie in Migrations- und innenpoliti-
schen Fragen) wird zur Frontlinie ideologischer Auseinandersetzung. Die Krise 
der Repräsentation ist auch eine Krise des etablierten Wissens: Verschwörung 
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und Verblendung sind daher beliebte Gesellschaftsdiagnosen der regressiven 
Rebellen« (Nachtwey/Heumann 2019).

Zu diskutieren wäre, ob diese Strömungen tatsächlich »unkonventionelle 
Wege« suchen, um Öffentlichkeit zu erreichen, wie Nachtwey und Heumann 
schreiben, oder sich nicht doch recht konventioneller Wege (Website, Blog, Face-
book, YouTube etc.) bedienen. Einen ersten Versuch einer Einordnung stellt der 
abschließende Absatz dieses Debattenbeitrags dar.

Versuch eines Bewertungskatalogs für Alternativmedien

Nach welchen Kriterien lassen sich Alternativmedien sortieren und bewerten? 
Hier der Vorschlag, diese akteurs-, organisations- und inhaltsbezogen zu kate-
gorisieren. Beim inhaltlichen Bezug wären entscheidende Kriterien, wie hoch die 
Innovationskraft bezüglich der Themen und Formate ist, ob das Medium grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit (Wilhelm Heitmeyer) verbreitet oder nicht, 
ob es ein autoritäres, regressives Menschenbild vertritt oder nicht, und zuletzt, 
ob es eine Integration in die zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit anstrebt oder 
nicht. Einen ersten Überblick liefert die folgende Tabelle:

Akteursbezogen Komplett von Laien gestaltete Medien

Kuratierte partizipative Formen und Formate von 
Laien in den professionellen Medien 

Beiträge von professionellen Journalisten 

Organisationsbezogen Selbstorganisierter Kanal in der Hand von Laien 

Eigener professioneller Kanal

Kanal eines professionellen Mediums

Kanal einer Organisation (PR-Kanal)

Inhaltsbezogen Innovative Themensetzung

Innovatives Format

Keine gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Kein autoritäres, regressives Menschenbild

Integration in zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit an-
gestrebt (zentripetal)
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Die Tabelle lässt sich als Matrix verwenden. Im Folgenden ein Versuch, unter-
schiedliche mit dem Etikett »Alternativmedien« versehene Medienformen und 
Formate zu beurteilen. Aus praktischen Gründen wurden vier ausgewählt, die 
hohe Reichweiten aufweisen, oft als »populistisch« oder auch »verschwörungs-
theoretisch« bezeichnet werden und dabei unterschiedliche Merkmale auf-
weisen: die Nachdenkseiten, Ken Jebsens YouTube-Kanal KenFM, PI-News und RT 
deutsch.

Nachdenk-
seiten

KenFM PI-News RT 
deutsch

Akteurs- 
bezogen

Komplett von Laien ge-
staltete Medien

- - - -

Kuratierte partizipative 
Formen und Formate von 
Laien in den professionel-
len Medien 

+ - + -

Beiträge von professionel-
len Journalisten 

+ + + (?) +

Organisa-
tionsbezogen

Selbstorganisierter Kanal 
in der Hand von Laien 

+ - - -

Eigener professioneller 
Kanal

- + + -

Kanal eines professionel-
len Mediums

- + - -

Kanal einer Organisation 
(PR-Kanal)

- - - (?) +

Inhalts
bezogen

Innovative Themenset-
zung

+ + - +

Innovatives Format - + - -

Keine gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit

+ - - +

Kein autoritäres, regressi-
ves Menschenbild

+ - - + (?)

Integration in zivilgesell-
schaftliche Öffentlichkeit 
angestrebt (zentripetal)

+ - (?) - +
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Sowohl die akteurs- als auch die organisationsbezogenen, insbesondere aber die 
inhaltsbezogenen Kriterien können nur eine erste oberflächliche Einordnung sein. 
Sie müssten durch eine Inhaltsanalyse empirisch belegt werden. Da das über die-
sen Debattenbeitrag hinausführt, müssen einige Punkte erst einmal offen bleiben. 

Ein ausschlaggebendes kommunikationswissenschaftliches Kriterium wäre 
die Gretchenfrage: Wie hältst Du’s mit der Öffentlichkeit? Möchten die jewei-
ligen Gruppierungen mit ihren Medien lieber in ihren eigenen Teilöffentlich-
keiten verharren und zentrifugale Tendenzen noch verstärken, oder streben sie 
eine Integration in eine gemeinsame zivilgesellschaftliche Öffentlichkeit an? 
Inhaltliche Ausschlusskriterien wären gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
wie etwa Islamfeindlichkeit und ein autoritäres regressives Menschenbild wie 
dasjenige einiger ›Corona-Rebellen‹.

Der Kriterienkatalog, weiter ausdifferenziert, könnte helfen, die »Alter-
nativmedien« oder auch einzelne Beiträge daraus nicht pauschal als »populis-
tisch« oder »verschwörungstheoretisch« zu bezeichnen, sondern sie präziser zu 
beschreiben. 

Ebenfalls offen bleiben muss vorerst eine Kategorisierung der klassischen 
Alternativmedien nach diesem Schema. Wo würden Bürgerradios eingeordnet, 
wo komplett partizipative Foren, wo Stadtzeitungen? Die Ergebnisse wären ver-
mutlich so bunt und divers wie die unterschiedlichen Szenen selbst.

Insgesamt lässt sich aus der Tabelle natürlich nicht ablesen, ob es sich um ein 
Alternativmedium im Sinne der klassischen Definition oder eins mit »alternati-
ven Fakten« handelt. Bei einer ersten Einordnung und Bewertung könnte, so die 
Hoffnung, diese Übersicht aber vielleicht erst einmal unterstützen. Ob sich mit 
diesem Kategorisierungsversuch weiter arbeiten lässt, müsste erst noch unter-
sucht werden.
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Debatte

Michael Meyen

Die Leitmedien als Problem
Warum der Gegendiskurs dem Journalismus helfen könnte

Abstract: Dass das Thema »Alternativmedien« diese Zeitschrift erreicht hat, 
ist ein Symptom für den Niedergang des Journalismus. Die Orientierung am 
Imperativ der Aufmerksamkeit, die Medialisierung und die Nähe zwischen 
Redaktionen und Entscheidungsträgern verhindern, dass die Leitmedien ihre 
öffentliche Aufgabe erfüllen. Mit Ulrich Beck (2017) konzeptualisiert dieser 
Beitrag »Herrschaftsverhältnisse« als »Definitionsverhältnisse« und sieht 
die Plattformen, die die Definitionsmacht der Leitmedien herausfordern, als 
Nukleus für eine gesellschaftliche Debatte, die die Demokratie stärken und 
den Journalismus an seinen »gesellschaftlichen Auftrag« Öffentlichkeit (Pött-
ker 2001) erinnern könnte.

Einführung 

Dieser Beitrag geht erstens davon aus, dass sich die Leitmedien ihre Konkur-
renz im Netz selbst geschaffen haben. Wenn alle zufrieden sind mit dem, was 
in der großen Arena diskutiert wird, hat niemand einen Grund, seinen Platz 
auf der Tribüne zu verlassen und selbst Themen oder Positionen in der Öffent-
lichkeit zu platzieren (vgl. Gerhards/Neidhardt 1990). Das war in der Bundes-
republik der 1970er Jahre nicht anders als in der späten DDR (vgl. Lokatis/Sonn-
tag 2008). Für die Gegenwart folgt daraus zweitens, dass Medienkritik zentra-
ler Bestandteil der digitalen Plattformen ist, um die es in dieser Debatte geht.

Im Unterschied zu früher, das ist meine dritte These, treffen diese Angebote 
heute auf einen Journalismus, der sich im Sinkflug befindet und deshalb eher 
zu einer Wagenburgmentalität neigt als zu einer Öffnung für neue Themen, 
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Personen und Formate, wie sie Gabriele Hooffacker für das alte Westdeutschland 
beschreibt. Es mag sein, dass einzelne Herausforderer (wie etwa Rezo) einen Weg 
in etablierte Redaktionen finden, für viele ist diese Möglichkeit aber versperrt (es 
gibt immer weniger Stellen) und oft ohnehin überhaupt kein Ziel. Was wir viel-
mehr erleben, ist ein Kampf um Deutungshoheit und Definitionsmacht, bei dem 
schon wegen der Position, die medial vermittelte Kommunikation in den überlie-
ferten Herrschaftsstrukturen hat, auch die Systemfrage steht - oder, etwas weni-
ger angreifbar formuliert, die Frage, wie wir in Zukunft zusammenleben wollen. 

Diese Frage steht, These vier, auch für den Journalismus selbst. Die Finan-
zierung über Werbung, die in vielen kapitalistischen Gesellschaften für gut 150 
Jahre eine gewisse Autonomie gegenüber Mäzenen aus Politik und Wirtschaft 
erlaubt hat, ist durch den Siegeszug des Internets genauso obsolet geworden wie 
die Quersubventionierung von Stücken, für die es in einem gewinnorientierten 
Mediensystem keinen Markt gibt, und eine Berufsideologie, die vor allem der 
Publikumsmaximierung diente. Normen wie Objektivität, Neutralität, Ausge-
wogenheit oder Unparteilichkeit waren untrennbar mit dem Geschäftsmodell 
der Vergangenheit verknüpft und noch nie einzulösen. Jetzt werden diese Ver-
sprechen zu Angriffspunkten für eine Medienkritik, die auch davon profitiert, 
dass die meisten Zutrittsbarrieren für die Öffentlichkeit gefallen sind. 

Die Debatten, die der Berufsstand im Moment zu ›Haltung‹ oder ›Aktivismus‹ 
führt, spiegeln das »gerüttelt Maß an innerer Unsicherheit«, das Horst Pöttker 
schon vor zwei Jahrzehnten konstatiert hat. Pöttkers Diagnose von damals ist 
nach wie vor aktuell: Journalistinnen und Journalisten wären eher »gegen äuße-
re Einflüsse« gefeit und könnten »Besseres leisten«, wenn ihnen klarer wäre, 
welche »professionelle Aufgabe« sie zu erfüllen haben (Pöttker 2001: 20, 24-27). 
Dann müssten wir heute vermutlich auch diese Debatte nicht führen. 

Den Begriff ›Alternativmedien‹ habe ich bisher bewusst vermieden. Der Bei-
trag von Gabriele Hooffacker zeigt, dass dieser Begriff die Analyse erschwert, 
weil er fest in der Geschichte emanzipatorischer Bewegungen verankert ist (vgl. 
Hooffacker/Lokk 2009; Mies 2020) und so fast zwangsläufig zu einer Abwertung 
von Angeboten führt, die andere politische Ziele verfolgen. Im Gegensatz zu 
meiner Kollegin sehe ich die Medienforschung auch nicht in der Pflicht, Krite-
rien zu entwickeln, die erlauben, ›gute‹ und ›schlechte‹ (oder gar: gefährliche) 
Plattformen zu unterscheiden und so der Politik möglicherweise eine Handhabe 
für Regulierung oder Verbote zu liefern. 

Die Kriterien für »Qualitätsjournalismus« (Arnold 2009) führen hier schon 
deshalb in die Irre, weil es sich in aller Regel um Angebote handelt, die man 
weder personell noch finanziell mit den Leitmedien vergleichen kann. Das Portal 
Rubikon zum Beispiel lebt von ehrenamtlichem Engagement und hat im Herbst 
2020 das erste Mal drei Menschen mit einem (befristeten) Arbeitsvertrag ausge-
stattet. Es wäre vermessen, solche Plattformen zum Beispiel mit öffentlich-recht-
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lichen Rundfunkprogrammen zu vergleichen, die Jahr für Jahr mehrere Milliar-
den Euro an Rundfunkbeiträgen zur Verfügung haben und vom Gesetzgeber den 
Auftrag erhalten, als »Medium und Faktor des Prozesses freier individueller und 
öffentlicher Meinungsbildung zu wirken und dadurch die demokratischen, sozi-
alen und kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft zu erfüllen« (§ 11 des Rund-
funkstaatsvertrags, in Kraft seit 1. Mai 2019).

 Wenn die These stimmt, dass die Leitmedien das Problem sind, dann sollte 
sich eine ressourcenschwache akademische Disziplin wie die Kommunikations-
wissenschaft auf diesen Gegenstand konzentrieren und fragen, wie der Journa-
lismus organisiert werden könnte, damit er den »gesellschaftlichen Auftrag« 
Öffentlichkeit (Pöttker 2001) erfüllt. Dieser Beitrag liefert dafür einen doppelten 
Aufschlag. Zum einen skizziere ich einen theoretischen Rahmen, mit dem sich 
der Strukturwandel der Öffentlichkeit erfassen lässt, und zum anderen weise ich 
auf Probleme hin, die damit zu tun haben, wie wir den Journalismus im Moment 
finanzieren. Die Ideen und »realen Utopien« (Wright 2017), die es im Internet 
schon gibt, könnten, das ist die Botschaft, die dieser Beitrag transportieren 
möchte, dabei helfen, diese Probleme zu lösen und die für eine Demokratisie-
rung dringend nötige »Reform der Definitionsverhältnisse« anzustoßen (Beck 
2017: 146).

Die Definitionsmacht der Leitmedien

Der gesellschaftliche Auftrag Öffentlichkeit, für den Gesetzgeber und Medienfor-
schung auch die Formeln »publizistische Vielfalt« (vgl. Rager/Weber 1992: 8-11) oder 
Meinungsvielfalt nutzen, wurzelt im Pluralismusmodell: In der Gesellschaft gibt 
es viele und zum Teil gegensätzliche Meinungen und Interessen, die prinzipiell 
gleichberechtigt sind (die Interessen von Einzelpersonen und Außenseitern genau-
so wie die Interessen, die in Parteien oder Verbänden organisiert sind). Feld der Ver-
ständigung ist die Öffentlichkeit: 

»Öffentlichkeit ist das Prinzip der Schrankenlosigkeit von Kommunika-
tion. Prinzipiell darf keine soziale Gruppe, ja nicht einmal ein Individuum, 
aber auch kein Gegenstand, kein Thema, kein Problem von ihr ausge-
schlossen sein«. (Pöttker 1999: 219f.)

Ein Ausgleich scheint dabei nur möglich, wenn die verschiedenen Interessen 
in den Leitmedien Artikulationsmöglichkeiten bekommen, ohne dass die (Ab-)
Wertung gleich mitgeliefert wird. Als Leitmedien bezeichne ich dabei solche 
Angebote, die von Entscheidungsträgern wahrgenommen werden und dort 
genau wie in der Bevölkerung symbolische Gewalt entfalten, weil wir unter-
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stellen müssen, dass andere sie ebenfalls wahrnehmen und ihr Verhalten ent-
sprechend ausrichten (vgl. Gunther/Storey 2003). Auf eine Formel gebracht: Was 
nicht in den Leitmedien erscheint oder was dort nicht als legitim markiert wird, 
das existiert nicht (egal ob Themen, Personen oder Positionen). Leitmedien gibt 
es dabei sowohl auf globaler und nationaler Ebene als auch in der Region oder im 
Lokalen.

Die Realität der Leitmedien ist eine Realität erster Ordnung, die niemand 
ignorieren kann. Hier entsteht das »Gedächtnis der Gesellschaft« (Luhmann, 
1996: 43, 120-122) oder ihr »Hintergrundwissen« (ein anderer Luhmann-Begriff). 
Weil wir unterstellen müssen, dass alle anderen das gleiche gesehen, gelesen, 
gehört haben, definieren die Leitmedien, was ist und was sein darf, und sorgen 
so dafür, dass ihre Realitätskonstruktionen in Alltagshandeln und Weltanschau-
ungen übernommen werden. Leitmedien ordnen die Welt und liefern die Katego-
rien, mit denen wir die Welt beschreiben (vgl. Couldry 2012). Die Frage nach dem 
»Vertrauen« in den Journalismus (vgl. exemplarisch Prochazka/Schweiger 2020) 
ist deshalb falsch gestellt. Wir müssen nicht ›glauben‹, was uns die Tagesschau 
erzählt, die FAZ oder die Süddeutsche Zeitung. Wenn wir Leitmedien nutzen, dann 
beobachten wir Definitionsmachtverhältnisse. Wer schafft es, seine Themen und 
seine Sicht der Dinge in diese Arenen zu bringen? Wer darf dort auf welcher Seite 
und wie lange legitim sprechen und wer darf das nicht? Auf wen kann und muss 
ich mich folglich in der Öffentlichkeit beziehen, ohne Gefahr zu laufen, isoliert 
zu werden (vgl. Noelle-Neumann 1996)? 

Das ist zugleich der wichtigste Unterschied zu den Angeboten, die Gabriele 
Hooffacker unter der Überschrift »Alternativmedien« zusammenfasst. Was bei 
RT Deutsch erscheint, auf den Nachdenkseiten oder bei KenFM, kann ich überse-
hen, ohne Reputation zu verlieren. Oft ist sogar eher das Gegenteil richtig: Wer 
auf diesen Plattformen publiziert, muss ganz unabhängig vom Inhalt um seine 
Legitimation fürchten. Das hat Folgen für die Nutzung, die sich am besten mit 
dem Gegensatzpaar ›muss vs. kann‹ beschreiben lassen. Die Leitmedien brauche 
ich, um mich orientieren und handeln zu können (auch deshalb gibt es so wenige 
Medienverweigerer). Wenn dort oder in der Medienforschung (vgl. Schindler et al. 
2018) die Nutzung anderer Plattformen pathologisiert wird, dann ist damit eine 
Isolationsdrohung verbunden, die selbst das »Kann« zur Mutprobe werden lässt. 

Der Begriff »Definitionsmachtverhältnisse« stammt von Ulrich Beck, der 
in seinem letzten Buch »Definitionsverhältnisse als Herrschaftsverhältnisse« 
konzeptualisiert hat. Zugespitzt formuliert: Macht hat heute, wer über die 
»nötigen Ressourcen« verfügt, in der Öffentlichkeit seine Version der Reali-
tät durchzusetzen (Beck 2017: 129). Bei Ulrich Beck geht es um globale Risiken 
wie Klima, Atomkraft, Medizin, Terrorismus oder »digitale Freiheitsrisiken«, 
die mit Überwachungsprogrammen verbunden sind (Beck 2017: 185), sowie um 
das Interesse von Nationalstaaten, solche Risiken zu relativieren, zu leugnen 
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oder gar verschwinden zu lassen, weil diese nicht nur unser Leben und unsere 
Selbstbestimmung bedrohen, sondern auch die »Autorität und Souveränität des 
Nationalstaats« (Beck 2017: 133). »Das impliziert: Die Politik der Unsichtbar-
keit ist eine erstklassige Strategie zur Stabilisierung staatlicher Autorität und 
zur Reproduktion der sozialen und politischen Ordnung« (Beck 2017: 134).Das 
Konzept der »Definitionsmachtverhältnisse« lässt sich leicht auf die nationale 
oder lokale Ebene übertragen: Auch hier geht es darum, die Realität der jeweili-
gen Leitmedien zu bestimmen. Ulrich Beck (2017: 172) unterscheidet »zwei For-
men von Kommunikation«: eine »Fortschrittsöffentlichkeit«, in der über »die 
Zukunft der Moderne« diskutiert wird sowie darüber, wie die »goods« herge-
stellt und verteilt werden (Einkommen, Ausbildung, medizinische Versorgung, 
Sozialleistungen), und eine »Nebenfolgenöffentlichkeit«, die Risiken themati-
siert (»bads«) sowie die »Normverletzungen, die vom Mainstream der national 
organisierten Fortschrittsöffentlichkeit produziert und weitgehend ignoriert 
werden«. Wichtigster struktureller Unterschied zwischen beiden Formen ist der 
Zugriff der Herrschenden. Während Fortschrittsöffentlichkeiten »gezielt« her-
gestellt werden (»man kann sie zulassen, unterdrücken usw.«, S. 172), geht das 
bei Nebenfolgenöffentlichkeiten nicht ohne weiteres, weil sie »ungeplant« ent-
stehen, sich gegen den »hegemonialen« Diskurs stellen und damit auch gegen 
»eine risikovergessene Fortschrittskoalition« schreiben und senden, »bestehend 
aus Experten, Industrie, Staat, Parteien und etablierten Massenmedien« (S. 173).

Wenn Ulrich Beck »Nebenfolgenöffentlichkeit« sagt, meint er eigentlich 
›echte‹ Öffentlichkeit (oder: Pluralismus, publizistische Vielfalt sowie den 
Zugang zu allen relevanten Informationen). Den Begriff »Nebenfolgen« hat er 
von John Dewey (1927) übernommen, für den Größe und Komplexität die größ-
ten Schwächen moderner Demokratien waren: Da wir immer und überall von 
anderen abhängen und vieles von dem, was wir tun, Konsequenzen hat, die wir 
nur bedingt oder gar nicht überschauen können, brauche es Menschen, die im 
Namen der Öffentlichkeit handeln (Beamte und Politiker zum Beispiel). Und da 
Macht missbraucht werden könne und kein Staat perfekt sei, seien Transparenz 
und Meinungsfreiheit nötig  –  nicht nur auf dem Papier. Ohne diese Vorausset-
zungen gebe es weder eine gesellschaftliche Verständigung noch einen Ausgleich 
der Interessen und auch keine valide Sozialforschung, weil die entsprechenden 
Methoden dann nicht funktionieren würden (Beck 2017: 167). 

Zugegeben: Der Begriff »Nebenfolgenöffentlichkeit« ist für Plattformen wie 
Rubikon, Multipolar oder Infosperber genauso missverständlich wie die Bezeich-
nung »Fortschrittsöffentlichkeit« für die Leitmedien der Gegenwart. Da Gabrie-
le Hooffacker RT Deutsch als »Alternativmedium« einordnet (und damit vermut-
lich auch Sputniknews, gleichfalls bezahlt aus dem russischen Staatshaushalt), 
steht zudem die Frage, wie der globale Kampf um Definitionsmacht und damit 
die Aktivitäten von Auslandsmedien in das Raster von Ulrich Beck einzuordnen 
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sind. Einerseits unterläuft RT Deutsch mit Sendungen wie »Der fehlende Part« 
ganz explizit die Exklusivität der »national organisierten« medialen Macht 
(Beck 2017: 172), andererseits aber zielt der russische Staatssender genau wie die 
Pendants aus Frankreich, China und Großbritannien oder CNN mit seinen »dis-
kursiven Weltkonstruktionen« auf die Bewahrung der »vorherrschenden Macht-
strukturen« (Karidi/Meyen 2019: 225). 

Ich schlage deshalb vor, staatlich finanzierte Medienangebote generell nicht 
als ›Alternativmedien‹ zu sehen. Außerdem dürfte deutlich geworden sein, dass 
die anderen Plattformen, um die es in dieser Debatte geht, ebenfalls keine ›Alter-
native‹ zu den Leitmedien sind. Wenn ich Medien nutze, um die Definitions-
machtverhältnisse zu beobachten und mein Verhalten entsprechend auszurich-
ten, dann kann ein Portal wie KenFM die Tagesschau, die FAZ oder meine Heimat-
zeitung nicht ersetzen. Je nach theoretischem Hintergrund bieten sich deshalb 
eher Begriffe wie heterodox, häretisch (beide bei Bourdieu) oder Gegendiskurs 
(Foucault) an. In der Szene selbst wird auch von ›freien Medien‹ gesprochen.

Journalismus, kommerzielle Medienlogik und Medialisierung

Der Aufstieg solcher Herausforderer führt zu der Frage, warum der Journalismus 
den »gesellschaftlichen Auftrag« Öffentlichkeit im Moment nicht erfüllt. Das 
Debattenformat erlaubt nicht, diese Diagnose zu belegen und mit Hilfe der vie-
len Perlen zu differenzieren, die die Leitmedien zweifellos liefern. Ich beschrän-
ke mich hier stattdessen auf drei Trends, die den Spielraum der Redaktionen 
erheblich einschränken: eine Medienlogik, die dem Imperativ der Aufmerksam-
keit folgt, Medialisierung sowie die Nähe des Journalismus zu Entscheidungs-
trägern; auch da folge ich John Dewey, der schon vor fast einhundert Jahren über 
den Zustand der Kanäle geklagt hat, die eigentlich für die Vermittlungsleistung 
prädestiniert seien (in Kurzform: nichts als Sensationen), und für deren Ver-
sagen »publicity agents« genauso verantwortlich gemacht hat wie die geradezu 
religiöse Aura und damit die Tabus, die einmal etablierte Institutionen schützen 
(etwa den Nationalstaat, vgl. Dewey 1927: 169f.). John Dewey war allerdings auch 
Pädagoge  –  ein Mensch, für den Gesellschaft aus Versuch und Irrtum besteht, 
und jemand, der an die Wissenschaft, an Aufklärung und an das journalisti-
sche Berufsethos glaubte. Wenn man den Reportern nur erlauben würde, frei 
zu arbeiten, heißt es bei Dewey (1927: 182), dann würden die Nachrichten ganz 
anders aussehen und das Wissen der Welt spannend und für jeden verständlich 
aufbereiten.

Dass die Konstruktion der Medienrealität heute nicht diesem Ideal dient, 
sondern dem Imperativ der Aufmerksamkeit folgt (vgl. Karidi 2017), hat mit 
den drei Medienrevolutionen der jüngsten Vergangenheit zu tun. Durch kom-



Journalistik 3/2020	 268

Warum der Gegendiskurs dem Journalismus helfen könnte

merzielle Fernseh- und Radioanbieter, durch das Internet und vor allem durch 
die digitalen Plattformen hat sich zum einen die Zahl der Akteure vervielfacht, 
die um Zuwendung konkurrieren. Zum anderen arbeiten viele der neuen Mit-
bewerber unter ganz anderen Bedingungen als Tages- und Wochenzeitungen 
oder öffentlich-rechtliche Rundfunkprogramme. Wenn ich Spieler im System 
habe, die nur Aufmerksamkeit maximieren müssen und Pressegesetze oder 
Rundfunkstaatsverträge genauso ignorieren können wie die öffentliche Auf-
gabe der Medien, dann hat das Folgen für alle anderen  –  auch deshalb, weil die 
Ressourcen schwinden (geteilte Aufmerksamkeit, geteilte Einnahmen) und Pre-
miuminhalte zugleich teurer werden. Das heißt: Heute müssen Journalisten viel 
schneller und mit viel weniger Geld viel mehr Inhalt produzieren als ihre Lehrer. 
Man recherchiert weniger vor Ort, man schreibt mehr voneinander ab. Die digi-
talen Plattformen sind dabei nicht nur Konkurrenten im Kampf um Aufmerk-
samkeit, sondern inzwischen zugleich Stofflieferanten und einer der wichtigsten 
Verbreitungswege für Journalismus. Das alles erklärt, warum die Leitmedien 
heute nicht nur weniger über Politik berichten als vor 30 oder 40 Jahren, sondern 
auch anders  –  mit noch mehr Fokus auf das Außergewöhnliche (Superlative, 
Einmaliges, Exklusives), Prominente und Konflikte (vgl. Meyen 2018). Anders 
ausgedrückt: Kriterien für die Selektion, Präsentation und Interpretation von 
Inhalten, die sich aus der öffentlichen Aufgabe der Massenmedien ableiten las-
sen und zur normativen Logik des Mediensystems gehören (vgl. Landerer 2013), 
haben gegenüber der kommerziellen Logik an Bedeutung verloren.

Dieser Trend wird verstärkt durch ressourcenstarke Akteure, die nach öffent-
licher Legitimation suchen, den Imperativ der Aufmerksamkeit internalisiert 
haben und es deshalb schaffen, entweder für positive Berichterstattung zu 
sorgen oder Berichterstattung zu verhindern. Was ich »Medialisierung« nenne, 
meint zum einen die Aufrüstung der Apparate, die sich um die Außendar-
stellung von Behörden, Parteien, Unternehmen oder Universitäten kümmern 
(etwa: Pressestellen, PR- und Werbeagenturen, Corporate Publishing), und zum 
anderen eine Anpassung an die Selektionskriterien kommerzieller Medien, die 
von entsprechenden Events oder Gebäuden über die Besetzung von Spitzenposi-
tionen und Medientraining bis zur internen Organisation und zur Ausbildung 
von PR-Bewusstsein beim Personal reicht (vgl. Meyen 2018). Das Konzept von 
Ulrich Beck (2017: S. 129), »Herrschaftsverhältnisse als Definitionsverhältnisse« 
zu untersuchen, wird hier greifbar: Tendenziell schrumpfende Redaktionen, die 
auch durch die technischen Möglichkeiten weit mehr Aufgaben zu bewältigen 
haben als früher, müssen sich mit PR-Maschinen auseinandersetzen, die genau 
wissen, wonach der Journalismus sucht und die besten Köpfe im Zweifelsfall 
auch kaufen können.

Diese ersten beiden Probleme (kommerzielle Medienlogik, Medialisierung) 
wurzeln auch in der Art und Weise, wie wir Journalismus im Moment organi-
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sieren  –  einerseits abhängig von kommerziellem Erfolg (etwa in Presseverlagen) 
und andererseits abhängig vom Wohlwollen der Politik (im öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk, der sich zudem schon deshalb nicht aus dem Reichweitenwett-
bewerb verabschieden darf, weil mit jedem größeren Verlust sofort die Existenz-
frage gestellt werden würde, vgl. Stuiber 1998). Diese Abhängigkeiten werden 
durch eine hegemoniale Berufsideologie verschleiert, die über Volontariate, 
Journalistenschulen und zum Teil auch von der Medienforschung reproduziert 
wird und dem Publikum suggeriert, dass Journalismus ein Handwerk sei, das 
erlernbaren Regeln folgt und weitgehend unabhängig von den handelnden Per-
sonen ist. Die entsprechenden Stichworte wurden in der Einführung genannt 
(Objektivität, Neutralität, Unparteilichkeit). 

Dieses Versprechen wird von einer Medienrealität ad absurdum geführt, die 
den Imperativ der Aufmerksamkeit bedient und von medialisierten Akteuren 
aus Politik, Wirtschaft, Sport, Kultur oder Wissenschaft auch deshalb geprägt 
werden kann, weil der Journalismus durch seine Produktionsroutinen auf offi-
zielle Quellen angewiesen ist, so oft nur den Elitendiskurs spiegelt (vgl. Bennett 
1990) und zurückgepfiffen wird, wenn doch einmal etwas anderes durchrutscht. 
Hermann und Chomsky (1988: 26-28) sprechen von »Flak« oder Störfeuer und 
meinen damit, dass Regierungsvertreter in Redaktionen anrufen, Medien selbst 
öffentlich angreifen oder Experten damit beauftragen. Der Abstand zwischen 
Aufgabe und Wirklichkeit ist eine der Ursachen für den Glaubwürdigkeitsverlust 
der Leitmedien und den Bedeutungsgewinn von Internetplattformen, die einen 
anderen Zugang zur Wirklichkeit bieten (vgl. Krüger 2016).

Dazu kommen die Rekrutierung, die Zusammensetzung und die Strukturen 
in den Redaktionen der Leitmedien, ihre engen Verbindungen zu Entschei-
dungsträgern in den schon genannten sozialen Funktionssystemen sowie die 
starke Orientierung am eigenen Berufsstand, die durch digitale Plattformen 
wie Twitter noch einmal verstärkt worden ist. Die Form eines Debattenbeitrags 
bringt es mit sich, dass ich mich auch hier beschränken und auf Differenzierun-
gen oder Relativierungen verzichten muss. Deshalb in Schlagworten: Das jour-
nalistische Feld der Gegenwart ist sozial homogen (weiße Akademiker, an der 
Spitze oft männlich) und wird vom »Habitus der Mittelschicht« dominiert  –  das 
heißt »auf Anpassung ausgerichtet« und auf »die Akzeptanz der Herrschafts-
verhältnisse« (Klöckner 2019: 33). Man kommt aus ähnlichen Verhältnissen wie 
andere Entscheider, man besucht die gleichen Universitäten, man lebt ganz ähn-
lich und sieht die Welt dann auch nicht sehr viel anders. 

Dass das so bleibt, wird über Ausbildung, Auswahl und Nähe gesichert: »Die 
Eliten suchen sich ihre Journalisten aus« (Krüger 2016: 84), füttern sie dann 
mit Zuwendung und Exklusivem und erzeugen so das, was Uwe Krüger (2016: 
105) »Verantwortungsverschwörung« nennt: Journalistinnen und Journalisten 
wissen, was gut ist und was schlecht (so ziemlich das gleiche, was die Herrschen-
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den gut oder schlecht finden), und glauben, dass sie Einfluss auf die Menschen 
haben. Also wird die Wirklichkeit »um die Teile« reduziert, »die nicht zur 
Haltung passen«, und das betont, was dem gewünschten Ziel zu helfen scheint 
(Meinhardt 2020: 87). So entstehen »Repräsentationslücken« (Patzelt 2015), die 
von anderen Plattformen gefüllt werden  –  erst recht, wenn zur ›Haltung‹ der 
Leitmedien gehört, Gegenstimmen zu delegitimieren (zum Beispiel als ›Ver-
schwörungstheorie‹ oder als ›Fake News‹; vgl. Schreyer 2018: 33) und so den 
»gesellschaftlichen Auftrag« Öffentlichkeit auch für jeden sichtbar zu verwei-
gern. 

Ausblick

Guter Journalismus kostet Geld. Alle Themen, Perspektiven, Meinungen zu ver-
öffentlichen und so für einen Ausgleich der Interessen zu sorgen oder wenigstens 
dafür, dass die gesellschaftlichen Konflikte friedlich ausgetragen werden, kostet 
Geld. Wir brauchen größere Redaktionen und dort in jeder Hinsicht mehr Diversi-
tät und Autonomie. Und wir müssen diskutieren, was der Journalismus leisten soll, 
was wir hier für Qualität halten und was wir uns das dann kosten lassen wollen.

Diese Debatte könnte die Medienforschung gewissermaßen auf ›Los‹ zurück-
führen. Karl Bücher, der Gründervater der akademischen Journalistenaus-
bildung in Deutschland, war sich am Ende eines langen Lebens sicher, dass 
die Presse »ein öffentliches Institut« sein muss, genau »wie Straßenbahnen, 
Gasanstalten, Elektrizitätswerke« (Bücher 1926: 424); und weiter im Text: »Die 
Redaktion soll ihrer Natur nach die höchsten Interessen der Menschheit ver-
folgen«  –  könne das aber nicht, solange sie Rücksicht nehmen muss auf »Privat-
interessen« (Bücher 1926: 397, 426). Anzeigenkunden, Publikumswünsche, Pro-
fit. Karl Bücher hat schon im Weltkrieg öffentlich über das Nachrichtenmonopol 
der großen Agenturen geschimpft und über den ›Tiefstand‹ des Zeitungswesens. 
Dann hat er 1919 auf Wunsch der bayerischen Räteregierung einen Gesetzent-
wurf vorgelegt, der auf eine Enteignung hinauslief und auf ein Ende des Wett-
bewerbs. Keine Anzeigen mehr an private Verleger. Dafür ein Lokalblatt pro Ort, 
herausgegeben von der Gemeinde, kostenfrei für jeden, finanziert über das, was 
Unternehmen und Behörden bekanntgeben wollen. In dem Aufsatz, den er spä-
ter nachgeliefert hat, beruft sich Bücher unter anderem auf Ferdinand Lassalle. 
Sinngemäß: weg von einer »öffentlichen Meinung«, die vom »Kapital« geprägt 
wird sowie von der »privilegierten großen Bourgeoisie«, hin zu einer »freien 
Tagespresse«, die »schwebende politische Fragen« erörtert (Bücher 1926: 396).

Die Konkurrenz, die den Leitmedien im Internet erwachsen ist, kommt 
diesem Ideal oft sehr nahe. Sie zeigt dem Journalismus, wo er den gesellschaft-
lichen Auftrag Öffentlichkeit nicht erfüllt, zwingt ihn so zur Reflexion, leistet 
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einen Beitrag zur »publizistischen Vielfalt« (Rager/Weber 1992) und hat außer-
dem schon jetzt erkennbar Einfluss auf die Leitmedien. Ich denke dabei an den 
Trend zum ›konstruktiven Journalismus‹ (vgl. Urner 2019) oder an Initiativen 
wie »Deutschland spricht« (Die Zeit). Den Begriff ›Alternativmedien‹ habe ich 
zwar verworfen, in gewisser Hinsicht eröffnen die entsprechenden Angebote 
allerdings tatsächlich ›Alternativen‹ zu kommerziellen und öffentlich-recht-
lichen Medienanbietern: Hier liegen Erfahrungen vor mit neuen Finanzierungs-
modellen (etwa: Spenden, Abonnements oder politischer Aktivismus), mit neuen 
Formen der Publikumsbeteiligung und der Publikumsbindung sowie mit einer 
Medienproduktion, die sich nicht nur von offiziellen Quellen löst, sondern mit 
einer Kritik an diesen Quellen startet. Allein die Existenz solcher Plattformen 
hat die Gesellschaft für Fragen der journalistischen Qualität sensibilisiert und so 
den Boden für die unbedingt nötige Selbstverständigung bereitet.

Die Medienforschung hat in dieser Debatte eine besondere Verantwortung. 
Ich kann den Impetus verstehen, der Gabriele Hooffacker dazu bringt, »inno-
vative Medienprojekte der kritischen Gegenöffentlichkeit« von »rückwärtsge-
wandten, rechten bis rechtsextremen« Projekten zu unterscheiden und dafür 
Wilhelm Heitmeyers Begriff der »gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit« 
zu nutzen, mit dem man sich selbst scheinbar ohne großen Aufwand »sofort 
auf der richtigen Seite fühlen« kann (Maaz 2020: 132). Ganz abgesehen davon, 
wie diese oder vergleichbare Kriterien in Inhaltsanalysen zu operationalisieren 
wären: Zum einen widerspricht die Trennung des ›Guten‹ vom ›Bösen‹ einem 
Pluralismusmodell, das davon ausgeht, dass alle Interessen und Positionen 
prinzipiell gleichberechtigt sind. Und zum anderen hat Heitmeyer selbst auf 
die Leitmedien gezeigt, wenn es darum geht, »autoritäre Versuchungen« zu 
verstehen und den Aufstieg der AfD  –  auf einen Journalismus, der sich »auf 
das verkaufsfördernde Extreme« konzentriert sowie auf ein Publikum, das er 
im »Milieu der rohen Bürgerlichkeit« verortet, wo man auf »Konkurrenz und 
Eigenverantwortung« setzt und »autoritäre Haltungen« nur mühsam »unter 
einer dünnen Schicht zivilisiert-vornehmer (›bürgerlicher‹) Umgangsformen« 
verbirgt (Heitmeyer 2018: 279, 305, 313). Auch deshalb stehen die Leitmedien und 
der hegemoniale Journalismus auf meiner Forschungsagenda viel höher als alle 
Plattformen im Internet. 
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verbieten!«. Journalisten als Wegbereiter der Pressefreiheit und Demokratie. Stuttgart 
[Reclam] 2020, 286 Seiten, 24,- Euro.

Rezensiert von Hans-Dieter Kübler

»Ich habe die Redefreiheit […] niemals als eine generelle Erlaubnis zum Fälschen 
verstanden, als Spielweise, wo aus eigener Machtvollkommenheit ohne Respekt 
vor den Tatsachen behauptet werden kann, was einem gerade gefällt« (24). Das 
ist keine zeitgenössische Mahnung aus der Ära von Fake News, Hate Speech und 
Echokammern, sondern sie stammt von Daniel Defoe, dem englischen Schrift-
steller und Journalisten. Der Autor von Robinson Crusoe schrieb dies 1712 zu Zeiten 
des Spanischen Erbfolgekriegs (1701-1714) anlässlich der Propagandalügen aller 
beteiligten Kriegsparteien.

Solchen Déjà-Vu-Erkenntnissen und Wiederentdeckungen begegnet man 
mehrfach in der ›Helden‹-Galerie des Journalismus mit 60 Porträts seit dem 17. 
bis zum 20. Jahrhundert, die die beiden ehemaligen Journalismus-Dozenten 
Haller und Hömberg zusammengestellt und publiziert haben.

Da ist der sächsische »hochgebildete Bauernsohn« (55), Johann Gottfried 
Seume (1763-1810), der durch halb Europa und auch nach Amerika wanderte und 
seine präzis recherchierten Reisereportagen schrieb. James Gordon Bennett, der 
Gründer, Herausgeber und Chefredakteur des New York Herald, veröffentlichte 
1836 erstmals ein Interview in seiner Zeitung und initiierte damit dieses neue 
journalistische Genre (vgl. 81f.). Die britische Journalistin Harriet Martineau 
(1802-1876) bestritt als eine der ersten Frauen ihren Lebensunterhalt mit regel-
mäßigen Artikeln (mitunter sechsmal die Woche) in den Londoner Daily News 
und wurde zusammen mit anderen Pionierinnen sogar von Königin Victoria 
beachtet. Der englische Journalist William Thomas Stead wollte in den 1880er 
Jahre die in London grassierende Kinderprostitution aufdecken und erfand dazu 
die Undercover-Recherche; in den USA war es die Journalistin Nellie Bly ein Jahr-
zehnt später, die sich mit riskanten Rollenspielen Zutritt zu einer Irrenanstalt 
verschaffte und damit die erste Undercover-Reporterin wurde. 
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Es gibt die Wiederentdeckung des amerikanische Verlegers Samuel S. McClure 
mit seiner reformorientierte Zeitschrift McClure's, an der auch Frauen wie die 
Journalistin Ida M. Tarbell mitarbeiteten. Er finanzierte aufwendige Recherchen 
und begründete damit die vorbildhafte Muckraking-Periode, die von der Jahr-
hundertwende bis zum Ersten Weltkrieg die neuen Magazine in den USA präg-
ten. Der Wiener Journalist Max Winter begab sich in den 20er und 30er Jahren 
des 20. Jahrhunderts als Obdachloser verkleidet in die Wiener Elendsmilieus und 
formte mit seinen etwa 1.500 akribisch recherchierten Reportagen die Sozialre-
portage. In Berlin gelangen der Sozialreporterin Maria Leitner ähnliche Rollen-
recherchen in den einschlägigen Milieus, die sie 1928/29 in der Abendzeitung 
Tempo publizierte.

Die Fotografin Gerda Taro schoss zusammen mit ihrem Lebensgefährten 
Robert Capa im spanischen Bürgerkrieg Frontfotos und starb dabei 1937. Die 
Journalistin Martha Gellhorn, die mit Ernest Hemingway verheiratet war, schil-
derte in den Kriegen des 20. Jahrhunderts (1937-1987) immer wieder die Perspek-
tiven und das Leiden der Betroffenen  –  und bezeichnete sich selbstironisch als 
Kriegsgewinnlerin. Der französische Journalist Jacques Derogy deckte in den 
1960er Jahren das brutale Vorgehen der Pariser Polizei gegen Algerier auf und 
begründete damit für die französischen Medien den investigativen Journalismus 
angelsächsischer Prägung.

Außer diesen meist vergessenen oder anders erinnerten Vorbildern des Jour-
nalismus sind markante Persönlichkeiten und Ereignisse dokumentiert: etwa 
Heinrich Heine, Georg Büchner, Karl Marx, Alexander Herzen, Émile Zola, 
Joseph Pulitzer, Paul Schlesinger, Egon Erwin Kisch, Carl von Ossietzky, Joseph 
Roth, Erich Salomon, Marion Dönhoff, Rudolf Augstein, Günter Gaus und als 
letzter Jürgen Leinemann, um nur einige zu nennen. Daneben sind pressege-
schichtlich einflussreichen Entwicklungen und Vorfälle verzeichnet, wie etwa 
die Durchsetzung der Pressefreiheit in England, Frankreich und danach in 
Deutschland im 17. und 18.Jahrhundert, die Dreyfus-Affäre, der französische 
Journalismus in der Résistance, die »Stunde Null« nach dem Zweiten Weltkrieg 
und der Kampf um den Nordwestdeutschen Rundfunk in Deutschland, die Spie-
gel- und die Watergate-Affäre, der Journalismus im polnischen Untergrund. Alle 
Beiträge werden zu Beginn des jeweiligen Jahrhunderts von den Herausgebern 
mit einem allgemein- und mediengeschichtlichen Überblick eingeleitet, so dass 
sie in einem historischen Kontext stehen. Begonnen hatte die Sammlung Micha-
el Haller mit der Rubrik »Highlights« in seiner Medienzeitschrift Message, aus 
der überarbeitet und aktualisiert etwa ein Drittel der Beiträge stammt.

Insgesamt ist ein aufschlussreicher, spannender Band über fast vier Jahrhun-
derte beispielhaften Journalismus entstanden, deren Protagonisten es alle wert 
sind, erinnert zu werden und ihnen nachzueifern, gerade in den gegenwärtigen 
widrigen Zeiten des Journalismus. Ein anregendes Lesebuch, das man zur Erin-
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nerung und Ermunterung immer wieder gern zur Hand nimmt. Leider fehlen 
ein paar einschlägige Literaturhinweise. Und zur Ergänzung könnte man sich 
vorstellen, auch eine ›Heldengalerie‹ jener Journalistinnen und Journalisten 
aufzustellen, die sich nicht so standhaft und furchtlos gegen Anfeindungen 
und Mängel der jeweiligen Verhältnisse gewehrt haben, sondern ihnen erlegen 
sind  –  etwa nach dem Motto: »Ich halte den Mund, wenn und weil es mir nützt.«

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 26. Oktober 2020, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22381

Über den Rezensenten

Hans-Dieter Kübler, geb. 1947, Dr. rer soc., war Professor für Medien-, Kultur- 
und Sozialwissenschaften an der Hochschule für angewandte Wissenschaften 
(HAW) Hamburg, Fakultät Design, Medien, Information und ist Erster Vorsit-
zender des Instituts für Medien- und Kommunikationsforschung (IMKO) e.V. 
Arbeitsschwerpunkte: Medien- und Kulturtheorie, empirische und historische 
Medienforschung sowie Medienpädagogik. Zahlreiche Publikationen, zuletzt 
folgende Bücher: (Hg.) Bildjournalismus  –  Grundlagen und Grenzfragen (2010); 
Interkulturelle Medienkommunikation (2011), zusammen mit Joachim Betz Inter-
net Governance. Wer regiert wie das Internet? (2013). Seit 2012 Mitherausgeber der 
Halbjahreszeitschrift Medien & Altern (München).

https://www.rkm-journal.de/archives/22381
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Lauren Lucia Seywald: Investigativer Journalismus in Österreich. Geschichte, 
Gegenwart und Zukunft einer Berichterstattungsform. Marburg [Büchner] 2020, 
280 Seiten, 22,- Euro.

Rezensiert von Boris Romahn

Lauren Lucia Seywald ist Master-Absolventin des Wiener Instituts für Publizis-
tik- und Kommunikationswissenschaft, freie Journalistin und Projektleiterin 
bei ichschreibe.at. In dem vorliegenden Buch verfolgt sie zwei Ziele: zum einen 
Rahmenbedingungen und Einflussfaktoren für investigativen Journalismus zu 
ergründen, zum anderen mehr über das berufliche Selbstverständnis von Medi-
enmacher*innen, die ›investigative reporting‹ betreiben, zu erfahren.

Auf gut 290 Seiten begibt sich die Autorin auf die Suche nach dem, was inves-
tigativen Journalismus und investigative Journalist*innen ausmachen (sollte). 
Nach einer achtseitigen theoretischen Einbettung, die im Wesentlichen aus 
Versatzstücken der System- und Akteurstheorie besteht, wird auf rund sech-
zig Seiten der Forschungsstand dargestellt. Seywald beschreibt Unterschiede 
und Gemeinsamkeiten der Entwicklung und Bedeutung von investigativem 
Journalismus in den USA und Österreich, analysiert, warum es das Investiga-
tive als journalistischer Berufszweig gerade in Österreich ungleich schwer(er) 
habe  –  keine Journalist*innenschulen, keine Berufszugangsprüfung i.S. einer 
Profession, kaum unterrichtetes Handwerk  –  , erklärt zentrale, rechtliche 
Aspekte von Medien- und Recherchefreiheit und stellt Finanzierungsmodelle für 
den investigativen Journalismus in Österreich vor. Dieser Teil ist schon aufgrund 
des Vergleichs von Journalismuskulturen innerhalb Europas, aber auch im Ver-
gleich zu den USA mit ihrer langen Tradition des investigativen Journalismus 
interessant.

Dann beginnt der an Seitenzahlen doppelt so starke, rund 175 Seiten umfas-
sende zweite, empirische Teil des Buches. Das methodische Vorgehen, das auf 
leitfadengestützten Interviews beruht, wird stark verkürzt dargestellt. Es soll im 
Kern um die Beantwortung dreier Forschungsfragen gehen:

1. Wie hat sich der investigative Journalismus in Österreich von seinen Wur-
zeln bis heute entwickelt?

2. Was kann der investigative Journalismus für die Medienbranche und die 
Gesellschaft leisten?

3. Was sind mögliche Entwicklungen des investigativen Journalismus in 
Zukunft?

Anschließend werden der Fragenkatalog und die elf Interviewpartner*innen 
(unter anderen Florian Klenk, Michael Fleischhacker, Eva Roither und auch der 
Betreuer der Masterarbeit, Fritz Hausjell) aus den drei Bereichen Chefredaktion, 
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Redaktion und Wissenschaft vorgestellt. Es folgt die Zusammenfassung der 
Ergebnisse, ergänzt von einem kurzen Fazit und Ausblick sowie den originalen, 
längeren und sehr lesenswerten Interview-Transkripten (Seiten 183-270).

Wer auf der Suche nach aktuellen Statements namhafter österreichischer 
Medienmacher*innen zum Thema investigativer Journalismus ist, wird von die-
sem Buch sicher nicht enttäuscht werden. In der Tat gelingen aufschlussreiche 
Einblicke in ein berufliches Selbstverständnis und dazu, wie sich investigativer 
Journalismus in Österreich in den letzten 20 Jahren entwickelt, vernetzt und 
professionalisiert hat.

Wer sich aber mit dem Lesen dieses Buches eine wissenschaftliche Klärung 
von und Auseinandersetzung mit investigativem Journalismus erhofft, muss 
etliche Abstriche hinnehmen. Erstens: Distanz. Denn der Autorin geht es darum, 
für sich »und alle interessierten Menschen herauszufinden, was es bedeutet die 
Crème de la Crème der Berichterstattung auszuüben, nicht nur theoretisch, son-
dern auch in der Praxis«. Der investigative Journalismus sei dabei »die höchste 
Kunst der journalistischen Praxis« und er »macht aus einem gewöhnlichen 
Reporter einen Meister seines Fachs«. Das zeugt von wenig Distanz und viel 
Bewunderung, eine kritische Perspektive aber fehlt  –  bei aller Zustimmung, 
dass investigativer Journalismus der Demokratie nützt.

Zweitens: Theorie. System- und Akteurstheorie kombiniert mit Siegfried Wei-
schenbergs Zwiebelmodell (1992) auf ein paar Seiten ist wenig innovativ und zur 
Theoretisierung journalistischer Praxis in einem spezifischen Medienumfeld 
sicher nicht ausreichend. Es fehlen neuere Ansätze aus der Journalistik, Öffent-
lichkeits- und Demokratietheorie und -forschung sowie Überlegungen dazu, 
inwiefern Medientechnologien ›investigative reporting‹ zum Teil erleichtern, 
zum Teil aber auch erheblich erschweren.

Drittens: Akteur*innen und Rollen. Wer sich aktuell mit investigativem Jour-
nalismus befasst, sollte sich nicht auf die festangestellten oder festen freien 
Journalist*innen beschränken, die hauptsächlich für ein Medium arbeiten, son-
dern auch diejenigen in den Blick nehmen, die außerhalb von etablierten jour-
nalistischen Strukturen arbeiten, sich mit anderen Journalist*innen weltweit 
zu Recherchenetzwerken zusammenschließen, gemeinsam Informationen sam-
meln, prüfen und zum richtigen Zeitpunkt veröffentlichen. So war das auch bei 
dem österreichischen Skandal, der unter dem Namen ›Ibiza-Affäre‹ im Mai 2019 
zum Ende der türkis-blauen Regierung geführt hat. Zu diesem ›Fall‹ findet sich 
leider in dem ein Jahr später publizierten Werk nichts, was aber dem Umstand 
geschuldet sein durfte, dass die Interviews zur Masterarbeit von Juli 2018 bis 
Februar 2019 geführt wurden, die Arbeit ggf. dann schon fertig gestellt war.

Schade auch, wenn eine Journalistin und Schreibtrainerin auf die Floskel 
zurückgreift, dass aus »Gründen der besseren Lesbarkeit auf gegenderte Formu-
lierungen verzichtet« werde. Auf dem Klappentext des im Marburger Büchner-
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Verlag erschienenen Bandes heißt es dann aber immerhin »Journalist_innen« 
und »Medienmacher_innen«.

Alles in allem hat Lauren Lucia Seywald aus ihrer Masterarbeit eine gute 
Publikation gemacht, die für all jene interessant ist, die mehr über praktischen, 
investigativen Journalismus in Österreich wissen und dazu auch Original-
stimmen aus der Medienpraxis hören wollen  –  wie zum Beispiel die der Wiener 
Journalistin Julia Herrnböck: »Ich glaube, dass [der investigative Journalis-
mus] ein wichtiger Schlüssel ist, nicht der einzige, der dem Journalismus eine 
Zukunft sichern kann. Weil es der Kern von Journalismus ist. Journalisten sollen 
beschreiben, was sie sehen, unabhängig arbeiten, kritisch sein, alles überprüfen 
und belegen. Das ist die Kernaufgabe. Und dahin zurück zu gehen, tut dem Jour-
nalismus gut« (186).

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 2. September 2020, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22252

Über den Rezensenten

Mag. Boris Romahn, LL.B., ist Senior Scientist und Studienbereichsleiter am 
Fachbereich Kommunikationswissenschaft der Paris Lodron Universität Salzburg. 
Seine Schwerpunkte in Forschung und Lehre sind Medienrecht und Medienethik, 
Öffentlichkeit und Berufsfeldforschung.

https://www.rkm-journal.de/archives/22252
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Margreth Lünenborg, Saskia Sell (Hrsg.): Politischer Journalismus im Fokus 
der Journalistik. Wiesbaden [Springer VS] 2018, 407 Seiten, 59,99 Euro.

Rezensiert von Roger Blum

Es ist eine gute Idee, gelungene Masterarbeiten zu einem gemeinsamen Makro-
Thema in geraffter Form als Band herauszugeben. Auf diese Weise wird studen-
tische Forschung gebündelt sichtbar. Margreth Lünenborg, Professorin mit dem 
Schwerpunkt Journalistik an der Freien Universität Berlin, und Saskia Sell, wis-
senschaftliche Mitarbeiterin im gleichen Bereich, haben diesen Plan umgesetzt, 
indem sie zwölf jungen Frauen und drei jungen Männern die Möglichkeit gaben, 
ihre Studien zum politischen Journalismus einem breiteren Publikum zugäng-
lich zu machen.

Die beiden Herausgeberinnen gehen dabei von einem umfassenderen Ver-
ständnis des Politischen aus, nämlich »als das die Gemeinschaft Konstituieren-
de« (4), »bei dem Journalismus stets Beobachter und Akteur, Beschreiber und 
Gestalter zugleich ist« (3). Sie grenzen deshalb den politischen Journalismus vom 
enger gefassten, sich auf die politischen Institutionen und die Politikressorts 
beziehenden Politikjournalismus ab. Geht man allerdings ihren Sammelband 
durch, so bezieht sich die überwiegende Zahl der Studien auch wieder auf das 
politische Personal, die politischen Themen und die journalistischen Konzepte. 
Neu ist vor allem, dass die Methoden vorwiegend qualitativ und nicht quanti-
tativ sind. Beim interessanten Beitrag über die Glorifizierung und Skandalisie-
rung des Wirtschafts- und Verteidigungsministers Karl-Theodor zu Guttenberg 
(Anne Holbach) fühlt man sich an die 25 Jahre zuvor erschienenen »Beziehungs-
spiele« erinnert, das Buch, in dem in ähnlicher Weise der Fall Späth und der Fall 
Stolpe thematisiert wurden (vgl. Donsbach/Jarren/Kepplinger/Pfetsch 1993).

Der Band von Margreth Lünenborg und Saskia Sell enthält Bildanalysen zu 
politischen Demonstrationen, zur Wahlkampfberichterstattung in Deutschland 
und Israel sowie zur Repräsentation junger Politikerinnen. Er untersucht die 
China-Berichterstattung, die Umweltberichterstattung, die Berichterstattung 
über die Migration aus Rumänien und Bulgarien, jene über Sexismus (Brüderle 
vs. #aufschrei) und jene über Autismus. Es ist die Rede vom Vertrauen in den 
Journalismus, vom Datenjournalismus und von Exiljournalisten, die Online-
Formate als Sprachrohr brauchen. Eine Stärke des Bandes ist, dass er politischen 
Journalismus nicht einfach nur in Deutschland analysiert, sondern interna-
tionale Bezüge herstellt. Nicht alle Beiträge sind allerdings wirklich interessant; 
und einige gelangen zu ziemlich banalen Ergebnissen. Hier sollen drei Beiträge 
referiert werden, die Neues bieten: jene über Fixer, über Bürgerjournalisten und 
über Nutzerpartizipation.
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Sophie Klein untersuchte in Israel und in den palästinensischen Gebieten 
die Rolle der Fixer, Stringer und Producer, jener Einheimischen, die als »unbe-
kannte Helfer im Auslandjournalismus« den Auslandkorrespondentinnen und 
-korrespondenten zur Hand gehen. Sie werden in den Berichten praktisch nie 
genannt. Sie wirken als Organisatoren, Türöffner, Vermittler, Übersetzer und 
führen teilweise selber journalistische Recherchen sowie Interviews durch; sie 
regen auch Themen an. Aber über die Relevanz und die Form der zu publizieren-
den Beiträge entscheiden die Korrespondenten und die Heimredaktionen. Die 
Autorin führte Leitfadeninterviews mit Fixern und deutschen Fernsehjournalis-
ten an Ort und Stelle im Nahen Osten. Sie fand heraus, dass sich die Fixer weit-
gehend selber als Journalisten sehen und die Stereotypen der Berichterstattung 
kritisieren, die zu viel den Krieg und die Konflikte und zu wenig den Alltag the-
matisiere. Fixer bringen die Interessen der eigenen Identität ein. Letztlich beför-
dert dies die Konversionstheorie, wonach das Auslandsbild der Medien sowohl 
Aspekte des Berichterstattungsgebiets als auch des Heimatlandes enthält.

Débora Medeiros arbeitet den Unterschied zwischen Bürgerjournalisten und 
traditionellen Medien am Beispiel der Debatte über neue Staudämme und das 
Waldgesetz in Brasilien heraus. Dazu unterzog sie 440 Online-Texte aus zwei 
klassischen Magazinen (»Época« und »CartaCapital«) und aus zwei Bürger-Blogs 
(»Diário da Verde« und »Blog do Sakamoto«), die allerdings von Leuten mit 
durchaus journalistischer Erfahrung betrieben werden, einer kritischen Dis-
kursanalyse. Diese ergab, dass die traditionellen Medien  –  abgesehen von ihren 
Kolumnisten  –  eher den »Fortschrittsdiskurs« pflegen, die Bürgermedien aber 
den »Nachhaltigkeitsdiskurs«. Somit kann die Autorin nachweisen, dass die 
Bürgermedien Gegenöffentlichkeit herstellen.

Jakob Kienzerle schließlich befasst sich mit der Nutzerpartizipation im pro-
fessionellen Online-Journalismus. Dabei arbeitet er mit dem von Wiebke Loosen 
und Jan-Hinrik Schmidt entwickelten heuristischen Modell der Publikumsin-
klusion, das Systemtheorie und Inklusionstheorie kombiniert (Loosen/ Schmidt 
2012). Er geht der  –  bisher in der Forschung vernachlässigten  –  Frage nach, 
wie die verschiedenen Elemente der Nutzerpartizipation auf den Websites prä-
sentiert werden. Dort, wo Nutzerkommentare prominent gezeigt werden, wird 
ihnen entsprechende Relevanz zugeschrieben. Kienzerle schlägt deshalb eine 
Modifikation des Modells von Loosen und Schmidt vor, indem die Präsentation 
partizipativer Elemente als neue analytische Dimension eingeführt wird.

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 9. Juli  2018, abruf-
bar unter https://www.rkm-journal.de/archives/22059

https://www.rkm-journal.de/archives/22381
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Über den Rezensenten

Dr. Roger Blum ist emeritierter Professor für Kommunikations- und Medien-
wissenschaft an der Universität Bern und aktuell Ombudsmann für die SRG 
(Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft) in der Deutschschweiz. Seine 
Forschungsgebiete sind Mediensysteme, politischer Journalismus, Medienethik 
und Mediengeschichte.
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Patricia Müller: Social Media und Wissensklüfte. Nachrichtennutzung und politische 
Informiertheit junger Menschen. Wiesbaden [Springer VS] 2019, 347 Seiten, 49,99 
Euro.

Rezensiert von Hans-Dieter Kübler 

Die Nutzungszahlen indizieren es schon seit längerem: Wenn Jugendliche und 
junge Erwachsene sich überhaupt noch über das aktuelle Geschehen mittels 
Nachrichten informieren, tun sie es lieber im Netz, anhand von Webseiten und 
Social Media. Die klassischen Nachrichtenmedien wie Hörfunk und Fernsehen, 
vor allem aber die analoge Tageszeitung sind weitgehend abgemeldet. Pointier-
ter, bunter, kurzweiliger, oft in boulevardesker Zuspitzung und mit der Vorgau-
kelung schnellen Überblicks vermitteln die elektronischen Versionen gerade für 
wenig politisch interessierte Nutzer*innen ihre Botschaften, so dass sie bei ihnen 
oft genug Eindrücke umfassenden Informiertseins hinterlassen.

Trotz etlicher einschlägiger Beobachtungen und kleinerer Studien sei bislang 
noch kaum »umfassend geklärt« (285) und empirisch belegt worden, wie sich 
dieses veränderte Nachrichten- und Informationsverhalten auf die politische 
Informiertheit junger Menschen auswirkt, begründet die Autorin das Anlie-
gen ihrer an der Universität Hohenheim verfassten, umfangreichen Disserta-
tion (2017), die nun in gekürzter und überarbeiteter Fassung vorliegt. Allerdings 
erfolgte die empirische Erhebung, eine zweiwellige Online-Befragung von gut 
560 16- bis 29jährigen, quotiert nach Geschlecht, Alter und Bildung, bereits 
Ende 2012 und Anfang 2013  –  eine in der Online-Ära erhebliche Zeitspanne, die 
manche Veränderungen zwangsläufig ignorieren muss und im Detail nicht mehr 
unbedingt aktuell ist, wie die Autorin am Ende, bei ihrer löblichen Reflexion, 
selbst einräumt (vgl. 299). Umso aufschlussreicher und gründlicher sind die 
theoretischen und methodischen Aufarbeitungen, die sie in vorbildlicher, syste-
matischer und differenzierter Weise vornimmt und damit diese Dissertation zu 
einem vorzüglichen Exempel einer Qualifikationsarbeit macht.

Als theoretischen Bezugspunkt zieht die Autorin die Wissenskluft-Forschung 
heran, wie sie seit den 1970er Jahren entwickelt wurde; die arbeitet sie gründ-
lich und systematisch auf, womit sie über einige schon verfügbare Übersichten 
hinaus zum einen einen differenzierten Forschungsreport liefert, zum ande-
ren aber auch eine solide Basis für die Forschungsfragen und methodischen 
Überlegungen ihrer empirischen Erhebung vorlegt. Nur am Rande konnte im 
Rahmen einer solchen Qualifikationsarbeit bedacht werden, ob auch andere the-
oretische Ansätze  –  etwa Uses-and-Gratifications- oder Information-Seeking-
Approach  –  nicht ebenso oder gar besser zur theoretischen Explikation geeignet 
gewesen wären, da die Wissenskluft-Hypothese eine gewisse zeitliche Dynamik 
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und soziale Generalität unterstellt, die bei solch überschaubaren Studien kaum 
erreicht werden können.

Die Forschungsfragen beschäftigen sich zunächst mit der (habituellen) Nach-
richtennutzung junger Menschen, ihrer Bildung und Motivation, ihren gewohn-
ten Nachrichtenrepertoires und den gewählten Formaten  –  von Qualitätsme-
dien bis zu Social Media  –, die sich zu fünf Nutzertypen clustern lassen, mit 
ihrem Vor- und Themenwissen, sodann mit der Fähigkeit und der Praxis der 
Informationsverarbeitung und der damit einhergehenden Entwicklung von Wis-
sensklüften sowie mit der Rolle politischer Gespräche und dem Austausch via 
Social Media. Relativ beliebig fallen die jeweils gewählten Themen, nämlich die 
Kanzlerkandidatur Peer Steinbrücks und die Energiewende, aus. Und wie diese 
Themen in den diversen Medien jeweils präsentiert wurden, hätte mit allerdings 
recht schwierigen Inhaltsanalysen eruiert werden müssen, wie die Autorin wie-
derum konzediert, die sie aber nicht leisten konnte. So bleibt etliches im Vagen. 
Gleichwohl wertet die Autorin die erhobenen Daten überaus systematisch und 
vielfältig aus, um differenzierte Profile von Nutzung und Informiertsein zu 
bekommen.

Ungewöhnlich überraschend sind die Befunde  –  wie zu erwarten  –  kaum: 
Entgegen manchen eilfertigen Vorurteilen zeigte sich die Mehrheit der 16- bis 
23-Jährigen am aktuellem politischen Geschehen durchaus interessiert, aller-
dings eher an strukturellen Themen wie Umwelt und Energiewende und weniger 
an den kuranten politischen Events. Das Bildungsniveau und mit ihm dezidier-
tes politisches Interesse haben Einfluss auf die Wahl der Nachrichtenmedien, 
wobei  –  damals  –  die öffentlich-rechtlichen TV-Nachrichten oder journalis-
tische Nachrichten-Websites noch einen markanten Stellenwert hatten. Ent-
sprechend beeinflussen Vorwissen und gründliche Informationsverarbeitung 
Qualität und Intensität des Wissenserwerbs  –  natürlich nur bezogen auf besagte 
Themen.

Mitunter vorgebrachte Hoffnungen, dass wenig politisch interessierte und 
niedrig gebildete junge Menschen von den schicken und bunten Boulevardmedi-
en und Online-Netzwerken für ihre politische Information profitieren könnten, 
haben sich nicht erfüllt. Eher gedeihen besagte Illusionen des (oberflächlichen) 
Überblickwissens, das sich nur an Äußerlichkeiten und Keywords festmacht. 
Und auch für Fähigkeiten, wahre und falschen Informationen unterscheiden zu 
können und nicht Fake News aufzusitzen, bedarf es gründlicher, sorgfältiger 
Schulung, die besagte Online-Medien meist verweigern. Ob dafür auch Gesprä-
che und Austauschformen in Peer Groups Hilfen sein können  –  oder eher ver-
stärkend bzw. ablenkend wirken  –  müsste gesondert untersucht werden.

Diese Rezension erschien zuerst in rezensionen:kommunikation:medien, 29. Januar 2019, 
abrufbar unter https://www.rkm-journal.de/archives/21660

https://www.rkm-journal.de/archives/21660
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Wer sich mit Politik und gesellschaftlicher Meinungsbildung auseinandersetzen 
will, muss sich auch mit dem Thema ›Storytelling‹ beschäftigen – sonst kann er 
einen wesentlichen Teil der Politik weder verstehen noch beeinflussen. Denn 
Geschichten und Narrative sind in gesellschaftlichen und politischen Diskus-
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